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	Die Arbeit beschäftigt sich mit der Frage: Wie ist der Schutz von Kulturgütern in Lateinamerika rechtlich geregelt, und in welcher Weise werden indigene Kulturgüter innerhalb solcher Regelungen berücksichtigt? Die Frage besteht aus zwei Teilen. Der erste Teil betrifft eine vergleichende Analyse der geltenden Regelungen über den Schutz materieller Kulturgüter Lateinamerikas. Unterstrichen wird dabei ein Aspekt des Rechtsschutzes von Kulturgütern, nämlich die Regelung des Eigentums. Der zweite Teil der Frage, der sich auf die Berücksichtigung der materiellen Kulturgüter der indigenen Völker bezieht, wird bei der Untersuchung der verschiedenen Rechtsinstrumente beachtet. Dabei geht die Arbeit von der Annahme aus, dass die indigenen Völker ein Interesse an der Kontrolle der mit ihrer Kultur verbundenen Güter haben, welches von den Rechtsnormen in der Regel nicht in Betracht gezogen wird.
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           Der Schutz der Kulturgüter erweist sich weltweit als unerlässlich. Dies betrifft etwa die Kontrolle des Zugangs zu archäologischen, historischen und künstlerischen Gütern und die Verhinderung ihrer Plünderung und des damit verbundenen rechtswidrigen Handels.1 In einigen Regionen der Welt ist die Gefährdung der Güter jedoch größer als in anderen, vor allem in den Herkunftsländern, die sich von den so genannten Import- oder Marktländern unterscheiden.2 In den Ländern Lateinamerikas ist das Schutzbedürfnis besonders groß. Aus diesem Grund wird in der vorliegenden Arbeit untersucht, wie der heutige Stand der Regelungen für den Schutz von Kulturgütern in einigen mittel- und südamerikanischen Ländern aussieht.

           Zum Kern der Arbeit gehört es aber auch festzustellen, ob und wie die Interessen der indigenen Völker in solchen Regelungen berücksichtigt werden. Der kulturelle Reichtum Lateinamerikas ist mit der ethnischen Vielfalt dieses Erdteils wesentlich verbunden, was darauf zurückzuführen ist, dass 7,71 Prozent der Bevölkerung etwa 400 indigenen Völkern angehören.3 Daher sollen die Länder der Region nicht nur allgemeine, meistens auf internationaler Ebene entwickelte Rechtsnormen beachten, die den Schutz von Kulturgütern normieren. Sie sollen auch den Schutz der Kulturgüter der indigenen Völker garantieren. Die Hauptfrage der Arbeit lautet somit: Wie sind der Schutz und das Eigentum von Kulturgütern in Lateinamerika rechtlich geregelt, und in welcher Weise werden indigene Kulturgüter innerhalb solcher Regelungen berücksichtigt?

           Die Hauptfrage besteht aus zwei Teilen: Der erste Teil der Hauptfrage betrifft eine vergleichende Analyse der geltenden Regelungen über den Schutz materieller Kulturgüter Lateinamerikas. Unterstrichen wird in der vorliegenden Arbeit ein Aspekt des Rechtsschutzes von Kulturgütern, nämlich die Regelung des Eigentums. Betrachtet werden diejenigen Länder, die der einzigen im Rahmen der Organisation der Amerikanischen Staaten (OAS) abgeschlossenen Konvention zum Schutz des Kulturerbes, nämlich der Konvention über den Schutz des archäologischen, historischen und künstlerischen Erbes der amerikanischen Staaten (San Salvador-Konvention von 1976), beigetreten sind. Diese Länder sind: Argentinien, Bolivien, Ecuador, El Salvador, Costa Rica, Guatemala, Haiti, Honduras, Nicaragua, Panama, Paraguay und Peru. Der zweite Teil der Hauptfrage bezieht sich auf die Berücksichtigung der materiellen Kulturgüter der indigenen Völker innerhalb solcher normativen Regelungen.

           1. Beim ersten Teil der Hauptfrage ist zu beachten, dass die auf nationaler und regionaler Ebene existierenden Normen zu einem erheblichen Teil das Ergebnis internationaler Bemühungen sind, die zum Beschluss universeller Vereinbarungen geführt haben. Dies betrifft insbesondere die 1970 beschlossene UNESCO-Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgütern, die um die 1995 erlassene UNIDROIT-Konvention über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter ergänzt wurde. Weil die nationalen und regionalen Normen in der Regel universell anerkannte Grundsätze widerspiegeln, sind in den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention die nationalen, regionalen und universellen Normen komplementär. Bei der Betrachtung des auf nationaler Ebene geltenden Rechtsrahmens sind infolgedessen nicht nur die nationalen Gesetze, sondern auch das auf universeller und regionaler sowie bilateraler Ebene geschaffene Rechtsinstrumentarium in den Blick zu nehmen.

           Letzteres wirft zwei untergeordnete Fragen auf. Die erste lautet: Welche Gegenstände werden von den für Kulturgüter geltenden Rechtsnormen erfasst?

           In der Regel werden in jedem rechtlichen Instrument an erster Stelle die geschützten Kulturgüter genannt. Die oben genannten internationalen und regionalen Regelungen erfassen nur materielle Kulturgegenstände; in den nationalen Rechtsordnungen werden aber manchmal auch immaterielle Güter einbezogen. Die in dieser Arbeit zu behandelnde Problematik bezieht sich jedoch auf die speziellen Normen über „materielle“ bewegliche Kulturgüter, die von den nationalen Gesetzen zum Kulturgüterschutz erfasst werden. In den letzten Jahren wird das Thema des Schutzes „immaterieller“ kultureller Ausdrucksformen und traditionellen Wissens der indigenen Völker und traditioneller Gemeinschaften zunehmend berücksichtigt. Dieses Thema wird eingehend in Verbindung mit dem geistigen Eigentum4 und der Regelung des Zugangs zu biologischen Ressourcen sowie mit der Erhaltung der biologischen Vielfalt5 behandelt. Zu beachten ist dabei, dass die Unterscheidung zwischen körperlichen und unkörperlichen Gegenständen, die im westlich-industrialisierten Denken vorherrscht, für die indigenen Völker nicht ohne Weiteres zutrifft.6 Folklore, Rituale, Traditionen und Glauben sowie soziales Wissen, Sitten und Lebensweisen, die die ethnische Mentalität ausdrücken, wären in der Tat zum kulturellen Erbe im weiteren Sinne zu rechnen.7 Aus juristischer Sicht entfernt sich jedoch das Thema des Schutzes der immateriellen indigenen Kulturgüter aus dem Schutz der materiellen Kulturgüter.8 In der vorliegenden Arbeit wird die spezifische Problematik des Schutzes immaterieller Kulturgüter daher nur am Rande behandelt.

           Auch werden die spezifischen Normen für auf dem Meeresboden, in Küstengewässern oder auf Hoher See aufgefundene Kulturgüter außer Betracht gelassen.9 Weil die hier zu betrachtenden Normen den Schutz von Kulturgütern in Friedenszeiten regeln, wird im Rahmen dieser Arbeit der Schutz der Kulturgüter in bewaffneten Konflikten ebenfalls nicht berücksichtigt.

           Die zweite bei der vergleichenden Betrachtung der Rechtsinstrumente relevante Frage lautet: Wie wird der Schutz von Kulturgütern geregelt?

           Kulturgüter werden in Friedenszeiten aus unterschiedlichen Perspektiven geschützt. Was bewegliche materielle Kulturgüter angeht, richten sich die internationalen Regelungen insbesondere auf die Unterbindung des internationalen illegalen Handels, etwa mittels des Verbots bzw. der Verhinderung des Exports und des Imports von illegal entfernten Kulturgütern. Andererseits bezwecken sie die Rückführung von Kulturgütern, die aus dem Herkunftsstaat rechtswidrig entfernt wurden. Auf nationaler Ebene ist andererseits das Hauptziel zahlreicher Rechtsordnungen, die allgemeinen Privateigentumsgrundsätze einzugrenzen, zum Beispiel durch die Festlegung der Unveräußerlichkeit kultureller Gegenstände.

           Die vorliegende Arbeit richtet ihren Fokus auf den letztgenannten Aspekt des Kulturgüterschutzes, nämlich auf das Thema des Eigentums von Kulturgütern. Generellere Aspekte werden jedoch ebenfalls behandelt. Zuerst wird der allgemeine Rahmen der Arbeit vorgestellt (1. Kapitel). Es folgt im 2. Kapitel ein Überblick über die rechtlichen Bestimmungen auf den unterschiedlichen Ebenen und ferner werden im 3. Kapitel die Regelungen zur Bestimmung des Schutzgegenstandes in den jeweiligen Rechtsinstrumenten dargelegt. Das Thema des Eigentums von Kulturgütern wird im 4. Kapitel der Arbeit untersucht. Zuletzt folgt eine allgemeine zusammenfassende Bewertung (5. Kapitel).

           2. Der zweite Teil der Hauptfrage, der die Berücksichtigung der materiellen Kulturgüter der indigenen Völker innerhalb der Regelung über den Kulturgüterschutz in Lateinamerika betrifft, wird bei der Untersuchung der verschiedenen Rechtsinstrumente in den unterschiedlichen Teilen der Arbeit beachtet. Dabei geht die Arbeit von der Annahme aus, dass die indigenen Völker ein Interesse an der Kontrolle der mit ihrer Kultur verbundenen Güter hätten. Der Fall der Aymara-Textilien aus Coroma (Bolivien), in dem die Entfernung traditioneller Textilien (q'ipis) und deren rechtswidriger Verkauf nicht nur das Wohlergehen der Coroma-Gemeinschaft, sondern auch ihr Überleben als kulturelle Gruppe bedrohte,10 bringt das vitale Interesse der indigenen Völker an der Kontrolle der illegalen Entfernung und des illegalen Handels von Kulturgütern zum Ausdruck. Dieser Fall ist aber keinesfalls ein isoliertes Ereignis. Eine der Prioritäten von lateinamerikanischen Museen und ähnlichen Einrichtungen ist seit langem die Bekämpfung dieser rechtswidrigen Handlungen in der Region. In diesem Sinne versuchte der ICOM durch die Veröffentlichung des Werkes „One Hundred Missing Objects“ sowohl die Eindämmung des illegalen Handels zu unterstützen als auch die Bewusstseinsbildung der Bevölkerung hinsichtlich indigener Kulturgüter zu fördern. In der Ausgabe, die sich mit der Problematik in Lateinamerika beschäftigt, wurden unterschiedliche Fälle vorgestellt, die sich in Museen, Kirchen, Gemeinschaften und archäologischen Zonen Lateinamerikas ereignet haben, darunter das Beispiel der q'ipi von Coroma. Die Veröffentlichung beschrieb aber nur einen geringen Anteil der Gesamtproblematik.11

           Weil es sich in bestimmten Fällen um Kulturgüter handelt, die eine direkte Beziehung zu indigenen Gruppen und nicht unmittelbar mit dem ganzen Land haben, können aber die Interessen der indigenen Völker von denen des Staates abweichen.12 In der Tat besteht zwischen der nationalen Identität und subnationalen oder tribalen Identitäten eine stete Spannung.13 Dies hat dazu geführt, dass die differenzierten Interessen der indigenen Völker in der Regel von den speziellen Rechtsnormen nicht direkt anerkannt werden.14 In der UNESCO-Konvention von 1970 ist in diesem Sinne keine ausdrückliche Berücksichtigung indigener Rechte zu finden. In der 1976er San Salvador-Konvention wird jedoch die Besorgnis um die illegale Entfernung und Bewegung von Kulturgütern der indigenen Völker Lateinamerikas geäußert. Am Anfang ihrer Präambel ist in diesem Sinne zu lesen: „Having seen the continuous looting and plundering of the Native cultural heritage suffered by the countries of the hemisphere, particularly the Latin American countries.“ Weiterhin enthält die in der San Salvador-Konvention festgelegte Auflistung von erfassten Kulturgüterkategorien diejenigen „belonging to American cultures existing prior to the contact with European culture“.15 Indigene Kulturgüter werden von der San Salvador-Konvention aber nur dann geschützt, wenn sie Bestandteil des Kulturerbes jedes Staates sind, sodass indigene Völker im Rahmen der San Salvador-Konvention als differenzierte Beteiligte nicht anerkannt werden.

           Auf nationaler Ebene tendieren die Rechtsordnungen Lateinamerikas dennoch in den letzten Jahren zu einer Verbesserung der Rechtslage der indigenen Völker. Gegenwärtig ist die Anerkennung ihrer kulturellen Rechte in den Rechtsordnungen mittel- und südamerikanischer Staaten zwar nicht ungewöhnlich, aber sie sind doch noch nicht umfassend gesichert. Die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention neigen in der Tat zur Gewährung eines speziellen Schutzes für bestimmte, indigenen Völkern gehörende Kulturgüter. Der Fall der Aymara-Textilien aus Coroma führte beispielsweise dazu, dass der bolivianische Staat deren Wiedererlangung durch die Gemeinschaft selbst erlaubte.16 In Guatemala17 genießen indigene Kulturgüter ebenfalls einen speziellen Schutz, ferner in der panamaischen Rechtsordnung in gewissem Maße die vom Cuna-Volk hergestellten molas.18 Es lässt sich aber generell feststellen, dass indigene Kulturgüter auf innerstaatlicher Ebene prinzipiell als Bestandteil des Kulturerbes eines Staates geschützt werden. Hierfür sind mehrere Gründe zu nennen. Einerseits wird indigenen Rechten auf der internationalen Ebene in jüngerer Zeit mehr Beachtung geschenkt. Andererseits konzentriert sich die aktuelle Diskussion über den Schutz von Schöpfungen der indigenen Völker mehr auf diejenigen immaterieller Natur als auf diejenigen, die aus Materie bestehen. Dies lässt sich sowohl innerhalb der Rechtswissenschaft als auch in anderen Fachdisziplinen erkennen.
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              1
              Das ist ein weltweites Phänomen. Besonders dringend in Regionen, in denen gegenwärtig bewaffnete Konflikte stattfinden, wie etwa im Irak und in Afghanistan. Jedoch auch in anderen Regionen, unabhängig davon, ob bewaffnete Konflikte stattfinden. Gut dokumentiert ist unter vielen anderen der Fall der Vigango aus Kenia; siehe Udvardy 2003.
            
          

          
            
              2
              In der Regel handelt es sich um Entwicklungsländer, aber nicht immer. Weitere Staate, wie etwa Italien, Japan und Griechenland zählen auch zu den Herkunftsländern. Es gibt aber auch Länder, die sowohl Ursprungs- als auch Marktländer sind, wie es bei den drei genannten Ländern der Fall ist.
            
          

          
            
              3
              OAS-Dokument OEA/Ser.G/CP/doc.3281/00, 15.03.2000, Informe Anual del Instituto Indigenista Interamericano a la OAS-Asamblea General.
               http://scm.oas.org/Reference/spanish/III/INFORME%20ANUAL%20-%202000.txt (Zugriff am 15.06.2009). Andere Quellen weisen auf 671 Völker hin; siehe Báez 2009.
            
          

          
            
              4
              Insbesondere wird auf internationaler Ebene diskutiert, ob Schutzformen des geistigen Eigentums zum Schutz indigener immaterieller Ausdrucksformen geeignet sein können. Die Diskussionen finden in erster Linie in der World Intellectual Property Organization und der UNESCO statt; daran beteiligen sich nicht nur Regierungsvertreter, sondern auch NGOs und indigene Gruppen selbst.
            
          

          
            
              5
              Die Problematik zum Schutz der indigenen Gemeinschaften und deren geistigen Schöpfungen zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zum Zugang zu biologischen Ressourcen wird besonders bei der CBD und der WIPO behandelt.
            
          

          
            
              6
              Vgl. Ramsauer 2005, S 47. Ramsauer nennt den Fall M*, Payunka, Marika and Others vs. Indofurn Pty. Ltd., in dem das Gemälde einer Landschaft aus der Perspektive des autochthonen Volks von der ganzen Landschaft selbst nicht zu differenzieren war.
            
          

          
            
              7
              Nach dem Eingeborenen- bzw. Stammrecht von manchen Kulturen herrscht besonders bei kultischen Gegenständen sogar die Vorstellung, dass diese nicht im Eigentum von Menschen stehen können, weil sie von Göttern gemacht oder sogar selbst göttlich sind. Weidner 2001, S. 35 (Fußnote 9).
            
          

          
            
              8
              Daher spricht Gornig in diesem Zusammenhang von der Etablierung eines „dualen Schutzsystems“ auf internationaler Ebene. Vgl. Gornig 2007, S. 20.
            
          

          
            
              9
              Regelungen der 2001 angenommenen Konvention zum Schutz des Kulturerbes unter Wasser.
            
          

          
            
              10
              Dieser Fall wird im Laufe der Arbeit weiter erörtert.
            
          

          
            
              11
              Vgl. ICOM 1997, S. 8.
            
          

          
            12Bauer weist darauf hin, dass „[…] while local communities may share their government’s goals to protect archaeological resources and to reclaim materials through repatriation, many may feel that relocation or repatriation of the region’s objects to a national repository is unsatisfactory, for it does not allow them to reap either the economic (through tourism) nor the symbolic (through proximity) benefits.“ Vgl. Bauer 2008, S. 713.
          

          
            
              13
              Vgl. Kenety 1990, S. 9.
            
          

          
            14Punktuelle Ausnahmen dieser Regel gibt es aber. Auf internationaler Ebene werden indigene Kulturgüter („sacred or communally important cultural object belonging to and used by a tribal or indigenous community in a Contracting State as part of that community’s traditional or ritual use“) in der UNIDROIT-Konvention von 1995 ausdrücklich unter den Kulturgütern genannt, die durch das in der Konvention geregelten Verfahren zurückgeführt werden dürfen (Art. 3 Abs. 8, UNIDROIT-Konvention von 1995). Auf nationaler Ebene gibt es Statuten, in denen menschliche Überreste von den ursprünglichen Gruppen wiedererlangt werden können. Das ist der Fall bei der NAGPRA in den USA. Vgl. Jayme 2005, S. 935.
          

          
            
              15
              Art. 2 Buchst. a San Salvador-Konvention.
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              Dekret 22456, 1990.
            
          

          
            17 Dekret 426, 1947.
          

          
            18 Art. 1–15 Gesetz 26, 1984.
          

        

      

    

  
    
      
        
          
            1. Kapitel: Rahmen der Arbeit
          

        

      

      
        
           Im Folgenden werden diejenigen normativen und konzeptuellen Aspekte behandelt, die den wesentlichen thematischen Inhalten der Arbeit einen Rahmen verleihen. Es erscheint zunächst erforderlich, einen Überblick über den faktischen Hintergrund bezüglich der Entfernung und Überführung von Lateinamerikas Kulturgütern vorzustellen. Denn ein Hauptthema der Arbeit besteht darin, festzustellen, inwiefern die Interessen der indigenen Völker in den Regelungen zum Schutz der Kulturgüter berücksichtigt werden; danach wird die Entwicklung der Anerkennung der Rechte dieser Völker auf internationaler und regionaler Ebenen zusammengefasst. Und schließlich werden die unterschiedlichen Vorgehensweisen kurz beschrieben, die sich einerseits zum Schutz immaterieller Schöpfungen und andererseits zum Schutz körperlicher Kulturgegenstände, die indigenen Völkern gehören, entwickelt haben.

          a. Hintergrund

           Kulturgüter aus Lateinamerika werden seit der Eroberung durch die Europäer im späten 15. Jahrhundert aus ihren ursprünglichen Kontexten entfernt. Die Suche nach Goldgegenständen und Edelsteinen hat die von den Spaniern durchgeführte Eroberung des Nuevo Mundo geprägt. Zahlreiche Expeditionen machten sich nach dem sagenhaften, mit Gold im Überfluss gesegneten El Dorado auf; die geschätzten Gegenstände hatten indes für die Eroberer als Kunst- oder Kulturgegenstände keinen Wert hatten. Weil Eroberer eher persönlicher Bereicherung und aus Ruhm handelten, hatten sie es nur wegen des reinen Materialwertes der Edelmetalle und - steine. Diese rücksichtslose Vorgehensweise wird in gewissem Maße bis Gegenwart fortgeführt, wenngleich nicht durch die damals herrschenden imperialen Mächte. Aber während vor rund zwei Jahrhunderten die europäischen Kolonialmächte aufgrund der Unabhängigkeitskriege diese Länder zu verlassen begannen, sind die geraubten Kulturschätze immer noch unter ihrer Verfügungsgewalt. Der ICOM hat jedoch geäußert, der gegenwärtige Verlust von Kulturgütern Lateinamerikas sei so bedeutend und vervielfache sich so schnell, als würde der Kontinent ausbluten.1 Ecuadors Reichtum an präkolumbischen künstlerischen Gegenständen hat beispielsweise unzählige Grabräuber angezogen, die die historischen Stätten Ecuadors rücksichtslos ausplündern und inzwischen finden sich fast mehr wertvolle ecuadorianische präkolumbische Objekte in europäischen Sammlungen als in Ecuador selbst.2

           Obwohl Plünderung und illegaler Handel von Kulturgütern seit langem in Lateinamerika existieren, wurde die Problematik erst ab den sechziger Jahren weltweit aufgegriffen, besonders bezüglich archäologischer Stätten. In ihrer 1969 veröffentlichten Studie zeigte Coggins, wie besorgniserregend die Plünderung von archäologischen Gütern in Lateinamerika sei. Auf die so genannte Maya-Krise3 machte sie ihre Kollegen durch konkrete Fälle aufmerksam. Sie beschrieb, wie diese Güter nicht nur auf rechtswidrige Weise ausgegraben, sondern auch zerlegt und illegal weiterveräußert wurden.4 Zu den bekanntesten Ereignissen zählt der Fall des archäologischen Geländes Peten in Guatemala. Seit fünf Jahrzehnten werden seine Maya-Stelen5 in kleine Stücke gesägt, damit sie besser transportiert werden können. Anschließend werden sie veräußert und gelangen so in Privatsammlungen bzw. Museen anderer Länder. Aus diesem Grund sind die Hieroglyphen, die sich auf ihren Oberflächen befanden, nicht mehr zu entziffern. Somit werden die Beziehungen der Stelen untereinander und zwischen ihnen und dem ganzen Gelände zerstört, sodass die Erforschung einer Kultur, von deren Geschichte die Stelen zeugen, heute fast unmöglich ist.6 Denn an einem archäologischen Objekt hängen weit größere Werte als der reine Sachwert, die weit mehr zu bieten haben, als der monetäre Handelswert.7 Allgemein wird die wachsende Nachfrage nach Kulturgütern als die wichtigste Ursache für die gesamte Problematik erwähnt.8 Nach Aussage sowohl von Museen9 als auch von Privatsammlern10 sind moderne und präkolumbische Kunst die zwei größten Bereiche von Akquisitionen.11 So wurden zum Beispiel Maya-Güter aus der Peten-Region in Guatemala12 in den achtziger Jahren routinemäßig in den Katalogen von Sotheby's angeboten. Beim Auktionshaus Christie's kann heutzutage eine einzige Olmeke-Schnitzerei aus Serpentin beispielsweise bis zu 70.000 Dollar kosten, obwohl sie außerhalb ihres ursprünglichen Kontexts an einem Maya-Grab nichts darüber berichten kann, weshalb die Mayas das frühe Olmeke-Volk verehrten.13

           Wenn Zahlen der Exponate in den Katalogen von Museen zu finden sind, sind sie erstaunlich hoch. Zahlreiche Kulturgüter lateinamerikanischer Herkunft findet man beispielsweise in Katalogen berühmter Museen der USA. Zwar darf man nicht davon ausgehen, dass jeder Gegenstand rechtswidrig erworben wurde. Man kann als Beispiel die Zahlen anthropologischer Gegenstände aus den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention heranziehen, die in den Katalogen des Yale Peabody Museum und dem Department of Anthropology des Smithsonian National Museum of Natural History stehen: Bolivien: 576; Chile: 29; Costa Rica: 1.820; Ecuador: 2.749; Guatemala: 1.978; Nicaragua: 1.324; Panama: 8.123 und Peru: 8.794.14 Es sind also nur in diesen zwei Institutionen mehr als 25.000 Objekte unter den genannten Rubriken. In diesen Fällen bieten die Kataloge Informationen zur Herkunft der Objekte und zum Teil auch dazu, wann sie in das Museum gekommen sind. Einige Studien haben jedoch gezeigt, dass für über 70 Prozent der archäologischen Objekte, die in den Ausstellungs- und Verkaufskatalogen stehen, keine Informationen über ihre Herkunft zur Verfügung stehen.15

           Nach einer 1983 veröffentlichten anthropologischen Studie wurden zwischen 1940 und 1968 etwa 100.000 im peruanischen Gelände Batan Grande gemachte Grabungen entdeckt.16 In Belize seien damals etwa 73 Prozent der wichtigsten archäologischen Stätten geplündert worden.17 Einigen Anthropologen zufolge sind über 50 Prozent der archäologischen Felder in Guatemala, El Salvador und Costa Rica wegen Plünderungen so stark beschädigt, dass sie nicht mehr wissenschaftlich erforscht werden könnten.18 Denkt man daran, dass bei der Plünderung eines einzigen Grabes im Jahr 1965 vermutlich etwa 40 Kilogramm Goldschmuck gefunden wurden,19 dann erklärt sich das große Interesse von selbst.

           Neben der immer noch zunehmenden Nachfrage wirkt hier auch der Mangel an wirksamer Kontrolle in den Herkunftsländern mit. Im Allgemeinen haben die Herkunftsländer Gesetze zur Bekämpfung unzulässiger Ausgrabungen und illegalen Handels dieser Gegenstände erlassen, aber sie werden nicht in jedem Fall angewendet. Zusammen mit dem zunehmenden Interesse an Kulturgütern entwickelte sich ein schwarzer Markt, denn der internationale illegale Handel von Kulturgütern blüht dank einer großen Industrie, die in mancher Hinsicht von der organisierten Kriminalität versorgt wird.20 So stammen einige der von Coggins beschriebenen Gegenstände, die auf den Markt und in berühmte Museen gekommen sind, nicht nur aus wenig bekannten bzw. unbekannten archäologischen Geländen, sondern auch aus solchen, die als nationale Monumente Guatemalas anerkannt worden sind.21

           Hier kommen außerdem die Popularität von Kulturgütern Lateinamerikas im Ausland, ihre Unzugänglichkeit sowie die hohen Kosten für die Implementierung effektiver Kontrollmaßnahmen zusammen.22 Thorn hat den illegalen Handel mit archäologischen Gütern in Lateinamerika folgendermaßen beschrieben: „Zunächst plündern die so genannten ‚Huaqueros‘23 – vielfach arme Landbewohner, die sich als Grabräuber einen zusätzlichen Verdienst verschaffen – die archäologischen Stätten und verkaufen ihre Funde dann an Zwischenhändler, über die die Objekte schließlich im internationalen Kunsthandel landen.“24 Nicht zu vergessen ist, dass diese an Kulturgütern reichen Länder unter materieller Armut leiden und dass ihre Bevölkerung nur über elementare Bildungs-, Ausbildungs- und Gesundheitssysteme verfügt.25 Der illegale Verkauf rechtswidrig ausgegrabener Kulturgüter an Zwischenhändler wird unter solchen Umständen durch die Nachfrage einfach angereizt.26 Tatsache ist es aber, dass Kulturgüterschutz bedarf einer Erziehung zum Respekt vor kulturellen Leistungen. Die Hochachtung der Bevölkerung27 für das archäologische Erbe sowie das Bewusstsein aller Beteiligten für einen notwendigen effektiven Schutz der Kulturgüter sind überragend. In den letzten Jahren hat ein gestärktes Bewusstsein dafür gesorgt, dass von den Museen mehr Kontrolle der Herkunft der erworbenen Kulturgüter gefordert wird. Auf diese Weise haben mehrere Museen Normen in ihren Verhaltenskodex eingegliedert, die die auf internationaler Ebene beschlossenen Normen als Maßstab erfassen, u. a. die internationale UNESCO-Konvention von 1970, und ein ethisches Verhalten unter ihren Mitgliedern fördern heutzutage ebenfalls die Vereinigungen der Anthropologen.28

           Rechtsnormen zur Regelung des Verkehrs von beweglichen materiellen Kulturgütern können in diesem Kontext nicht nur dem materiellen Schutz des Kulturgutes dienen, sondern als Nebeneffekt der Verbindung des Kulturgutes mit seinem ursprünglichen Standort. Der Schutz der Verbindung zwischen dem Kulturgut und seinem Kontext erscheint in den entsprechenden Rechtsinstrumenten nicht explizit, aber er steht im Hintergrund. Denn die unkontrollierte und heimliche Bewegung von Kulturgütern hat verheerende Folgen sowohl für die entfernten Güter selbst als auch für die Monumente und Gelände, wo sie sich ursprünglich befanden. Deshalb ist damit der Vorsatz verbunden, die Vollständigkeit der Kulturgüter zu gewährleisten. Dies wird dadurch verdeutlicht, dass bevor 190729 durch Rechtsnormen zum Schutz von Kulturgütern in bewaffneten Konflikten das Beutemachen untersagt wurde, wurden in Kriegszeiten seit jeher Beutezüge auf fremde Kulturgüter gemacht, denn der Raub von Kulturgütern war als Kriegstaktik sehr beliebt, weil er den Unterlegenen seiner kulturellen Identität beraubte.30 In der UNIDROIT-Konvention wurde fast ein Jahrhundert später in diesem Sinne darauf geachtet, dass Rückführungsansprüche von illegal ausgeführten Kulturgütern damit begründet werden dürfen, dass die materielle Erhaltung des Gutes selbst oder seines Zusammenhangs („the physical preservation of the object or of its context“) durch die Entfernung des Kulturguts aus seinem Herkunftsort beschädigt wird.31

           Die durch den unzulässigen Zugang und den rechtswidrigen Handel verursachten Veränderungen und der Verlust des Gesamtzusammenhanges können außerdem dem gegenwärtigen sozialen oder politischen Leben bestimmter Gemeinschaften Schaden zufügen. Cuno bezweifelt, dass der Identitätsanspruch eines Staates für eine untergegangene Kultur, die eher zufällig im selben Raum existierte, gerechtfertigt sei.32 Seine Anmerkung dürfe in bestimmten Fällen zutreffen. Aber der Identitätsanspruch leuchtet ein beim Zugang zu und Handel mit Gegenständen, die gegenwärtigen indigenen Kulturen gehören, wie das erwähnte Beispiel von den q'ipi, die traditionellen Textilien der Aymara-Gemeinschaft aus Coroma im Norden der bolivianischen Potosí-Region. Q'ipi – einige davon aus präkolumbischer Zeit – sind die Kleidungsstücke der Vorfahren (Jach'atata Jach'amama) und zugleich die Vorfahren an sich. Diese Textilien besitzen eine große historische, kulturelle und künstlerische Bedeutung, weil sie die Geschichte der unterschiedlichen Gruppen darstellen. Sie weisen den Weg, wie die Gesellschaft zu führen ist; sie erlauben der Obrigkeit, Ämter auszuüben; sie segnen die Erde, sie segnen das Vieh und die Menschen, damit sie fruchtbar werden. Sie verknüpfen die gegenwärtigen und die zukünftigen Generationen mit der Vergangenheit und symbolisieren die religiöse und politische Gewalt der traditionellen Führungseliten jeder Gemeinschaft.33 Außerdem verkörpert die Zusammenstellung des Designs, der Farben und der Gewebestrukturen die Unterschiede unter den jeweiligen Ayllus34 und grenzen ihre Territorien ab. Sie spielen, kurz gesagt, eine zentrale Rolle für das religiöse, politische und soziale Wohlergehen der Gemeinschaft. Als Resultat des in den siebziger Jahren entstandenen Marktes für alte Textilien aus dem bolivianischen Altiplano, insbesondere in den USA, verlor die Gemeinschaft auf illegale Weise viele ihrer q'ipi. Es wurde behauptet, dass die Entfernung der Textilien das Gesellschaftssystem der Gruppen störe und deren territoriale Grenzen auflösen könne. Gefährdet seien auch ihr religiöser Glaube und die Legitimation, die die Textilien der traditionellen Obrigkeit zuwiesen.35 Aufgrund des Verlustes der Textilien ist die Gemeinschaft davon überzeugt, sich wegen des Verlustes nicht weiterentwickeln zu können. Ständig fürchtet sie sich außerdem vor Bestrafung durch die Jach'atata Jach'amama. Dies macht deutlich, dass der Verlust von Kulturgütern eine Art von psychischen Schäden36 für die ursprüngliche Gruppe verursachen kann, da die Gruppe ihre kulturellen Wurzeln nicht konsolidieren kann.37

           Abstrakt gesprochen, ist jedoch die Illegalität der Akquisitionen keineswegs unstrittig. Die heutzutage geltenden Rechtsnormen sind bei den meistens Fällen nicht anwendbar. Deswegen finden heutzutage zahlreiche Verhandlungen zwischen Herkunftsstaaten und Museen und Forschungsinstitutionen in Zielländern zur Rückführung von Kulturgütern statt, so etwa zwischen der Regierung Perus und der Yale University zur Rückführung von 46.332 Gegenständen aus Machu Picchu, die im Jahr 1911 in die USA verbracht wurden.38

           Zusammenfassend lassen sich im beschriebenen Szenario unterschiedliche Positionen der beteiligten Akteure herausschälen Einerseits kann man unter Archäologen (darunter auch Forscher und Akademiker, wie etwa Ethnologen) eine „relationistische“ Position erkennen. Denn sie betrachten die Gegenstände als miteinander verknüpft, sodass jeder Kulturgegenstand und sein Kontext untrennbar sind. Privatsammler und Museen vertreten dagegen eine Position, die sich archäologischen Gegenständen und Geländen unter generischen Gesichtspunkten nähert. Ihre Stellung ist in der Tat nicht an den Gesamtzusammenhang des Gegenstands gebunden, sondern reflektiert einen universalistischen Denkansatz. Daher rechtfertigen sie die Entfernung von archäologischen Gütern dadurch, dass diese als Bestandteil des Kulturerbes der Menschheit zu betrachten und zu bewahren seien. Die Herkunftsstaaten sind im Vergleich dazu eher nationalistisch eingestellt, denn ihrer Ansicht gehören Kulturgüter zu den Staaten, in denen sie sich ursprünglich befanden bzw. in denen sie hergestellt wurden. Hier – wenngleich aus anderen Gründen – stimmen sie mit den Archäologen überein. In Bezug auf Kulturgüter, die für in ihren Territorien existierende indigene Völker bedeutsam sind, sind Herkunftsstaaten aber dennoch in der Regel für ihre Beibehaltung in Museen und offiziellen Einrichtungen. Indigene werden immer noch sowohl auf internationaler Ebene aber besonders in dem nationalen Kontext in diesen Diskussionen zur Peripherie ausgewiesen. Sie nehmen an der Konstituierung des Normensystems und an dem Staatsleben nur – und das bestenfalls – gelegentlich Teil.

          b. Indigene Rechte auf der internationalen und regionalen Ebene

           Der Umgang der Europäer mit den eingeborenen Völkern Amerikas wurde erstmals von Bartolomé de las Casas und Franciso de Vitoria betrachtet. Die Werke dieser beiden Spanier hatten aber keinen Einfluss auf das Vorgehen der „conquistadores“. Später, während der klassischen positivistischen Phase des Völkerrechts, die sich auf den Zeitraum von den Napoleonischen Kriegen bis zum Zweiten Weltkrieg erstreckt, wurde die Problematik der indigenen Rechte jedoch nicht auf internationaler Ebene betrachtet. Sie wurde unter diesen Umständen ausschließlich innerstaatlich erwogen.39

           Seit Beginn der Regelung der Beziehungen der Staaten untereinander bis zum gegenwärtigen Völkerrecht veränderten sich die Strukturen, die diese Rechtsdisziplin modellieren. Die Entwicklung des Völkerrechts nach dem Zweiten Weltkrieg privilegierte Staaten und Individuen als Subjekte. Individuen fanden tatsächlich Schutz im Rahmen der internationalen Menschenrechte. In dieser Dichotomie gab es aber keinen Platz für den Schutz der Identität von Gruppen.40 Weil dies dennoch unabweislich scheint,41 sind diese Strukturen inzwischen einigermaßen einbezogen worden; sie schließen heutzutage kollektive Subjekte ein, die keine Staaten sind, und deren Beteiligung früher undenkbar gewesen wäre. Stimmen von nichtstaatlichen Gruppen und Organisationen werden gegenwärtig teilweise innerhalb der Strukturen des Völkerrechts gehört.

           Die traditionellen Völkerrechtsgrundsätze herrschen aber nach wie vor. So ist die staatliche Souveränität heutzutage wie früher ein zentraler Grundsatz. Der Respekt vor der souveränen Gleichheit aller Staaten und ihrer territorialen Integrität sowie das Verbot der Einmischung in die „Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören“42 sind fundamentale Grundsätze der UN-Charta. Außerdem beschränkt sich die Mitgliedschaft in den UN-Hauptorganen auf Staaten, obwohl es in manchen UN-Organen akzeptiert wird, dass nichtstaatliche Subjekte, zum Beispiel NGOs, sich an Diskussionen zu gesellschaftlichen und auf Menschenrechte bezogenen Angelegenheiten beteiligen. Besonders bezüglich Menschenrechte ist die Beteiligung von Individuen und Organisationen üblich, u. a. durch working groups, rappourterships und experts meetings.

           Auf diesem Wege wurden mittlerweile Begriffe wie „groups rights“ bzw. „collective rights“ von dem internationalen Rechtsrahmen zu Menschenrechten erfasst. In diesem Zusammenhang hat der Menschenrechte-Diskurs ebenfalls die Betrachtung der Lage der indigenen Völker innerhalb dieser Strukturen ermöglicht. Das wurde zum größten Teil von den indigenen Gruppen selbst mit der Unterstützung von NGOs und individuellen Experten ausgelöst.43 Indigene Völker machten sich den existierenden Menschenrechte-Diskurs zunutze, um die negativen Auswirkungen der fortlaufenden Kolonisierung auf ihre Gesellschaften und Kulturen herauszustellen.44 So treffen seit Jahrzehnten Vertreter der indigenen Völker aus der ganzen Welt regelmäßig zusammen, um die Entwicklung der für indigene Völker relevanten Menschenrechte-Standards zu diskutieren.45

           Die Betrachtung der indigenen Lage und die Anerkennung der Rechte der indigenen Völker fanden aber, beginnend vor einigen Jahrzehnten, erst allmählich statt. Bis in die siebziger Jahre hinein seien die Probleme der indigenen Völker, wie Titze schreibt, bei den Vereinten Nationen ignoriert worden.46 Eines der ersten Ereignisse in dieser Entwicklung war die 1977 in Genf veranstaltete International Non-Governmental Organization Conference on Discrimination against Indigenous Populations in the Americas,47 deren Ziel es war, die „message of harmony and respect for all life brought to us by an ancient people whose culture many still yet allowed to make a worthy contribution to the world community of nations“48 zu verbreitern. Nach dieser Konferenz wurde das Vorhandensein indigener Völker bei den UN-Menschenrechtsorganen verstärkt. Weitere Ereignisse fanden noch vor der genannten Konferenz statt; sie dienten weitgehend der Vorbereitung zur späteren Anerkennung der Rechte der indigenen Völker. Ein Meilenstein war der Versuch von Levy General Deskaheh, Sprecher der Six Nations vom Grand River, im Jahre 1923 vor dem Völkerbund in Genf eine territoriale Anklage gegen Kanada geltend zu machen, die jedoch von der Versammlung des Völkerbundes versagt wurde.49

           Maßgeblich aber waren die Aktivitäten der ILO, die die erste internationale Organisation war, die sich mit der eingeborenen oder indigenen Problematik beschäftigte. In diesem Bereich waren die in den zwanziger Jahren begonnenen Aktivitäten dieser Organisation mit der ungeheuerlichen Arbeitssituation eingeborener Arbeiter verbunden.50 Kritisiert wurde dabei aber, dass die Indigenous and Tribal Populations Convention (ILO-Konvention 107) aus dem Jahr 1957 eine „progressive integration“51 der eingeborenen Bevölkerung im Leben des Staates vorsah. Dieser anpassungsorientierte Text wurde erst nach fast vier Jahrzehnten ersetzt. In der Convention concerning Indigenous and Tribal Peoples in Independent Countries (ILO-Konvention 169) aus dem Jahre 1989 ist die Idee nicht mehr zu finden, dass sich die eingeborenen Kulturen der dominierenden Kultur anpassen sollten, was dazu hätte führen können, dass die Unterscheidungsmerkmale zwischen den indigenen Kulturen verschwinden.

           1971 begann die UN-Sub-Commission on Prevention of Discrimination and Protection of Minorities vom ECOSOC eine Studie zum Problem der Diskriminierung der indigenen Bevölkerungen auszuarbeiten, die vom Sonderberichterstatter José Martínez Cobo 1986 vollendet wurde. Bis zum Jahre 1982 wurden aber die Probleme der indigenen Völker in der internationalen Arena ohne deren Beteiligung diskutiert.52 Durch eine Resolution des ECOSOC von 1982 wurde mittlerweile das Working Group on Indigenous Populations eingerichtet,53 das u. a. für die Ausarbeitung des Entwurfes einer Erklärung der Rechte der indigenen Völker zuständig war.54 Mit der Einrichtung dieser Arbeitsgruppe begann die indigene Problematik, ein „agenda item“ eines internationalen Menscherechteorgans zu sein, bei dem indigene Vertreter als Beobachter gleichzeitig einen beratenden Status bekommen haben.55

           Nach der Ersetzung der UN-Menschenrechtskommission durch die Einrichtung des Menschenrechtsrats im Jahre 2006 wurde die Working Group on Indigenous Populations durch ein Expert Mechanism on the Rights of Indigenous Peoples ersetzt, das von fünf Mitgliedern aus unterschiedlichen Regionen der Welt gebildet wird. Es wurde am 14. Dezember 2007 eingerichtet.56 Zu den vom UN-System erfassten Einrichtungen zählt außerdem das Permanent Forum on Indigenous Issues, das vom ECOSOC 2000 auf Vorschlag der Menschenrechtskommission57 eingerichtet wurde.58 Das Forum gibt indigenen Vertretern die Möglichkeit, ihre eigene Stimme in einer internationalen Organisation zu erheben. Dies war besonders wichtig, denn sie vertrauen häufig den Regierungsvertretern ihrer eigenen Länder nicht.59

           Ein besonderes Ereignis bei der Einführung indigener Schutzrechte auf internationaler Ebene fand statt, als der zum ersten Mal im Jahr 198860 bekannt gemachte Entwurf einer Erklärung zu indigenen Rechten nach fast zwanzig Jahren vom UN-Menschenrechtsrat am 29. Juni 2006 angenommen61 und von der Generalversammlung am 13. September 2007 verabschiedet wurde.62

           Eine volle, für die Staaten rechtsverbindliche Anerkennung indigener Rechte wird dadurch erschwert, dass der Anspruch der indigenen Völker von Anfang an wesentlich auf deren Selbstbestimmungsrecht sowie deren Recht auf das von ihnen traditionell besiedelte Land angewiesen ist. Auf der internationalen Ebene wird das Selbstbestimmungsrecht grundsätzlich mit der Kontrolle von Land und Ressourcen verbunden, und seit dem 19. Jahrhundert wird dies zusätzlich mit der Wiedererlangung von Kulturgütern in Verbindung gebracht. Dies haben die indigene Völker ausgenützt, um etwa Ansprüche bei den UN-Organen geltend zu machen.63 Die Staaten klammern sich an die Verteidigung ihrer Souveränität und territorialen Integrität. Hinsichtlich solcher Prinzipien, die in der Essenz des Staatskonzepts verankert sind, sehen die Staaten die Ansprüche der indigenen Völker als eine Bedrohung an.

           In der oben genannten ILO-Konvention 169, die bisher überwiegend von lateinamerikanischen Staaten ratifiziert ist,64 wurde erstmals versucht, diese entgegengesetzten Positionen zusammenzubringen. So wurden indigene Völker in dieser Konvention nicht mehr als „populations“, sondern als „peoples“ bezeichnet. Denn das letztgenannte Wort ist im Völkerrecht mit der Anerkennung der Selbstbestimmung verknüpf; es wurde aber die Vorschrift erlassen, dass „peoples“ nicht in Verbindung mit der Existenz eines Rechts auf „independent statehood“65 interpretiert werden darf.66 Aufgrund solcher Begrenzungen wird von einer „inneren Selbstbestimmung“ gesprochen. Es handelte sich also um ein Selbstbestimmungsrecht „neuer Art“. Die ehemalige Sonderberichterstatterin Erica-Irene Daes67 beschreibt den Unterschied zwischen innerem und äußerem Selbstbestimmungsrecht wie folgt:

          
            
              In theory, at least, it is possible to distinguish between “external” self-determination, which means the act by which a people determines its future international status and liberates itself from “alien” rules; and “internal” self-determination, which refers chiefly to the selection of the desired system of government and administration, and the substantive nature of the regime selected.
            

          

           Die 2007 angenommene UN-Erklärung zu den Rechten der indigenen Völker passt zum Teil die allgemeinen Menschenrechte der spezifischen historischen, kulturellen und sozialen Lage der indigenen Völker an.68 Die Erklärung enthält im ähnlichen Sinne das Selbstbestimmungsrecht der indigenen Völker, die frei über ihren politischen Status entscheiden und in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung gestalten dürfen.69 Dieses Recht wird aber dadurch begrenzt, dass es nicht so ausgelegt werden darf, als begründe sie irgendein Recht, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, die gegen die UN-Charta verstößt, und nicht so verstanden werden darf, als ermächtige oder ermutige sie zu Maßnahmen, die die territoriale Unversehrtheit oder politische Einheit souveräner und unabhängiger Staaten ganz oder teilweise zerstören oder beeinträchtigen würden.70 Auf diese Weise lässt das in der Erklärung anerkannte Selbstbestimmungsrecht die Souveränität und territoriale Integrität der Staaten unberührt.71

           Auf amerikanischer Ebene beschäftigte sich die Pan-Amerikanische Union (Vorgängerin der OAS) in den dreißiger Jahren mit dem Thema. In deren Resolution XI vom 21. Dezember 1938 wurde von der achten Internationalen Konferenz der amerikanischen Staaten geäußert: „The indigenous populations […] in order to offset the deficiency in their physical and intellectual development, have a preferential right to the protection of the public authorities.“Das Ziel der „preferential“ Behandlung bedeutete aber ihre „complete integration“72 in das nationale Leben existierender Staaten. Nach der Unabhängigkeit zielten die neuen Staaten auf die Einheit des ganzen Territoriums und deren Völker auf die Schöpfung einer nationalen Identität.73 Es geriet daher auf dem amerikanischer Kontinent die Praxis, den Begriff „indigenous“ zur Identifizierung marginalisierter ethnischer, kultureller, linguistischer oder rassischer Gruppen innerhalb des Staates zu benutzen, also nicht zur Identifizierung der Bewohner von kolonialen Territorien, die sich von der verwaltenden Macht unterschieden.74

           Ab den siebziger Jahren wurden vor der Inter-American Human Rights Commission (IAHRC) in erster Linie Fälle von territorialen Ansprüchen vorgebracht. Allmählich wurde das Thema in den IAHRC-Berichten über die Menschenrechtslage in den Mitgliedsstaaten aufgenommen. Darin wurde dazu aufgefordert, die kulturelle Vielfalt zu beachten, und Maßnahmen empfohlen, wie die indigenen Völker in der Lage seien, zu überleben und sich zu entwickeln.75 Ab den achtziger Jahren ging das interamerikanische Menschenrechtssystem trotzdem nicht näher auf indigene Rechte ein.76 In den letzten Jahren hat die IAHRC mehrere Fälle bezüglich indigener Rechte auf der Basis der sogenannte „evolutionary interpretation“ von allgemeinen Bestimmungen der Amerikanischen Menschenrechte-Konvention und weiterer Instrumenten behandelt, wie das Recht auf Eigentum und auf politische Teilnahme.77

           Der Entwurf der amerikanischen Erklärung über die Rechte der indigenen Völker, der von der IAHRC vorgelegt wurde, wird seit 1999 innerhalb einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe diskutiert, die die OAS-Generalversammlung einrichtete. Generell gibt es keinen bedeutungsvollen Unterschied zwischen diesem Entwurf und der oben erwähnten UN-Erklärung hinsichtlich der Problematik zur Selbstbestimmung der indigenen Völker, denn auch hier ist das Selbstbestimmungsrecht als „innere Selbstbestimmung“ erfasst.78 Unter Berücksichtigung der Annahme der UN-Erklärung sollte aber in der definitiven OAS-Erklärung spezifischere Normen enthalten werden, damit die Durchsetzung der von der universellen Erklärung erfassten Rechte in der Region gesichert wird.

          c. Der Schutz immaterieller indigener Schöpfungen

           Das Thema des Schutzes immaterieller Schöpfungen der indigenen Völker, die traditionelle kulturelle (künstlerisch-ästhetische) Ausdrücke und das traditionelle (technisch-naturwissenschaftliche) Wissen zu biologischen Ressourcen umfassen, wird in den letzten Jahren intensiv diskutiert. Fortschritte werden mittlerweile in legislativer Hinsicht auf sowohl internationaler als auch nationaler Ebene gezeigt. Dennoch zeichnen sich die Diskussionen über das Thema dadurch aus, dass sie „open ended and heated“ 79 scheinen.

           Die immateriellen indigenen Schöpfungen gewidmete Aufmerksamkeit erklärt sich aus unterschiedlichen Faktoren. Erstens betont das auf der 1992er UN-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro ausgehandelte CBD, besonders in seinem Artikel 8(j), die Bedeutung der Erkenntnisse indigener Völker und lokaler Gemeinschaften. Die Rolle der indigenen Erkenntnisse über die Nutzung der existierenden Ressourcen in ihren Gebieten wird in dem Sinne berücksichtigt, dass sie zur Erhaltung der biologischen Vielfalt dienen. Innerhalb der Struktur des CBD wurde deswegen 1998 die Working Group on Article 8(j) and Related Provisions als ein spezialisiertes Organ zu diesem Thema eingerichtet.

           Es ist außerdem in Betracht zu ziehen, dass indigene Erkenntnisse und Ausdrücke oft ein geeigneter Rohstoff für die Herstellung neuer Produkte sind, die in zunehmendem Maße für globalisierte und konkurrenzfähige Märkte gesucht werden. Auf diese Weise hielten künstlerisch-ästhetische Ausdrucksformen und technisch-naturwissenschaftliches Wissen der indigenen Völker im Bereich des geistigen Eigentums Einzug. So wurde das Thema auf internationaler Ebene besonders von der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) in Betracht gezogen, die zu diesem Zweck das Intergovernmental Committee on Intellectual Property and Genetic Resources, Traditional Knowledge and Folklore 2000 schuf.80 Weil das geistige Eigentum ein absolutes Recht ist, das dem Inhaber erlaubt, jeden Dritten von der Nutzung des geschützten Gegenstands (Erfindung, Marken, Gebrauchsmuster, Pflanzenzüchtung usw.) auszuschließen, wird dadurch ermöglicht, dass die sich aus der Kommerzialisierung der Endprodukte ergebenden Gewinne ausschließlich dem Hersteller (Erfinder, Markeninhaber usw.) zugutekommen. Hinsichtlich der Beiträge der indigenen Völker gibt es jedoch keinen äquivalenten Kompensationsmechanismus. Die vorherige, informierte Zustimmung und eine faire Beteiligung an den Gewinnen sind die wichtigsten Mechanismen für die Gewährleistung einer Art Ausgeglichenheit,81 deren Durchsetzung heutzutage u. a. in den oben genannten Organen der WIPO und des CBD diskutiert wird.

           Weiterhin wird der Schutz immaterieller künstlerischer Schöpfungen der indigenen Völker sowohl von der UNESCO als auch von der WIPO betrachtet. Da es sich hier um künstlerische Hervorbringungen des Geistes handelt, stand diese Problematik besonders in Verbindung mit der Systematik des Urheberrechts. So wurde in den frühesten Diskussionen in erster Linie die Norm der Berner Übereinkunft von 1971 zu nicht veröffentlichten Werken, deren Urheber unbekannt ist,82 beachtet. Zu den ersten Ergebnissen der Arbeiten zum Schutz der immateriellen künstlerischen traditionellen Kulturgüter zählt die Einbeziehung des Themas in das so genannte Tunis Model Law on Copyright for Developing Countries, das 1976 unter der Beteiligung der WIPO und der UNESCO bearbeitet wurde.83

          d. Der Schutz materieller indigener Kulturgüter

           Im Allgemeinen gehen internationale Instrumente zum Kulturgüterschutz in zwei gegensätzliche Richtungen. Die zwei Tendenzen werden als „Kulturnationalismus“ und „Kulturinternationalismus“ (auch Kulturuniversalismus genannt) bezeichnet.84 Die Polarität wäre im Einzelnen anhand von Sinn und Zweck der einzelnen Normen zu untersuchen. So lässt sich aus der Präambel der UNESCO-Konvention von 1972 ein Zusammenhang zwischen den Völkern und dem einzigartigen und unersetzlichen Kulturgut ablesen. Auch die 1970er UNESCO-Konvention fördert ihrerseits nicht nur nationale Interessen, sondern auch die internationale Kooperation mittels des Austauschs von Kulturgütern.85 Die Arbeiten der UNESCO zielen somit auf eine Art Ausgleich der den beiden Positionen zugrunde liegenden Ideen. Der General-Sekretär behauptete in diesem Sinne, dass „there can be no contradiction between the legitimate desire of States to preserve their national cultural heritage in their own territory and the idea of an universal cultural heritage or a steady increase in international exchange in the cultural field.“86

           Jeder der genannten gegenseitigen Tendenzen wird aber dennoch in den existierenden Regelungen jeweils eine besondere Betonung gegeben. Der Kulturinternationalismus-Denkansatz entspricht der von der Rechtsfigur des gemeinsamen Erbes der Menschheit geprägten Rechtstendenz, die insbesondere im Bereich des Schutzes von Kulturgütern in bewaffneten Konflikten eine herausragende Rolle spielt. In der Tat wurde dies zum ersten Mal in der 1954er Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten einbezogen.87 In Bezug auf den Schutz von Kulturgütern in Friedenszeiten wird der Kulturinternationalismus-Denksatz im Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt aus dem Jahre 1972 verankert, das den Kulturgüterschutz durch den einzelnen Staat und mit Unterstützung und Einbindung der Staatengemeinschaft anstrebt.88 Diese Tendenz ist aber keineswegs exklusiv im internationalen Kulturgüterschutz. Sie ist ebenfalls in anderen Rechtsinstrumenten zu finden, nämlich im Weltraumrecht und im völkerrechtlichen Status der Antarktis.89

           Auf internationaler Ebene prägt der Kulturnationalismus insbesondere die 1970er UNESCO-Konvention, deren Artikel 13 Buchst. d lautet:

          
            The States Parties to this Convention also undertake, consistent with the laws of each State: […] (d) to recognize the indefeasible right of each State Party to this Convention to classify and declare certain cultural property as inalienable which should therefore ipso facto not be exported, and to facilitate recovery of such property by the State concerned in cases where it has been exported.

          

           Die kulturnationalistische Rechtsansicht entwickelte sich auf nationaler Ebene durch die Erlassung von Gesetzen, in denen das Staatseigentum an den nationalen Kulturgütern geregelt und der Export von Kulturgütern allgemein verboten wird. Einige Staaten, die prinzipiell Herkunftsländer sind, haben solche Regelungen nach dem Beitritt zur 1970er UNESCO-Konvention erlassen. Ein Beispiel dafür findet man im Dekret 21951 Boliviens aus dem Jahr 1988, das die vor 1950 hergestellten kulturellen Objekte schützt. Der Schutz wird in der Präambel als erforderlich erklärt, denn „[…] kulturelle Güter werden auf undifferenzierte Weise exportiert, indem Sammlungen im Ausland angereichert werden, während das nationale Kulturerbe vermindert wird, […] sodass der Staat dazu verpflichtet ist, sie innerhalb seines Territoriums zu behalten.“ In den nationalen Gesetzen Mittelamerikas wurde der Kulturnationalismus-Rechtsansatz mit der so genannten Maya-Krise allgemein verbreitet.90 Mexikos Bundesgesetz zu archäologischen, künstlerischen und historischen Denkmälern und Geländen von 197291 schreibt beispielsweise vor, dass alle beweglichen und unbeweglichen archäologischen Kulturgüter (Denkmäler) Staatseigentum sind. Das Staatseigentum stellt nicht nur eine Implementierungsform der 1970er UNESCO-Konvention dar. Die Regelung des staatlichen Eigentums in den nationalen Gesetzen der Herkunftsländer wurde außerdem für die Entscheidung bestimmter Fälle in importierenden Ländern maßgeblich erwogen. In diesem Sinne wurde der Fall United States vs. McClain (aus dem die sogenannte McClain Doctrine92 entstand) 1977 durch Anwendung des National Stolen Property Act entschieden. Nach Ansicht der US-amerikanischen Gerichte durfte sich eine Privatperson bezüglich derjenigen Kunstgegenstände, die gemäß der mexikanischen Rechtsordnung dem Staat gehören und nach den USA importiert wurden, nicht auf das Privateigentum berufen, denn es handelte sich um gestohlene Güter.93

           Parallel zu der dargelegten normativen Entwicklung begann das Ausmaß der Entfernung und des Handels von Kulturgütern, die zu den präkolumbischen Kulturen gehören, Forschungsobjekt von unterschiedlichen außerrechtlichen Disziplinen zu werden, nämlich sozial-anthropologischen Teildisziplinen. Oftmals wird der 1969 von Coggins verfasste Aufsatz in der sozial-anthropologischen Literatur als Meilenstein bezeichnet.94 Darin wurde, wie oben erwähnt, erstmals mit konkreten Fällen die Plünderung archäologischer Gelände Mexikos und Guatemalas dargestellt, die erforscht und in Veröffentlichungen als nationale Monumente erklärt worden waren. Und seit der Annahme der 1970er UNESCO-Konvention entwickelten sich die Forschungen über die Regelung der illegalen Entfernung und des rechtswidrigen Verkehrs von Kulturgütern und die zugehörige, heutzutage zahlreiche Literatur weiter. In Bezug auf die Konsequenzen der illegalen Entfernung und des rechtswidrigen Handels mit materiellen Kulturgütern, die zu präkolumbischen und deren nachfolgenden Kulturen gehören lässt sich feststellen, dass die Fachliteratur erst ab den 1980er Jahren begann, dieses besondere Problem eingehend zu erörtern. In diesem Zusammenhang wurde über die Relevanz von indigenen Völkern im Kontext des rechtlichen Kulturgüterschutzes vermehrt reflektiert.

           Die in diesem Zusammenhang indigenen Völkern zu widmende Aufmerksamkeit wird von Merryman95 folgendermaßen dargestellt:

          
            
              When a museum preserves and displays such objects, a clear culture conflict results. All of the reasons why we want to preserve and display such objects are present, but they conflict with the reasons why their creators want them to be consumed or destroyed or hidden.
This kind of conflict is common. Much of what remains to us from ancient cultures was found in graves and tombs, placed there with the intention that it remain with the dead. Every removal of such an object for a private collection, or even for a museum or for scholarly purposes, violates the source culture’s intentions. Where that culture is itself dead, the conflict has been resolved -the violation justified- in favor of collection and preservation; but where the source culture is alive and aware, the matter is not so easily settled. To its maker, proper treatment of the object may be essential to life or status; to the culture, the violation may be a spiritual disaster that threatens drastic consequences for the group.
            

          

           Angesichts der vielseitigen Gebrauchs- bzw. Missbrauchsmöglichkeiten von Kulturgütern durch in unterschiedlichem Maße Beteiligte – Museen, Privatsammler, nationale Staaten, ethnische Minderheiten usw. – lässt sich die Unterscheidung zwischen nationalistischen und universalistischen Positionen als oberflächlich und unrealistisch kennzeichnen, denn sie kann die verschiedenen Seiten der Gesamtsituation nicht ausreichend erklären.96 Die Betrachtung des Rechtsschutzes von Kulturgütern aus der Perspektive der Nationalismus-Internationalismus-Dichotomie lässt tatsächlich die Frage über die Stellung der indigenen Völker in den Auseinandersetzungen zum Schutz der materiellen Kulturgüter unberührt. Vielmehr wird aus der Perspektive der genannten Dichotomie das Anlegen eines Schutzes indigener Kulturgüter beschränkt. Denn während den Staaten eine zentrale Stellung zukommt, wird die Rolle der indigenen Völker erheblich eingeschränkt. Diese werden, statt im Zentrum des Geschehens zu stehen, als eigentliche Akteure aus dem Mittelpunkt (Zentrum) vertrieben und mehr oder weniger an die Peripherie gedrängt.97 Diese Zentrum-Peripherie-Dualität kann man besonders dann erkennen, wenn Staaten, die die Rückführung indigener Kulturgüter aus ausländischen Einrichtungen gefordert haben, diese den nationalen Museen zugeführt haben, nicht aber den betreffenden indigenen Gemeinschaften. Laut Vrdoljak wird dies jedoch heutzutage in manchen Ländern nicht mehr praktiziert.98 Diese Tendenz kann man etwa in den USA und in Australien sehen. Die USA haben in den letzten Jahren angefangen, die laissez-faire- Politik bezüglich indigener Kulturobjekte allmählich zu ändern.99 Dies kann man am 1994 verabschiedeten Native American Graves Protection and Repatriation Act (NAGPRA) erkennen. Ziel des NAGPRA ist es, die Wiedererlangung kultureller Artikel aus Museen und Bundesagenturen der USA zu ermöglichen. Dadurch können menschliche Überreste sowie Grabbeigaben, heilige Objekte und Kulturerbe, d. h. Gegenstände mit „andauernder, historischer, traditioneller oder kultureller Bedeutung für eine Native American Kultur“ 100, an organisierte, vom Staat anerkannte indigene Gruppen restituiert werden, wenn eine Beziehung der Gruppe zu dem jeweiligen Objekt, in dem es sich befindet, vorliegt.101 Auch in Australien, wo u. a. das South Museum in Adelaide Kulturgüter an Aborigines-Gruppen zurückgegeben haben, existiert eine ähnliche Tendenz.102

           Mittlerweile wird anerkannt, dass das Rechtsgebiet zum Kulturgüterschutz alle Völker betrifft und dass sie eine besondere Kraft entwickelt, wenn sie neben die Interessen der indigenen Völker gestellt werde.103 Hier spielen eine wichtige Rolle die zahlreichen Instrumente und Grundsätze, die im internationalen Recht einen potentiellen Schutz der indigenen Interessen an Religionen, Kulturen und Ressourcen anerkennen.104 Weiterhin wird von Gruppenrechten an Kulturgütern gesprochen, die darauf basieren, dass die Identität einiger Gruppen in enger Verbindung mit bestimmten Gütern steht, sodass, wenn solchen Gruppen das Recht zuerkannt ist, zu existieren und sich zu entwickeln, ihnen zugleich das Recht zuerkannt wird, diese Güter zu behalten.105

          e. Zusammenfassung

           Die Anerkennung und Regelung der Rechte der indigenen Völker sind heutzutage noch nicht abschließend vollzogen. Es fällt schwer, sich eine kurzfristige vollständige Anerkennung der indigenen Völker im internationalen oder regionalen Rechtsrahmen zur Regelung der Entfernung und des Verkehrs von materiellen Kulturgütern vorzustellen. Der OAS-Entwurf der amerikanischen Erklärung über die Rechte der indigenen Völker bewegt sich jedoch in die Richtung der Anerkennung des Rechtes der indigenen Völker auf ihr eigenes kulturelles Erbe. Das ist wichtig für ihre Kontinuität als Gruppe. Die Vorschrift des OAS-Entwurfes zum Recht auf kulturelle Identität besagt: „Indigenous peoples have the right to their cultural integrity and to their historical and ancestral heritage, which are important for their collective continuity, and for their identity and that of their members and their States.“ (Art. XII Abs. 1) Dies wäre in Verbindung mit dem in Artikel XII Abs. 2 des Entwurfs formulierten Recht von Bedeutung: „Indigenous peoples have the right to restitution of the property that is part of that heritage of which they may be dispossessed, or, when restitution is not possible, to fair and equitable compensation.“106 Diese Norm würde die Basis für die Wiedererlangung von indigenen Kulturgütern seitens der Völker selbst bilden und würde weiter als die UN-Erklärung gehen, weil sie sich nicht nur auf zeremonielle Güter und menschliche Überreste beschränkt.107 Jedoch handelt es sich bei der noch in Bearbeitung befindlichen OAS-Erklärung sowie bei der UN-Erklärung um rein deklaratorische Instrumente. Obwohl durch solche Bestimmungen Erwartungen gehegt werden, ist das aber nur dann möglich, wenn diese Vorschriften in den nationalen Rechtsordnungen erfasst und durch operative Mechanismen weiter entwickelt werden.108

           Aufgrund der Verbindung des großen kulturellen Reichtums mittel- und südamerikanischer Länder mit der ethnischen Vielfalt der Region muss es einer der Zwecke der nationalen Rechtsnormen zum Kulturgüterschutz sein, die Kulturgüter der indigenen Völker zu bewahren und den illegalen Handel damit zu unterbinden. Bedauerlicherweise lässt sich noch immer sagen, dass die Staaten die vollständige Anerkennung der Rechte der indigenen Völker häufig hinauszögern, da sie in den Ansprüchen der indigenen Gruppen, die zahlreiche unterschiedliche indigene Völker vertreten, eine Bedrohung ihrer Souveränität und territorialen Integrität sehen.
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            2. Kapitel: Überblick über die unterschiedlichen Ebenen
          

        

      

      
        
           Die Konfiguration von Mechanismen und das Ergreifen von spezifischen Maßnahmen auf innerstaatlicher Ebene durch Gesetze und weitere normative Instrumente ergeben sich nicht selten aus Anforderungen, die in supranationalen Abkommen festgelegt sind. Im folgenden Kapitel werden die in den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention geltenden normativen Dokumente vorgestellt, die auf den unterschiedlichen Ebenen geschaffen wurden und die nationalen Rechtsordnungen zur Kontrolle der Entfernung und des illegalen Handels von Kulturgütern modellieren. Auf universeller Ebene sind das die 1970er UNESCO-Konvention und die 1995er UNIDROIT-Konvention. Die in der amerikanischen Region angenommenen Instrumente sind die OAS San Salvador-Konvention von 1976, die Beschlüsse der Andengemeinschaft und die Zeltralamerikanischen Konventionen. Von Bedeutung sind auf bilateraler Ebene nicht nur diejenigen bilateralen Verträge, die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention abgeschlossen haben, sondern auch diejenigen, die mit Staaten abgeschlossen wurden, die keine Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind; darunter fallen insbesondere die USA als maßgebliches Importland. Die genannten Rechtsinstrumente werden näher erläutert, was es erlaubt, anschließend den jeweiligen innerstaatlichen Rechtsrahmen darzulegen.

           Um zu analysieren, ob und inwiefern das erwähnte Rechtsinstrumentarium die Interessen der indigenen Völker an den Kulturgegenständen, die von ihnen geschaffen wurden, berücksichtigt, wird dies auf unterschiedlichen Ebenen – universell, regional, bilateral und national – untersucht.

          a. Universelle Ebene

           Die Staatengemeinschaft reagierte auf die Problematik des internationalen illegalen Handels von Kulturgütern damit, dass unterschiedliche internationale Verträge abgeschlossen wurden. Unter den auf universeller Ebene geltenden Völkerrechtsinstrumenten im Bereich Kulturgüterschutz – sowohl in Friedenszeiten als auch bei bewaffneten Konflikten – sind vor allem drei Konventionen von Bedeutung, nämlich die Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten aus dem Jahr 1954, die schon genannte UNESCO-Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgütern von 1970 und die UNIDROIT-Konvention von 1995 über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter. Die 1970er UNESCO-Konvention ist bislang das bedeutungsvollste internationale Übereinkommen über gestohlene und rechtswidrig exportierte Kulturgüter, denn sie beschränkt sich nicht auf bewaffnete Konflikte, sondern schützt die Kulturgüter auch in Friedenszeiten. Außerdem wurde sie bislang von mehr Import- bzw. Marktländern ratifiziert als die 1995er UNIDROIT-Konvention.1 Im Bereich internationaler Kulturschutz ist ebenfalls das Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt aus dem Jahr 1972 erheblich, das sich jedoch lediglich mit dem Schutz unbeweglicher Kulturgüter oder Denkmäler beschäftigt, sowie die UNESCO-Konventionen zur Bewahrung des immateriellen Kulturerbes aus dem Jahre 2003 und zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen vom Jahre 2005.2

           Die hier zu betrachtenden Normen beziehen sich auf den Schutz von Kulturgütern in Friedenszeiten, insbesondere auf die Regelung der Entfernung und des Verkehrs materieller beweglicher Kulturgüter. Somit sind, wie oben erwähnt, weder der Schutz der Kulturgüter in bewaffneten Konflikten (1954er Haager Konvention) noch der Schutz unbeweglicher Kulturgüter (1972er UNESCO-Übereinkommen) und immaterieller Kulturgüter (UNESCO-Konventionen von 2003 und von 2005) im Rahmen dieser Arbeit zu berücksichtigen.

          I. Die UNESCO-Konvention von 1970

           Die Bemühungen der Staatengemeinschaft zum Kulturgüterschutz in Friedenszeiten steigerten sich zwar nach dem Zweiten Weltkrieg, insbesondere nach der Errichtung der UNESCO im Jahr 1946.3 Bereits früher, Anfang der dreißiger Jahren, erarbeitete jedoch das Office International des Musées (OIM) den Entwurf einer Convention on the Repatriation of Objects of Artistic, Historical or Scientific Interest, wich have been Lost, Stolen or unlawfully Alienated or Exported, der 1933 an den Völkerbund übermittelt wurde. Da der Entwurf innerhalb des Völkerbunds nicht angenommen wurde, bereitete das OIM einen neuen Entwurf zu einer Convention for the Protection of National Historic Artistic Treasures vor, der 1936 unter den Mitgliedsstaaten des Völkerbundes zur Stellungnahme übersendet wurde. Die Versammlung des Völkerbundes empfahl 1937, eine Konferenz zur Annahme der neuen Konvention vorzunehmen, jedoch ohne Erfolg. Ein neuer Entwurf wurde im Jahr 1939 ausgearbeitet, in dem die Rückführung nur von individuell katalogisierten Kulturgütern vorgesehen war. Sein engerer Ansatz spiegelte sich in seinem Titel wider: Convention for the Protection of National Collections of Art and History. Der Ausbruch des Zweiten Weltkriegs im Jahr 1939 verhinderte die Annahme der Konvention.4

           Einige Vorschriften des 1936er Entwurfs – diejenigen bezüglich archäologischer Güter – wurden dennoch Jahre später in der 1956 in Neu Delhi angenommenen UNESCO Recommendation on International Principles applicable to Archaeological Excavations einbezogen. Bevor die 1970er UNESCO-Konvention angenommen wurde, hatte diese Organisation in der Tat zwei Empfehlungen5 erarbeitet, die zwar ohne obligatorischen Charakter sind, jedoch von den UNESCO-Mitgliedsstaaten ernst zu nehmen sind.6 Die oben genannte UNESCO-Empfehlung von 1956 begünstigt den zur Forschung gezielt vorgenommenen temporären Export und fördert zugleich Regelungen zur Kontrolle des unzulässigen Handels mit Antiquitäten und zu deren Wiedererlangung.7

           Eine weitere UNESCO-Empfehlung in diesem Bereich, die Recommendation on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Export, Import and Transfer of Ownership of Cultural Property, entstand im Jahr 1964. Ihre Entstehung begann, als Mexiko und Peru die Problematik rechtswidrigen Exports und Imports von Kulturgütern 1960 in der UNESCO-Generalversammlung zur Diskussion stellten. Die Annahme einer verbindlichen Konvention zur Problematik wurde 1962 von der UNESCO-Generalversammlung unter den gegebenen Umständen für nicht ratsam gehalten;8 infolgedessen wurden einige Regelungen nach der Bearbeitung eines Preliminary Study zu den faktischen Vorgängen in Form einer Empfehlung als provisorische Maßnahme angenommen. Die 1964er UNESCO-Empfehlung unterscheidet sich trotz desselben Titels und Ziels von der späteren 1970er UNESCO-Konvention, denn ihre Empfehlungen wurden viel allgemeiner konzipiert.

           Weil aber vermutet wurde, dass die in der 1964er Empfehlung und in der UNESCO-Konvention von 1970 vorgesehenen Kontrollen den internationalen Rechtsverkehr von Kulturgütern im Übermaß behinderten, wurde 1976 eine Recommendation Concerning the International Exchange of Cultural Property angenommen. Diese Empfehlung spiegelte die Sorge bezüglich der freien Übertragung von Kulturgütern in einer mit den früheren UNESCO-Instrumenten übereinstimmenden Form wider.9

          1. Entstehung

           Die 1970er UNESCO-Konvention wird als einer der wichtigsten Fortschritte im Bereich Kulturgüterschutz auf internationaler Ebene angenommen. Heutzutage ist es aufgrund der Konvention in unterschiedlichen innerstaatlichen Rechtsordnungen von Herkunftsländern, verboten, Kulturgüter ohne Genehmigung zu exportieren, und auch ihretwegen werden spezielle Straftaten geahndet, z. B. Diebstahl von staatlichen Kulturgütern, die aus Museen entwendet oder direkt aus archäologischen Stätten ausgegraben wurden. Im Allgemeinen haben Marktländer jedoch langsamer und vorsichtiger reagiert. So etwa in den USA, die im großen Stil archäologische Güter aus der ganzen Welt und insbesondere aus Lateinamerika aufnehmen, wurde die 1970er UNESCO-Konvention erst dreizehn Jahre später angenommen. Dem 1983 beschlossenen Convention on Cultural Property Implementation Act (CCPIA) zufolge darf der Import rechtswidrig exportierter Kulturgüter aber nur dann verhindert werden, wenn ein bilateraler Vertrag zwischen den USA und dem Herkunftsland vorliegt, in dem bestimmte Kategorien von Kulturgütern erfasst sind.10

           Beim Abschluss der UNESCO-Konvention von 1970 handelte es sich um das Ergebnis der fortlaufenden Entwicklung des Schutzes der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten11 zu einem Anliegen der gesamten Menschheit.12 Sie war Teil eines nach dem Zweiten Weltkrieg angefangenen Vorgangs und kein isoliertes Ereignis.13 Europäische Länder waren während des Zweiten Weltkriegs von der Zerstörung zahlreicher Kulturgüter erheblich betroffen und fürchteten sich insbesondere vor der Kaufkraft US-amerikanischer Sammler.14 Unter den lateinamerikanischen Staaten waren insbesondere Mexiko und Peru sehr aktiv bei der Schaffung eines verbindlichen völkerrechtlichen Instruments gegen den rechtswidrigen Kulturgüterhandel. Die beiden lateinamerikanischen Staaten schlugen der UNESCO-Generalkonferenz vor, globale Maßnahmen zur Verhinderung des illegalen Handels von Kulturgütern zu ergreifen.

           Die Vorbereitung eines verbindlichen Instruments fing 1962 nach der in der UNESCO-Generalversammlung erreichten Einigung an, aber die Anfertigung des Entwurfes begann erst 1968. Auf Mexikos Veranlassung wurde 1968 die Genehmigung von der UNESCO-Generalkonferenz zur Errichtung eines speziellen Komitees erteilt, das eine internationale Konvention entwerfen sollte.15 Die Arbeit des speziellen Komitees basierte auf früheren Ratschlägen von Experten aus den unterschiedlichsten UNESCO-Mitgliedsstaaten.16 Der ursprüngliche Entwurf („original draft“) wurde 1969 unter den UNESCO-Mitgliedsstaaten verteilt, damit sie das künftige Instrument kommentieren könnten.17 Danach sollte der ursprüngliche Entwurf zusammen mit den Kommentaren jedes Mitgliedsstaates („revised draft“)18 von einem Special Committee of Governmental Experts weiterbearbeitet werden. Im Frühjahr 1970 traf sich das Special Committee, um den Entwurf der Konvention auszuarbeiten, deren definitiver Text im November desselben Jahres abgeschlossen wurde. Nach dem Inkrafttreten der Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgütern mussten dann die nationalen Normen zum Kulturgüterschutz in den Vertragsstaaten an die Konvention angepasst werden.

           Der ursprüngliche Entwurf wurde jedoch infolge der restriktiven Bemühungen der USA teilweise modifiziert. Wesentliche Normen wurden von Anfang an von ihnen nicht angenommen. Nach Bators19 Meinung enthielt der ursprüngliche Text ein für die USA unannehmbares „blank check system“, da es ein Importverbot von Kulturgütern aufgrund des nach der Rechtsordnung des Herkunftslandes unzulässigen Exports verlange. Dieses System entsprach Bator zufolge dem Anspruch der Exportländer, dass die USA und andere Marktländer den Import von jedem Kunstobjekt verböten, dessen Export rechtlich nicht genehmigt war. Dies war jedoch für die Marktländer unwillkommen, denn es „[…] wholly removes from the hands of the importing country […] the substantive decision as to what art objects should enter the country.“20 Denkt man an den Widerstand der USA gegen zahlreiche Vorschriften sowohl des ursprünglichen Entwurfs als auch der definitiven UNESCO-Konvention von 1970,21 wird man nicht davon überrascht sein, dass sie etwa die 1976er San Salvador-Konvention, deren regionale Normen zum großen Teil allgemeiner als die UNESCO-Konvention konzipiert waren, nicht annahmen, sondern sich für das Abschließen individuell verhandelter bilateraler Verträge entschieden. Was am Ende von der UNESCO-Generalversammlung angenommen wurde, wurde zwar als ein bedeutsamer Schritt zum Schutz der Kulturgüter gesehen, jedoch gleichzeitig als ein schwacher Kompromiss.22 Da der definitive Text dank des Einflusses der Marktländer, besonders der USA, mit Wendungen wie „consistent with national legislation“23 bzw. „as appropriate for each country“24 neu gestaltet wurde, enthält nach Jowers nur ein kleiner Teil der UNESCO-Konvention operative Konsequenzen. 25 Es handelt sich aber, wie oben erwähnt, um das bisher bedeutendste universelle Völkerrechtsinstrument zur Regelung des internationalen Verkehrs von Kulturgütern. Diese Einschätzung gilt deshalb, weil nicht nur zahlreiche Staaten an ihrer Vorbereitung teilnahmen und sie angenommen und ratifiziert haben, sondern auch, weil bedeutsame rechtliche Maßnahmen gegen den rechtswidrigen Kulturgüterhandel in ihrem Text gefordert werden.26 Außerdem ist die Konvention allmählich zu einem Instrument geworden, das sowohl als fair als auch als ein wirklich internationaler ethischer Konsens angesehen wird, an dem alle Vertragsstaaten gleichermaßen mitwirken.27

          2. Ratifizierung und Inkrafttreten

           Die 1970er UNESCO-Konvention trat am 24. April 1972 in Kraft, drei Monate nach Hinterlegung der Ratifikationsurkunde Nigerias.28 Bislang hat die 1970er UNESCO-Konvention 119 Vertragsstaaten, darunter auch traditionelle Marktländer.29 Zu den Vertragsstaaten zählen 18 Staaten Lateinamerikas.30 Unter den lateinamerikanischen Ländern meldeten Guatemala, Kuba und Mexiko gegenüber der Konvention Vorbehalte an. Guatemala begründete seinen Vorbehalt bezüglich des Artikels 7 Buchst. b(ii)31 damit, dass die Wiedererlangung von geplünderten bzw. gestohlenen Kulturgütern keine Entschädigung verursachen dürfen müsse.32 Außerdem interpretierte Guatemala Artikel 333 weiter als seinen wörtlichen Sinn, sodass nicht nur die gegen die 1970er UNESCO-Konvention durchgeführten Importe und der Erwerb von Kulturgütern unzulässig seien, sondern auch solche, die gegen andere, der Konvention nicht widersprechende Normen verstoßen. Kuba seinerseits hat keinen Vorbehalt bezüglich materieller Vorschriften der Konvention angemeldet, aber gegen Artikel 22 und Artikel 23,34 da diese seiner Ansicht nach gegen die Declaration on Granting Independence to Colonial Countries and Peoples der UN-Generalversammlung (Resolution 1514, 1960) verstoßen. Mexiko kommentierte jedoch nicht die Konvention als solche, sondern die Vorbehalte anderer Staaten und warnte davor, dass bei Durchsetzung des Vorbehalts der USA der Import von rechtswidrig entfernten und exportierten Kulturgütern Mexikos erlaubt werde.35

           Die USA hatten die Konvention in der Tat unter einem Vorbehalt und sechs „understandings“ angenommen,36 in denen sie jedoch nicht ausdrücklich erklärten, dass sie ein Importverbot ausländischer Kulturgüter nicht akzeptierten. Mexikos Vorbehalt ist aber sinnvoll, wenn man berücksichtigt, dass die USA äußerten: „The United States understands the provisions of he Convention to be neither self-executing nor retroactive.“ Zwar ist die Konvention auf keinen Fall selbstvollziehend noch rückwirkend, jedoch wird die restriktive Interpretation (insbesondere des Artikels 9) durch die Äußerung der USA unterstrichen. Denn die Importregelungen des Artikels 9, der lediglich archäologische oder ethnologische Objekte umfasst, wurden durch das nationale Gesetz, das CCPIA, wie bereits erwähnt, in dem Sinne interpretiert, dass der Import von Kulturgütern in die USA nur dann verboten werden dürfe, wenn ein bilateraler oder multilateraler Vertrag vorliege.37

          II. Die UNIDROIT-Konvention von 1995

          1. Entstehung

           Die 1970er UNESCO-Konvention gibt den Rahmen vor, der die öffentlich-rechtliche Seite des Problems der illegalen Abwanderung von Kulturgütern regelt. Da aber die Durchsetzung von einigen Regelungen der UNESCO-Konvention das Privatrechtsgebiet und dessen jeweiligen Unterschied unter den nationalen Rechtsordnungen berührt, wandte sich die UNESCO Anfang der achtziger Jahre an das UNIDROIT. Nachdem sich die UNESCO an das UNIDROIT gewandt hatte, wurde der Kulturgüterschutz in dessen Arbeitsprogramm für die Jahre 1987–1989 eingetragen. Außerdem wurde vom Governing Council des UNIDROIT eine Studiengruppe eingerichtet, die sich aus Experten von Export- und Importstaaten zusammensetzte. Bei der Ausarbeitung der UNIDROIT-Konvention trafen Staaten zusammen, die den freien Handel von Kulturgütern und den Schutz der derzeitigen gutgläubigen Erwerber verteidigten und daher eine kulturinternationalistische Position vertraten, und Staaten, die für eine kulturnationalistische Position und somit für die Rückführung von Kulturgütern in die Herkunftsländer eintraten. Die Beteiligung der UNESCO ihrerseits sollte bei diesem Vorgang die Kompatibilität zwischen der UNESCO-Konvention von 1970 und der neuen UNIDROIT-Konvention gewährleisten. Die erwähnte Studiengruppe trat zwischen 1988 und 1990 dreimal zusammen, um einen Entwurf zu erarbeiten. Nach vier Treffen von 1991 bis 1993 wurde der Text der Konvention ausgefertigt und 1995 als Konvention über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter erlassen wurde.38

           Die UNIDROIT Konvention von 1995 beschäftigt sich ausführlich mit der Problematik der Rückgabe und Rückführung von Kulturgütern, sodass sie in diesem Punkt die Regelungen der 1970er UNESCO-Konvention ergänzt. So ist die 1995er UNIDROIT-Konvention gemäß Artikel 1 auf internationale Ansprüche anzuwenden, die sich einerseits auf die Rückgabe von in einem anderen Land gestohlenen oder illegal ausgegrabenen Kulturgütern und andererseits auf die Rückführung von Kulturgütern, die rechtswidrig aus einem anderen Land ausgeführt wurden,39 beziehen. Dies bedeutet aber nicht, dass für die UNIDROIT-Konvention Raub und illegale Ausfuhr identisch wären. Beide Regime unterscheiden sich und im jeweiligen Fall müssen unterschiedliche Voraussetzungen erfüllt werden.40

           Die bedeutendste Vorschrift der 1970er UNESCO-Konvention in diesem Zusammenhang ist Artikel 7 Buchst. b(ii), der die Wiedererlangung von Kulturgütern und die darauffolgende angemessene Entschädigung des gutgläubigen Erwerbers regelt. Denn die Frage des gutgläubigen Erwerbs spielt für die Rückgabe und Rückführung von gestohlenen oder illegal, unter Verletzung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften ausgeführten Kulturgütern eine wichtige Rolle. Es gibt in den verschiedenen Rechtssystemen unterschiedliche Standpunkte hinsichtlich des gutgläubigen Erwerbs.41 Im angelsächsischen Raum gilt der römisch-rechtliche Grundsatz, der nemo dat quod non habet besagt, also: „einmal gestohlen, immer gestohlen“. Ein gutgläubiger Erwerber kann somit niemals zum Eigentümer von Diebesgut werden. In Gegensatz dazu kann im kontinentaleuropäischen Raum unter gewissen Voraussetzungen auch an gestohlenen Sachen gutgläubig Eigentum erworben werden.42 In Deutschland ist beispielsweise ein Erwerber dann gutgläubig, wenn er nicht wusste und nicht wissen konnte, dass er die Sache von einer Person erwirbt, die kein Recht zur Übereignung der Sache hatte, und der erworbene Gegenstand unveräußerlich ist.

           Angesichts der Unterschiede in Bezug auf den Schutz der Interessen des gutgläubigen Erwerbers unter den jeweiligen Rechtssystemen müsste eine Kompromisslösung gefunden werden. Im Hintergrund der UNIDROIT-Konvention steht tatsächlich die Idee, ein Gleichgewicht zu finden zwischen den Interessen desjenigen, dessen Kulturgut unzulässig entfernt wurde, und desjenigen, der es gutgläubig erworben hat; also: eine Interessenabwägung zwischen den Rechten des Bestohlenen und des Erwerbenden.43 Dabei forderte die Lobby des ICOM, der UNESCO und der Archäologenverbände von den Staaten des kontinentaleuropäischen Rechtsraums, die Einschätzung anzuerkennen, dass der Schutz des gutgläubigen Erwerbers den rechtswidrigen Kulturgüterhandel vereinfache.44

           Die Verhandlungen der UNIDROIT-Konvention betreffend muss unterstrichen werden, dass jedoch, obwohl indigene Völker nicht daran teilgenommen haben – wie es auch bei der UNESCO-Konvention der Fall war –, die UNESCO und einige Staaten mit indigener Bevölkerung, nämlich Australien mit der Unterstützung von Kanada, angestrebt haben, dass der definitive Text der Konvention den Rechten, Sitten und Traditionen der indigenen Völker angepasst wird. Infolgedessen hatte die UNESCO geäußert, eine Konvention, die diese traditionellen Gemeinschaften diskriminiere, wäre nicht annehmbar.45 Kulturgüter „belonging to and used by a tribal or indigenous community“46 wurden auf diese Weise in die im definitiven Text geregelten Verfahren eingeschlossen.

          2. Ratifizierung und Inkrafttreten

           Die 1995er UNIDROIT-Konvention war bis zum 30.06.1996 zur Unterschrift ausgelegt. Bis dahin hatten zweiundzwanzig Staaten die Konvention unterschrieben. Heutzutage hat sie dreißig Vertragsstaaten. Sie trat am 01.07.1998, sechs Monate nach Vorlage der fünften Ratifikationsurkunde, in Kraft.47 Die Anwendbarkeit der UNIDROIT-Konvention wird dennoch bezüglich der Entschädigungszahlung von den Ursprungsstaaten für fragwürdig gehalten, besonders von den Herkunftsstaaten, die ihrer Ressourcen verlustig gegangen sind. Dies ist der Fall bei mittel- und südamerikanischen Ländern, die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind. Daran könnte es liegen, dass sich an der UNIDROIT-Konvention bislang nur dreißig Staaten beteiligten, darunter acht Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention: Argentinien, Bolivien, Ecuador, El Salvador, Guatemala, Panama, Paraguay und Peru.48

          III. Die indigenen Völker im universellen Kulturgüterschutz

          1. Allgemeine Beschreibung der Problematik

           Die Anerkennung der Relevanz der indigenen Kulturgüter für die indigenen Völker als kulturelle Gruppen ist in den universellen Völkerrechtsinstrumenten zum Schutz beweglicher materieller Kulturgüter begrenzt. Generell werden in diesen Normen die Interessen der indigenen Völker hinsichtlich Schutz, Kontrolle und Nutzung von Kulturgütern, zu denen sie – und nicht der Staat als solcher – eine direkte Beziehung haben, nicht explizit berücksichtigt. Man kann diese Problematik aus zwei unterschiedlichen Perspektiven betrachten.

           Eine Perspektive, die die allgemeinen Menschenrechte im Blick hat, geht vom Selbstbestimmungsrecht der indigenen Völker aus. Diese interpretieren die Rückführung kultureller Güter als einen Bestandteil der kulturellen „Erneuerung“ und Weiterentwicklung.49 Aus dieser Perspektive können die Rechte der indigenen Völker an ihren Kulturgütern einen angemessenen Platz innerhalb des Selbstbestimmungsrechts finden.

           Die Vertreter der indigenen Völker legen das Selbstbestimmungsrecht weit aus. Dieses Recht ist ihrer Ansicht nach „the river in which all other rights swim.“50 Sonderberichterstatter Martínez Cobo war davon überzeugt, dass die Selbstbestimmung als Grundvoraussetzung anerkannt werden solle, damit die indigenen Völker ihre fundamentalen Rechte wahrnehmen und ihre Zukunft bestimmen können.51 Es scheint aber nicht absolut deutlich zu sein, was eigentlich unter der im Artikel 3 der UN-Erklärung genannten „kulturellen Entwicklung“ zu verstehen ist. Denkt man an die historische Entwicklung der Diskussionen über die indigenen Rechte innerhalb des UN-Systems, könnte man behaupten, dass „kulturelle Entwicklung“ nicht als „anzupassende“ Perspektive auszulegen ist. Dies würde grob bedeuten, dass „Entwicklung“ keinesfalls als unfreiwillige oder erzwungene Anpassung an die westliche Kultur zu verstehen ist. Martínez Cobo zufolge bedeutet das Recht auf kulturelle Entwicklung, dass indigene Individuen und Gesellschaften frei von Anpassungs- oder Integrationsdruck seitens der dominanten Kultur sind.52 Daraus folgt, dass indigene Völker einerseits das Recht haben, sich mittels der Elemente ihrer eigenen Kulturen (Traditionen, Lebensstil usw.) zu entwickeln. Andererseits haben sie auch das Recht zu entscheiden, ob sie die Elemente ihrer Kultur behalten wollen oder nicht. Dies würde bedeuten, dass dieses Recht auch dann vorliegt, wenn ihre Kulturen sich mit anderen – in welchem Ausmaß auch immer – vermischen. Wenn es also um die Nutzung, die Bewahrung oder den Schutz von Gütern indigener Völker geht, die mit Elementen ihrer Kultur in Verbindung stehen, sollten unter Bezugnahme auf die im Selbstbestimmungsrecht enthaltene „kulturelle Entwicklung“ die indigenen Völker jedenfalls selbst entscheiden.

           In Bezug auf beispielsweise die kommerzielle Nutzung dieser Güter würde die oben dargelegte Auslegung dadurch bekräftigt, dass Artikel 4 der UN-Erklärung indigenen Völkern das Recht auf Autonomie und Selbstregierung bezüglich der Finanzierung ihrer Angelegenheiten zuerkennt: “Indigenous peoples, in exercising their right to self-determination, have the right to autonomy or self-government in matters relating to […] means for financing their autonomous functions.“ Es ist hier zudem in Betracht zu ziehen, dass die Erklärung indigenen Völkern das Recht gewährt, ihre zeremoniellen Gegenstände zu nutzen und zu kontrollieren, sowie das Recht auf Rückgabe oder Rückführung („repatriation“) von menschlichen Überresten.53 Deshalb müssen die Staaten den Zugang zu und die Rückgabe von indigenen zeremoniellen Gegenständen und menschlichen Überresten ermöglichen, und zwar mittels eines transparenten und effektiven Verfahrens, das in Zusammenarbeit mit den betroffenen indigenen Völkern erarbeitet werden muss.54

           Aus der beschriebenen Lage folgt, dass, obwohl es keine ausdrückliche Regelung für die Rechte an materiellen Kulturgütern indigener Völker als Inhalt des Selbstbestimmungsrechts gibt, die Möglichkeit besteht, die bedeutendsten Normen existierender Rechtsinstrumenten in der Form zu interpretieren, dass das Selbstbestimmungsrecht das Recht der indigenen Völker auf Nutzung, Bewahrung und Schutz ihrer Kulturgüter einschließt.

           Die Einschließung der auf Kulturgüter bezogenen Rechte in den Rechtsrahmen der Menschenrechte unterscheidet sich aber wesentlich von den internationalen Regelungen zum Kulturgüterschutz. Im Gegensatz zur 1970er UNESCO-Konvention und der 1995er UNIDROIT-Konvention, durch die die Staaten bestimmte Pflichten übernehmen, ist die UN-Erklärung zu den Rechten der indigenen Völker nur ein deklaratorisches, unverbindliches Dokument.

           Aus der Perspektive der Regelungen zum Kulturgüterschutz existiert im Regelfall auf internationaler Ebene die Tendenz, die Rechte auf materielle Kulturgüter allgemein zu regeln. In den internationalen Normen zum Kulturgüterschutz werden beispielsweise häufig Fragen offen gelassen, welche einzelnen Kulturgüter im Schutzbereich eingeschlossen werden, wer genau Berechtigter ist oder welche einzelnen Rechte und Befugnisse gewährt werden. Einzelheiten zu diesen Fragen dürfen die Staaten aus verschiedenen Ansatzpunkten gestalten. Indigene materielle Kulturgüter finden auf diese Weise zwar in internationalen Kulturgüterschutzinstrumenten einen Platz, jedoch genießen sie, wie jedes andere Kulturgut auch, keine differenzierte Berücksichtigung.

           In den zwei dargelegten Konventionen – UNESCO von 1970 und UNIDROIT von 1995 – ist eine allgemeine Kulturgüterdefinition enthalten. Darin gibt es keine differenzierte Regelung zu materiellen indigenen Kulturgütern und keine ausdrückliche Verbindung zwischen gewissen materiellen Kulturgütern und indigenen Völkern. Alle Kulturgüter werden somit mit dem Staat verknüpft, auch diejenigen Güter, die in engerer Verbindung mit anderen Subjekten – insbesondere mit Gruppen, wie etwa Minderheiten oder indigene Völker – innerhalb des Staates stehen können. Die 1970er UNESCO-Konvention postuliert in dieser Richtung das Recht eines jeden Staates auf Anerkennung und Schutz seines kulturellen Erbes durch die Staatengemeinschaft.55 „Nationales kulturelles Erbe“ ist in der ganzen UNESCO-Konvention ein operativer Rechtsbegriff.56 Diesbezüglich bleibt es die innere Angelegenheit jedes Staates, in eigener Zuständigkeit darüber zu entscheiden, ob eine Verbindung bestimmter Kulturgüter mit den jeweiligen Subjekten (Schöpfern) innerhalb der nationalen Rechtsordnung hergestellt werden soll und ob dies einer Regelung bedarf. Die 1970er UNESCO-Konvention „entfaltet ihre Wirkung ausschließlich im Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten. Diese und damit ihre Behörden und der Gesetzgeber sind die einzigen Adressaten der Konvention.“57 Privatpersonen oder Gruppen werden dagegen keine unmittelbaren Rechte und Pflichten eingeräumt. Daraus ist zu folgern, dass die UNESCO-Konvention von den indigenen Völkern verlangt, dass sie sich zur Durchsetzung der in der Konvention erfassten Pflichten auf den betreffenden Staat verlassen.58

           Dieses Postulat haben manche Staaten in den jeweiligen nationalen Gesetzen auf unterschiedliche Weise geregelt. Im lateinamerikanischen Raum zum Beispiel lässt sich die Tendenz erkennen, dass spezielle Regeln lediglich in Bezug auf bestimmte indigene Kulturgüter (molas in Panama, traditionelle Textilien in Guatemala) oder bezüglich einiger indigener Gruppen (Gemeinschaften an der atlantischen Küste in Nicaragua) in den Rechtsrahmen eingeschlossen werden, letzteres aber auf sehr allgemeine Art und Weise.

           Im UNESCO-Bereich herrscht in den letzten Jahren die Tendenz vor, die Interessen von nicht-staatlichen Gruppen, wie etwa indigenen Völkern, einzuschließen. Dies betrifft insbesondere immaterielle Kulturgüter. In der Präambel der UNESCO-Konvention von 2003 zur Bewahrung des immateriellen Kulturerbes ist beispielsweise festgehalten:59

          
            
              communities, in particular indigenous communities, groups and, in some cases, individuals, play an important role in the production, safeguarding, maintenance and recreation of the intangible cultural heritage, thus helping to enrich cultural diversity and human creativity.
            

          

           Dennoch prägt diese Tendenz schrittweise andere Bereiche, die sich auf die internationale Übereignung materieller Kulturgüter beziehen. Dies ist, wie bereits oben erwähnt, der Fall bei einigen Normen der 1995er UNIDROIT-Konvention zur Rückgabe gestohlener Kulturgüter und Rückführung illegal ausgeführter Kulturgüter.

          2. Die 1970er UNESCO-Konvention und die 1995er UNIDROIT-Konvention

           Die Berücksichtigung der Interessen der indigenen Völker als differenzierte Subjekte in den Völkerrechtsinstrumenten zum Kulturgüterschutz berührt unterschiedliche Bereiche. Im Folgenden wird das angesichts der Bestimmungen des jeweiligen Schutzbereiches der 1970er UNESCO und 1995er UNIDROIT-Konventionen und deren Normen zur Rückgabe und Rückführung von Kulturgütern betrachtet.

          a) Schutzbereich

           Der Schutzbereich beider Konventionen wurde, wie bereits oben dargelegt, allgemein konzipiert. Die zu schützenden Kulturgüter wurden in eine Liste von Kategorien unter Berücksichtigung der Interessen und Werte des Staates aufgenommen, sodass im Prinzip der Staat die einzige anerkannte Gruppe ist. Auf die Schutzbereichsbestimmung der UNESCO-Konvention von 1970 reagierten die einzelnen Staaten unterschiedlich. Zahlreiche Staaten kritisierten den Anwendungsbereich der UNESCO-Konvention hinsichtlich der Definition des Kulturguts als unangemessen weit und ratifizierten gerade aus diesem Grund die Konvention nicht. Andere Staaten, die die Konvention ratifiziert haben, haben bei ihrer Umsetzung in innerstaatliches Recht gewisse Begrenzungen vorgenommen, durch die Verbotsbestimmungen der Konvention eingeschränkt werden.

           Zwar ist nach Meinung einiger Regierungsvertreter der Schutzbereich der UNESCO-Konvention sehr weit, jedoch scheint praktisch gesehen ihr Anwendungsbereich zu begrenzt zu sein, da gemäß Artikel 7 Buchst. b(i) nur der Import von inventarisierten kulturellen Gütern aus öffentlichen Einrichtungen verboten ist.60 Eine Beschränkung findet man zudem in dem Ausdruck „specifically designated by each state“ des Artikels 1, durch den unterstrichen wird, dass die Bestimmung der gedeckten Güter in die Zuständigkeiten jedes Staats fällt.

           Die von der 1995er UNIDROIT-Konvention erfassten Kulturgüterkategorien sind dieselben, die von der UNESCO-Konvention von 1970 abgedeckt wurden.61 Dies würde ein einheitliches Verständnis des Begriffes ermöglichen und die Arbeit der nationalen Behörden vereinfachen.62 Artikel 2 der 1995er UNIDROIT-Konvention schließt folgendermaßen die von den Regelungen der Konvention gedeckten Kulturgüter ein: „For the purposes of this Convention, cultural objects are those which, on religious or secular grounds, are of importance for archaeology, prehistory, history, literature, art or science.“ Eingeschlossen werden diese Güter, wenn sie zu einer der in der Anlage zur Konvention aufgezählten Kategorie gehören. Obwohl die in der Liste der Anlage bestehenden Güter mit den von der UNESCO-Konvention von 1970 geschützten Gütern vergleichbar sind, wurde jedoch in der UNIDROIT-Konvention von 1995 zudem vermieden, den einzelnen Vertragsstaaten die Bestimmung der von dem Übereinkommen erfassten Kulturgüter zu überlassen.63 Anders als in der UNESCO-Konvention muss es hier von jedem Staat keine spezifische Festsetzung bestimmter Kulturgüter geben.

          b) Rückgabe bzw. Rückführung

           In den Normen zur Rückführung der 1970er UNESCO-Konvention, insbesondere in Artikel 7 Buchst. b(ii), existiert keine explizite besondere Anerkennung indigener Kulturgüter. Unter der UNESCO-Konvention darf ein Vertragsstaat die Rückgabe auf diplomatischem Weg fordern.64 Eine Privatperson darf das nur dann, wenn es von den nationalen Normen des Vertragsstaats erlaubt wird.65 Indigene Kulturgüter werden in diesem Kontext genauso wie jedes andere Gut des nationalen Kulturerbes des Staates von der Konvention erfasst. In der 1995er UNIDROIT-Konvention gibt es im Gegensatz dazu eine Berücksichtigung der Interessen der indigenen Gemeinschaften an gewissen Gütern zur traditionellen oder rituellen Nutzung.

           Aus der in der UNIDROIT-Konvention vorgesehenen Differenzierung zwischen gestohlenen und illegal ausgeführten Kulturgütern ergeben sich jeweils unterschiedliche Verfahren. Unterschiede lassen sich u. a. dadurch erkennen, dass bei gestohlenen Kulturgütern von Rückgabe („restitution“) und bei illegal ausgeführten Kulturgütern von Rückführung („return“) die Rede ist. Ausdrücklich wird in der 1995er UNIDROIT-Konvention gesagt, dass gewisse indigene Kulturgüter, die rechtswidrig ausgeführt wurden, von dem in der Konvention geregelten Rückführungsverfahren erfasst werden. Dies ist auf die Weise vorgesehen, dass das Gericht oder die zuständigen Behörden des ersuchten Vertragsstaates die Rückführung eines illegal ausgeführten Kulturguts verordnen muss, wenn u. a. der ersuchende Staat nachweist, dass die Entfernung des Kulturguts seinen traditionellen oder rituellen Gebrauch durch eine tribale oder indigene Gemeinschaft („traditional or ritual use of the object by a tribal or indigenous community“) wesentlich beeinträchtigt. Die in der UNIDROIT-Konvention von 1995 erfasste Berücksichtigung der Interessen der indigenen Gemeinschaften an gewissen Gegenständen zur traditionellen oder rituellen Nutzung kann jedoch ausschließlich durch den Anspruch eines Staates geltend gemacht werden (Art. 5 Abs. 3 Buchst. d). Zum Gelingen ist es somit erforderlich, dass das Interesse der indigenen Gemeinschaft mit den Interessen des Staates übereinstimmt, was jedoch nicht immer der Fall ist. Die Bestimmungen zur Rückführung rechtswidrig ausgeführter Kulturgegenstände finden nach Artikel 7 Abs. 2 außerdem auch dann Anwendung, wenn der Gegenstand von einem Angehörigen bzw. Angehörigen einer Eingeborenen- oder Stammesgemeinschaft für einen traditionellen oder rituellen Gebrauch durch die Gemeinschaft geschaffen wurde und der Gegenstand an die Gemeinschaft zurückzuführen ist. Dies gilt, selbst wenn der Urheber noch lebt oder noch keine fünfzig Jahre seit seinem Tod vergangen sind, da es eine Ausnahme vom Abs. 1 Buchst. b des genannten Artikels darstellt.66

           Betreffs der Rückgabe gestohlener Kulturgüter werden nicht nur Staaten, sondern auch Private als Berechtigte anerkannt. Anders als Artikel 5, der die Rückführung von illegal ausgeführten Kulturgütern betrifft, spricht Artikel 3 Abs. 3 in der Tat auf eine allgemeine Weise von einem Anspruchssteller („claimant“). Es handelt sich daher um einen Begriff, der Individuen und Gruppen einschließen kann. Die UNESCO hat in diesem Sinne erklärt, dass „restitution of stolen objects under the 1995 UNIDROIT Convention certainly protect the dispossessed owner’s interests, be it an individual, legal entity or State.“67 Davon können also auch indigene Gruppen oder Völker betroffen sein. Zudem sind indigene und tribale Güter von der allgemeinen Verjährungsfrist des Rückgabeverfahrens gestohlener Kulturgüter ausgenommen, die fünfzig Jahre ab dem Diebstahl beträgt, sodass sie nur der relativen Verjährungsfrist von drei Jahren ab der Kenntnis von Belegenheit des Objekts und Identität des Besitzers unterworfen sind.68

          3. Zusammenfassung

           Im Allgemeinen lässt sich behaupten, dass es in den internationalen Rechtsinstrumenten eine eher begrenzte Berücksichtigung der Interessen der indigenen Völker an dem Schutz und der Kontrolle ihrer materiellen Kulturgüter gibt. Aus einer Perspektive, die von einer weiten Interpretation des Selbstbestimmungsrechts ausgeht, findet die Berücksichtigung der Interessen der indigenen Völker an ihren Kulturgütern im Rahmen der UN-Erklärung zu indigenen Völkern einen Platz. Aus dieser Sicht würden indigene Interessen zwar praktisch unbegrenzt berücksichtigt, jedoch handelt es sich um ein deklaratorisches Rechtsinstrument, das besonders hinsichtlich Durchsetzungsmechanismen mangelhaft ist.

           Aus der Perspektive der internationalen Regelung zum illegalen Handel von Kulturgütern findet man keine spezifische Berücksichtigung in der 1970er UNESCO-Konvention, jedoch in der 1995er UNIDROIT-Konvention. In Bezug auf die Rückgabeansprüche, die gestohlene Kulturgüter betreffen, dürfen indigene Völker als Anspruchsberechtigte auftreten. Zwar sind sie im Rahmen dieses Verfahrens Berechtigte wie jede andere Privatperson, jedoch sind gestohlene „sacred or communally important cultural object belonging to and used by a tribal or indigenous community“ aus der allgemeinen Verjährungsfrist ausgenommen.69 Im Gegensatz dazu gibt es bei Rückführungsansprüchen von illegal ausgeführten Kulturgütern für nichtstaatliche Gruppen keine Möglichkeit, Ansprüche geltend zu machen. Denn in diesem Fall dürfen gemäß Artikel 5 nur Staaten einen Anspruch erheben. Begrenzt wird die Beteiligung der indigenen Völker außerdem dadurch, dass die UNIDROIT-Konvention von 1995 lediglich internationale Rückgabe- und Rückführungsansprüche vorsieht, also keine innerstaatlichen Ansprüche.70 Wie von Siehr zutreffend festgestellt wird, existiert aus völkerrechtlicher Sicht keine allgemeine Rechtspflicht, indigenen Völkern die ihnen gehörenden Kulturgüter zurückzugeben.71

          B. Regionale Ebene

           Die wichtigsten rechtlichen Maßnahmen auf regionaler Ebene Amerikas betreffen zwei regionale Organisationen, nämlich die OAS72 und die Andengemeinschaft.73 Die ersten bedeutsamen regionalen Rechtsnormen zum Handel von Kulturgütern wurden im Rahmen der Pan-Amerikanischen Union – später OAS genannt – getroffen. Relevant in diesem Sinne ist die San Salvador-Konvention, die sechs Jahre nach der 1970er UNESCO-Konvention abgeschlossen wurde. Die Bemühungen beider Organisationen sind insbesondere angesichts der Zusammenarbeit im Bereich der Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern von Bedeutung, obwohl an der San Salvador-Konvention der OAS keiner der großen Importstaaten der Region bisher teilnimmt.

          I. Die San Salvador-Konvention von 1976

          1. Entstehung

           Nach der Verabschiedung der 1970er UNESCO-Konvention haben sich die Mitgliedsstaaten der OAS darauf geeinigt, dass eine Zusammenarbeit zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern in der Region nötig war. 1972 hat der OAS-Interamerikanische Rat zu Bildung, Wissenschaft und Kultur einen Beschluss über einige Richtlinien zum Schutz des Kulturerbes der Mitgliedsstaaten gefasst und den Entwurf einer regionalen Konvention vorgelegt. Die Konvention über den Schutz des archäologischen, historischen und künstlerischen Erbes der amerikanischen Staaten war auf diese Weise zum großen Teil auch ein Geschöpf in dem Zeitraum, in dem die 1970er UNESCO-Konvention sich entwickelte. Ideen des ursprünglichen Entwurfes der UNESCO-Konvention wurden in der Tat in den Text der San Salvador-Konvention übernommen.74 So wurde diese als ein regionales rechtliches Instrument im Jahre 1976 abgeschlossen, dessen Hauptziel es ist, den illegalen Export und Import von Kulturgütern zu verhindern und eine enge Zusammenarbeit zum Schutz der Kulturgüter unter den OAS-Mitgliedsstaaten zu fördern.75

           Seit langem ist anerkannt, dass die Zusammenarbeit der Staaten eine zentrale Rolle in diesem Bereich spielt. So ist es sinnfällig, dass es von Vorteil ist, wenn man Staaten heranzieht, die zur selben geographischen Region gehören und mit ähnlichen Problemen kämpfen. Solche Bemühungen sind bei der Bekämpfung der Plünderung und des illegalen Handels von Kulturgütern etwa in Lateinamerika besonders relevant, denn zahlreiche bekannte archäologische Stätten überschreiten dort die gegenwärtigen politischen Grenzen mancher Staaten.76 Ferner ist es sinnvoll, dass die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention Mitglieder einer etablierten regionalen Organisation sind, deren Organe die Implementierung der Konvention unterstützen können. Walter hält die San Salvador-Konvention für ein „largely ineffective“77 Instrument, es lässt sich aber nicht leugnen, dass die San Salvador-Konvention seit ihrem Abschluss eine breite Akzeptanz unter lateinamerikanischen OAS-Mitgliedstaaten erlangte. Zwar ist bislang der maßgebliche Markt für süd- und mittelamerikanische Kulturgüter, nämlich die USA, der San Salvador-Konvention nicht beigetreten, doch sind in den letzten Jahren weitere OAS-Mitgliedsstaaten durch Ratifizierung beigetreten, nämlich Argentinien (2002), Bolivien (2003) und Paraguay (2006). Zu erinnern ist aber daran, dass der internationale rechtswidrige Handel mit Kulturgütern ein globales Phänomen ist, sodass für die Bekämpfung dieses Handels nur universelle und nicht nur regionale Instrumente taugen.78

           Seit den dreißiger Jahren war innerhalb der Panamerikanischen Union, die bis 1910 Internationale Union der Amerikanischen Republiken genannt wurde und Vorläuferin der derzeitigen OAS war, die Abmachung regionaler Instrumente zum Kulturgüterschutz von Bedeutung. Zu nennen sind hier zwei regionale normative Abkommen vom Jahre 1935, die auf der Basis einer Empfehlung der siebten Internationalen Konferenz der amerikanischen Staaten79 verabschiedet wurden. Das erste war das Treaty on the protection on movable property of historic value, dessen Entwurf vom Supervisory Committtee of the Governing Board der Pan-Amerikanischen Union bearbeitet und von fünf Staaten (Chile, El Salvador, Guatemala, Mexiko und Nicaragua) unterzeichnet wurde. Die von ihm geschützten Güter wurden in einer weitgreifenden chronologisch konzipierten Definition beschrieben.80 Hier wird der Import beweglicher Kulturgüter von einer Exportgenehmigung abhängig gemacht.81 Dies folgt daraus, dass der Inhaber solcher beweglicher Kulturgüter lediglich Besitzer ist und sein Recht an ihnen nur innerhalb desselben Landes übertragbar war.82

           Das zweite Abkommen ist das Treaty on the protection of artistic and scientific institutions and historic monuments, das sich unter Berücksichtigung des Zweiten Weltkriegs und seiner „enormous devastation“83 wesentlich mit dem Schutz der Kulturgüter in Kriegszeiten beschäftigte.84 Es wurde von einundzwanzig amerikanischen Staaten in Washington unterzeichnet und bis 1990 von zehn Staaten85 ratifiziert. Da der Entwurf dieses Vertrags aus Veranlassung eines US-amerikanischen Museums vorbereitet wurde, das nach dem russischen Künstler Nicholas Roerich benannt wurde, ist es allgemein als Roerich-Pakt bekannt. Darin wird die Benutzung einer Fahne geregelt, die während der bewaffneten Konflikte zur Identifizierung der geschützten Monumente, Museen sowie wissenschaftlichen, künstlerischen, erzieherischen und kulturellen Einrichtungen dient.86 Denkmäler und Institutionen müssen zu ihrem Schutz in eine an die Pan-Amerikanische Union zu schickende Liste eingetragen werden, die an die anderen Vertragspartner weiterzuleiten ist.87

           1972 schlug der Inter-Amerikanische Rat für Bildung, Wissenschaft und Kultur seinerseits einen mit der im Jahr 1970 verabschiedeten UNESCO-Konvention übereinstimmenden multilateralen, die Hemisphäre betreffenden Vertrag für die Identifizierung und den Schutz des archäologischen, historischen und künstlerischen Erbes der Mitgliedsstaaten vor.88 Trotz der von einigen Normen des Entwurfes ausgelösten Bedenken, insbesondere in Bezug auf die Kontrolle durch Register und Zollmaßnahmen, wurden viele der vorgeschlagenen Normen von Anfang an begrüßt. Das war der Fall bei der technischen Unterstützung, der Abgrenzung archäologischer Zonen, der Durchführung von Kampagnen zur Stärkung des Bewusstseins der allgemeinen Öffentlichkeit und der Behörden über die betreffenden Probleme, sowie bei der Förderung der Zusammenarbeit unter den Staaten der Region.89 Dieser im Jahre 1972 vorgeschlagene Entwurf wurde bei der sechsten Sitzung der OAS-Generalversammlung am 16. Juni 1976 in Santiago, Chile, durch die Resolution AG/Res. 210 (VI-O/76) mit fünfzehn Stimmen als Konvention zum Schutz des archäologischen, historischen und künstlerischen Erbes der amerikanischen Staaten angenommen. Bei der Abstimmung haben sich unter anderen Brasilien, Mexiko, Venezuela und die USA jedoch der Stimme enthalten. Es scheint auffällig, dass viele lateinamerikanischen Herkunftsstaaten auf diese Konvention verzichtet haben, insbesondere wenn man bedenkt, dass viele von ihnen die 1970er UNESCO-Konvention ratifizierten und dass die San Salvador-Konvention die Grundsätze dieser Konvention auf regionaler Ebene unterstützt. In den Akten der OAS-Generalversammlung wurde kein Grund dafür genannt. Es wird aber angenommen, dass Mexiko die Aushandlung bilateraler Verträge vorgezogen hat.90 Die USA haben ihrerseits bei der OAS-Generalversammlung darauf hingewiesen, dass sie es für angemessen erachteten, wenn alle Mitgliedstaaten zuerst die 1970er UNESCO-Konvention ratifizierten und die Ergebnisse von deren Anwendung abwarteten.91

           Bei der Bearbeitung der San Salvador-Konvention wurde, wie von Schorlemer behauptet, gemeint, dass sie zusammen mit der UNESCO-Konvention von 1970 eine doppelte Sicherung auf regionaler und internationaler Ebene in Lateinamerika bringen würde.92 Auf diese Weise könnten wirksame Kontrollmechanismen geschaffen und das Bewusstsein der internationalen Gesellschaft, das nationale Interesse am Schutz der Kulturgüter und die Zusammenarbeit seitens der Importstaaten begünstigt werden.93 Diese Absicht einer „doppelten Sicherung“ durch die San Salvador-Konvention und die 1970er UNESCO-Konvention wird dann deutlich bei einem Blick auf beide Texte, die vielfach ähnliche Regelungen enthalten.94

          2. Ratifizierung und Inkrafttreten

           Die meisten Vertragsstaaten ratifizierten die San Salvador-Konvention zwischen 1978 – zwei Jahre nach ihrer Annahme – und 1983.95 In diesem Zeitraum wurde sie von den folgenden Staaten ratifiziert: Panama am 30.06.1978; Ecuador am 27.09.1978; Guatemala am 17.12.1979; Peru am 22.01.1980; Nicaragua am 01.04.1980; El Salvador am 11.08.1980; Costa Rica am 27.08.1980; Honduras am 06.07.1983 und Haiti am 15.12.1983. Chile unterzeichnete die San Salvador-Konvention am 07.12.1978, hat sie aber noch nicht ratifiziert. Nach fast zwei Jahrzehnten erneuerte sich das Interesse für die San Salvador-Konvention und somit wurde sie von Argentinien am 17.07.2002, Bolivien am 25.02.2003 und Paraguay am 21.11.2006 ratifiziert. Dadurch wurde die San Salvador-Konvention von den Ländern der Zentralanden96 und den größten Ländern der mesoamerikanischen Region,97 außer Mexiko, ratifiziert. Wie schon gesagt, hat Mexiko die Verhandlungen über spezifische bilaterale Verträge und deren Abschluss vorgezogen. Auch die USA und Kanada sind, wie oben erwähnt, keine Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention, obwohl sie die wichtigste Endstation für geplünderte archäologische und ethnologische und weitere gestohlene Kulturgüter Lateinamerikas sind,98 oder vielleicht gerade deswegen.

          II. Beschlüsse der Andengemeinschaft

           Die vier Mitgliedsstaaten der Andengemeinschaft sind zurzeit Bolivien, Ecuador, Kolumbien und Peru, die ebenfalls der San Salvador-Konvention beitraten. In den Rechtsordnungen der Vertragsstaaten der Andengemeinschaft stehen die Beschlüsse der Andenkommission neben den entsprechenden nationalen Gesetzen.99 Innerhalb des Rechtssystems der Andengemeinschaft spielen diese Beschlüsse eine Hauptrolle, denn sie sind nach Veröffentlichung in jedem Mitgliedsstaat unmittelbar geltendes Recht.

           1999 wurde der erste Beschluss im Bereich Kulturgüterschutz (Beschluss 460) gefasst. Sein Ziel war die Förderung gemeinsamer Normen und einer gemeinsamen Politik zum Thema Kulturgüterschutz, besonders hinsichtlich der Verhinderung des rechtswidrigen Imports und Exports unter den Mitgliedsstaaten und in Drittstaaten. Der Beschluss sah die Schaffung eines Registers von Kulturgütern vor und enthielt weitere allgemeine Regelungen. Er förderte etwa den Informationsaustausch – beispielsweise über Diebstähle – unter den zuständigen Behörden jedes Mitgliedsstaats100 und behandelte den nichtgenehmigten Import und Export als widerrechtlich.101 Darüber hinaus förderte er die von jedem Mitgliedsstaat auf diplomatischem Wege durchgeführte Wiedererlangung von gestohlenen oder illegal ausgeführten Kulturgütern.102

           Der Beschluss 460 der Andenkommission wurde 2004 durch den Beschluss 588 außer Kraft gesetzt. Der neue Beschluss hat dasselbe Ziel wie sein Vorgänger, seine Vorschriften sind aber detaillierter ausformuliert. Die Mitgliedsstaaten verpflichten sich zur Harmonisierung der Rechtsgrundsätze in den nationalen Gesetzen.103 Diese Förderung zählt außerdem zur Zuständigkeit des von dem Beschluss 588 eingerichteten Andenkomitees zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern.104 Eine eidesstattliche Erklärung muss ferner innerhalb der Andengemeinschaft einheitlich geregelt werden; darin müssen die ins Ausland reisenden Personen versichern, dass sie kein Kulturgut ins Ausland bringen. Außerdem muss von den Vertragsstaaten eine Bescheinigung darüber ausgestellt werden, dass das Kulturgut, das ins Ausland gebracht wird, kein vom Gesetz geschütztes Kulturgut ist.105 Im zweiten Treffen des Komitees zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern wurde von peruanischen Regierungsvertretern betont, dass die Anwendung der beiden Bescheinigungen in Peru zahlreiche Beschlagnahmen ermöglicht habe. Dort prüften die Zollbehörden monatlich 5.000 Bescheinigungen, was bei etwa zehn Prozent zu einer Beschlagnahme führe. Davon seien rund siebzig Prozent authentische Kulturgüter, was zwischen acht- und zehntausend Gütern jährlich entspreche.106

           Es ist im Beschluss 588 weiterhin vorgesehen, einen gemeinsamen Fonds zur Wiedererlangung und Rückführung von in Drittstaaten aufgefundenen Kulturgütern einzurichten. Die Einrichtung des Fonds musste von dem Komitee zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern dem Außenministerrat noch vor dem Jahr 2005 vorgelegt werden.107 Nach dem Bericht zum zweiten Treffen des Komitees im Juli 2009 wurde dieser Auftrag aber noch nicht erfüllt.108

           Durch den Beschluss 588 verpflichten sich die Mitgliedstaaten darüber hinaus dazu, bestimmte Straftaten hinsichtlich des Kulturgüterschutzes zu verfolgen. Dazu zählen: Plünderung, illegale Ausführung, rechtswidrige Kommerzialisierung innerhalb eines Mitgliedsstaates und rechtswidrige Veräußerung.109

          III. Zentralamerikanische Konventionen

           Im Jahr 1995 schlossen die zentralamerikanischen Länder, mit Ausnahmen von Belize, drei die Kulturgüter betreffende Konventionen ab. Sie wurden im Rahmen des Zentralamerikanischen Integrationssystems erlassen, das 1991 durch das Tegucigalpa-Protokoll zur Charta der Organisation Zentralamerikanischer Staaten eingerichtet wurde. Die Konventionen zielen jeweils auf den Schutz des Kulturerbes, auf die Regelung von Ausstellungen archäologischer, historischer und künstlerischer Güter im Ausland und auf deren Rückführung, falls sie illegal ausgeführt worden sind. Im Allgemeinen bezwecken die Konventionen, die juristischen, politischen und technischen Maßnahmen der Mitgliedsstaaten zum Schutz des mittelamerikanischen Kulturerbes gemeinsam zu regeln. Diese Regelungen sind in der Tat ein Teil des Rechtsrahmens zu einer geplanten nachhaltigen Entwicklung des Tourismus in der Region.110

           Unter den zentralamerikanischen Konventionen findet sich die Convención Centroamericana para la Protección del Patrimonio Cultural, die darauf zielt, Bemühungen der Vertragsstaaten – aus juristischer, politischer und technischer Sicht – zum Schutz des mittelamerikanischen Kulturerbes in Einklang zu bringen (Art. 2). In diesem Sinne erklärt sie Rückgabeansprüche von illegal ausgeführten Kulturgütern als unverjährbar (Art. 5), sowie auch das Recht jedes Staats, seine Kulturgüter als unveräußerlich zu erklären (Art. 6). Die operativen Maßnahmen beziehen sich auf die Errichtung einer Zentralamerikanischer Kommission und eines Fonds zum Schutz des regionalen Kulturerbes. Die eingeschlossenen Kulturgüter stimmen mit denjenigen der 1970er UNESCO-Konvention überein. In dieser Konvention wurden allgemeine Regeln zu Ausstellungen von Kulturgütern außerhalb der Region festgelegt, nämlich dass sie nicht länger als ein Jahr sein dürfen. Näheres zu Ausstellungen findet man im zweiten Übereinkommen, nämlich in der Convención para la Realización de Exposiciones de Objetos Arqueológicos, Históricos y Artísticos, die lediglich Verfahrensregeln vorsieht, beispielsweise dass jeder Vertragsstaat einen anderen Vertragsstaat um Erlaubnis zur Ausstellung eines seiner Kulturgüter bitten darf (Art. 1). Die letztere Konvention (Convención para la Restitución y el Retorno de Objetos Arqueológicos, Históricos y Artísticos) fokussiert auf die Koordinierung von Vorbeugungsmaßnahmen und auf die Pflicht, alle Mittel zur Nutzung zu brin gen, um illegal ausgeführte Kulturgüter dem Herkunftsland zurückzugeben. Dafür wird unter anderen Informationsaustausch vorgesehen.

          IV. Die indigenen Völker im regionalen Kulturgüterschutz

           In Bezug auf die Berücksichtigung der indigenen Völker in den regionalen Normen zum Kulturgüterschutz ist zu bemerken, dass indigene Kulturgüter nicht ausdrücklich betrachtet werden. Aus Sicht der indigenen Rechte im Bereich Menschenrechte ist zu betonen, dass es, anders als auf der globalen Ebene, auf der regionalen keine Norm – auch nicht deklaratorischer Natur – zum Selbstbestimmungsrecht der indigenen Völker gibt. Dieses Selbstbestimmungsrecht findet sich im OAS-Entwurf der Amerikanischen Erklärung zu den Rechten der indigenen Völker.111 Darin wird das Recht in einer breiteren Form als in der UN-Erklärung konzipiert, es lässt sich aber genauso wie das von der UN-Erklärung erfasste Recht interpretieren. Infolgedessen könnte vermutet werden, dass sich das Recht auf Nutzung, Erhaltung und Schutz der indigenen Völker aus dem im OAS-Entwurf vorgesehenen Selbstbestimmungsrecht ergäbe. Die zum Thema vorgeschlagenen Artikel gehören aber immer noch zu den „difficult texts“ in den Verhandlungen des OAS-Entwurfes.

           In der San Salvador-Konvention wurden, wie das auch in der 1970er UNESCO-Konvention der Fall ist,112 die Kulturgüter unter Berücksichtigung der Regelung ihres Exports erfasst, somit konzentriert sich diese Konvention auf materielle Kulturgüter. In der San Salvador-Konvention wurde eine Liste von Kulturgüterkategorien erstellt, die mit denjenigen übereinstimmen, die von der UNESCO-Konvention von 1970 und der UNIDROIT-Konvention von 1995 geschützt werden. Die Liste der San Salvador-Konvention ist jedoch eine Art beispielhafter Auflistung: Artikel 2 Abs. 1 schließt Kulturgüter ein, die „any of the States Parties specifically declares to included into the scope of this convention.“ Die Vertragsstaaten dürfen infolgedessen weitere Kulturgüter in den Bereich der Konvention einführen und sie durch nationale Gesetze schützen. Artikel 2 Buchst. a der San Salvador-Konvention ist im Zusammenhang mit indigenen Kulturgütern von Bedeutung, denn er bezieht sie expressis verbis mit ein:

          
            Denkmäler, Objekte, Fragmente zerstörter Gebäude und archäologische Materialien, die zu den vor dem Kontakt mit der europäischen Kultur existierenden amerikanischen Kulturen gehören, sowie menschliche Überreste, Fauna und Flora, die in Zusammenhang mit solchen Kulturen stehen.

          

           Der Beschluss 588 betrachtet seinerseits die indigenen Völker nicht explizit. Die Präambel nimmt Rücksicht darauf, dass das „Kulturerbe lediglich durch Würdigung und Rücksicht auf die historischen Wurzeln der Völker, auf denen ihre Identität basiert, geschützt und erhalten werden kann.“ Da sich die Mitgliedsstaaten der Andengemeinschaft in ihren Verfassungen als Länder „multikultureller“ oder „pluriethnischer“ Natur erklären,113 ist das Wort „Völker“ hier in einem umfassenden Sinn zu verstehen, sodass auch indigene Völker gemeint sind. Anders als in der San Salvador-Konvention enthält der Beschluss 588 eine allgemeine Begriffsbestimmung und keine Liste von Kulturgüterkategorien, wie es in den meisten Kulturgüterschutznormen üblich ist. Der Beschluss schreibt vor, dass das Kulturerbe denjenigen materiellen und immateriellen Äußerungen entspricht, die „die unterschiedlichen Menschengruppen der Menschheitsgeschichte hervorgebracht haben“ (Art. 1). Zu diesen Menschengruppen zählen mit Sicherheit auch die indigenen Völker.

          V. Zusammenfassung

           Bemühungen zum Schutz von Kulturgütern im amerikanischen Raum gehen auf die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts zurück. Am Anfang fokussierten sich die Normen im Rahmen der Pan-Amerikanischen Union auf den Schutz kultureller Denkmäler in Kriegszeiten. Später wird versucht, den illegalen internationalen Handel mit Kulturgütern zu bekämpfen, insbesondere mittels der 1976er San Salvador-Konvention, aber auch schon früher mit dem Treaty on the Protection on Movable Property of Historic Value aus dem Jahr 1935, in dem eine Art Exportzertifikat schon eingeschlossen wurde. Zwar schwächt die Nichtteilnahme der wichtigsten Marktländer der Region (USA und Kanada) die effektive Wirksamkeit der regionalen Abkommen, aber es ist nicht zu übersehen, dass die regionalen Normen die Zusammenarbeit unter den Herkunftsländern fördern.

           Obwohl auf internationaler Ebene die Einsicht in den letzten Jahren vorherrscht, dass indigene Rechte im Bereich der Kulturgüter zu schützen sind, werden in neueren regionalen Instrumenten die indigenen Völker nicht explizit berücksichtigt. Dies ist bezüglich des Beschlusses 588 der Andengemeinschaft auffällig, weil in seiner Bearbeitung die vorherige Entwicklung der indigenen Rechte nicht betrachtet wurde. Zwar sind indigene Kulturgüter eingeschlossen, aber ein darauf bezogenes Recht der indigenen Völker wird nicht anerkannt. Die Kulturgüterkategorisierung des Beschlusses 588 erfasst „rituelle Objekte, symbolische Artefakte und autochthone Musikinstrumente“ (Art. 3 Buchst. f). Artikel 2 Buchst. a der San Salvador-Konvention bezieht sich seinerseits auf Kulturgüter, „die den vor dem Kontakt mit der europäischen Kultur existierenden amerikanischen Kulturen gehören“; somit wird auf Güter mit kultureller Bedeutung für existierende indigene Völker Rücksicht genommen.

          c. Bilaterale Verträge

           Bilaterale Abkommen schaffen geographisch keinen so umfassenden Schutz wie multilaterale Abkommen. Sie sind jedoch leichter abzuschließen.114 Deswegen wurden und werden zahlreiche bilaterale Übereinkommen zwischen unterschiedlichen Staaten abgeschlossen. So bestehen viele bilaterale Verträge unter lateinamerikanischen Ländern, die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind, und zwischen diesen und weiteren Ländern. Im Folgenden werden solche bilateralen Vereinbarungen vorgestellt. Unter den letzteren werden insbesondere die für die Durchsetzung des Artikels 9 der 1970er UNESCO-Konvention abgeschlossenen bilateralen Abkommen mit den USA behandelt, denn diese bleiben, auch wenn sie der San Salvador-Konvention nicht beigetreten sind, wichtigster Markt für Kulturgüter aus den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention.

          I. Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention und die USA

           Die Gesetzgebung in den USA weigert sich von jeher, die innerstaatliche oder grenzüberschreitende Übereignung von Kulturgütern zu regeln. Ihre Politik in diesem Bereich ist es, dass gesetzliche Exportkontrollen dritter Staaten in den USA nicht anzuwenden sind.115 In diesem Sinne, wie oben erwähnt, zogen und ziehen die USA es vor, bilaterale Verbindlichkeiten einzugehen, statt der Konvention von San Salvador beizutreten und infolge der hohen Beliebtheit präkolumbische Objekte auf dem US-amerikanischen Kunstmarkt eine Prozesslawine zu riskieren.116 Bereits Anfang der siebziger Jahre hatten die USA unterschiedliche bilaterale Verträge mit einzelnen mittel- und südamerikanischen Staaten beschlossen. Diese Vereinbarungen bezogen sich auf die Rückführung von gestohlenen – und nicht von illegal ausgeführten – archäologischen und historischen Kulturgütern. Zum Beispiel mit Mexiko wurde 1970 ein solcher Vertrag unterschrieben. Zwischen den USA und einzelnen Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention unterschriebene bilaterale Verträge existieren seit den 1980ern Jahren. So etwa mit Peru,117 Ecuador118 und Guatemala.119 Obwohl seit Jahrzehnten gegen den illegalen Handel Bekämpfungsmittel existieren, bleiben diese Verträge jedoch in der Regel ungeachtet.120

           Nachdem die USA die 1970er UNESCO-Konvention angenommen haben, setzen sie ihre jeweiligen Normen gegenüber Drittstaaten, darunter lateinamerikanische Staaten, durch im CCPIA geregelte bilaterale Abkommen um.121 Einführungsbeschränkungen für archäologische und ethnologische Güter werden außerdem durch solche bilaterale Verträge aufgrund dessen durchgesetzt, dass die Ausfuhr gestohlener oder illegal ausgeführter Kulturgüter aus anderen Ländern ihre Auslandsbeziehungen belasten.122 Die Verträge dienen weiterhin den Bestrebungen der USA, eine Führungsrolle im Bereich internationaler Zusammenarbeit zum Schutz solcher kultureller Schätze auszuüben, die ihrer Ansicht nach das gemeinsame Erbe der Menschheit bilden.123

           Um Artikel 9 der 1970er UNESCO-Konvention zu erfüllen, normiert das CCPIA die Schließung bilateraler und multilateraler Verträge zur Verhinderung des Imports archäologischer und ethnologischer Güter, die auf rechtswidrige Weise aus ihren Herkunftsländern ausgeführt wurden.124 Wenn es sich nicht um illegal exportierte sondern um gestohlene Kulturgüter handelt, dann wird das Importverbot von Sec. 308 CCPIA125 direkt angewendet, vorausgesetzt, dass das betreffende Gut zum Bestand eines Museums oder eines religiösen oder weltlichen öffentlichen Baudenkmals oder einer ähnlichen Einrichtung gehört und dass es nach dem Inkrafttreten der UNESCO-Konvention gestohlen wurde. Dieses Artikel des CCPIA stellt die Umsetzung von Artikel 7 Buchst. b(i) der UNESCO-Konvention dar.126 Die im Rahmen der CCPIA abgeschlossenen bilateralen Verträge richten sich gegen die Einfuhr von kleinen, beweglichen Gegenständen. Der Import von nicht genehmigten monumentalen oder architektonischen Skulpturen und Wandgemälden, wie etwa Stelen oder Frise wird demgegenüber nach der 1972er Regulation of Importation of Pre-Columbian Monumental or Architectural Sculture and Mural verboten.127 Diese Regelung bezieht sich auf begrenzte Kategorien von Gegenständen128 aus bestimmten Ländern.129

           Der Hergang zur Vereinbarung von Importbeschränkungen beginnt im Rahmen des CCPIA mit der Anforderung des Herkunftslandes. Importbeschränkungen werden nach Maßgabe des Department of State und der Zollbehörden erlassen, nachdem das Cultural Property Advisory Committee (CPAC)130 die Anforderungen überprüft und Ratschläge gegeben hat. Das Herkunftsland muss Unterlagen beibringen, inwiefern die Plünderung wichtige Kulturstätten und-güter gefährdet, und nachweisen, dass die Plünderung im Inland ausreichend bekämpft wird. Außerdem muss das Herkunftsland begründen, dass der Markt für Kulturgüter überwiegend in den USA ist und dass keine anderen Methoden zur Bekämpfung der Plünderung als die Importbeschränkungen zur Verfügung stehen. Auf der Basis solcher Informationen gibt das CPAC dem Department of State Empfehlungen zu Importbeschränkungen, die im Regelfall angenommen werden.

           Bilaterale Verträge dieser Art wurden mit einigen Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention abgeschlossen, nämlich mit Bolivien, Ecuador, El Salvador, Guatemala, Honduras, Nicaragua und Peru. In gewissen Fällen (Bolivien, El Salvador, Guatemala und Peru) wurden Verträge abgeschlossen, in denen sogenannte behelfsmäßige Importbeschränkungen („emergency import restrictions“) in Bezug auf bestimmte Kulturgüter festgesetzt wurden. Diese Verträge sind heute außer Kraft und wurden durch so genannte Memorandums of Understanding (MoUs), ersetzt. Mit weiteren Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention (Honduras und Nicaragua) wurden lediglich MoUs geschlossen.

           1987 wurden behelfsmäßige Importbeschränkungen für Kulturgüter aus El Salvador erlassen. Sie galten zwischen 1987 und 1994 für archäologische Materialien aus der Cara Sucia-Region.131 Behelfsmäßige Importbeschränkungen für Kulturgüter aus Bolivien existierten von 1989 bis 1996. Diese Beschränkungen bezogen sich auf bestimmte Textilien,132 nämlich alte zeremonielle Textilien der Gemeinschaft der Coroma, die zwischen ca. 1500 und ca. 1850 n. Chr. hergestellt wurden und von der indigenen Gemeinschaft gemeinsam besessen werden. Guatemala seinerseits forderte 1989 Importbeschränkungen für präkolumbische Güter aus der Peten-Region, die aus Keramik, Steinen, Muschelschalen und Knochen gefertigt wurden.133 Zur Moche Kultur gehörende archäologische Güter aus der peruanischen Sipan-Region, die aus Gold, Silber, Kupfer und Keramik oder Muschelschalen hergestellt wurden, sowie gefiederte Objekte und Textilien waren von 1990 bis 1996 behelfsmäßigen Importbeschränkungen unterworfen.134 Diese Notimportbeschränkungen wurden mittels eines 1997 abgeschlossenen MoU ersetzt.

           Den MoUs gemäß kontrolliert die Regierung der USA den Import gewisser archäologischer Materialien, es sei denn, ein Zertifikat oder eine andere Urkunde des Herkunftslands bestätigt, dass die Ausführung nicht gegen seine Gesetze verstößt. Die von den MoUs erfassten Kulturgüterkategorien werden auf sogenannte Listen von bezeichneten Materialien („designated lists“) gesetzt, die Anlagen zu den jeweiligen MoUs sind. Diese Listen sind weitläufiger als die vorherigen Verträge, in denen behelfsmäßige Importbeschränkungen geregelt wurden.

          II. Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention und weitere Staaten Lateinamerikas

           Unter den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind Import- und Exportkontrollen heutzutage in der Regel bilateralen Verträgen unterworfen, die zwischen den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention und Drittstaaten, aber auch unter einander abgeschlossen wurden. Auffällig ist bei diesen bilateralen Verträgen, dass keine Referenz zur San Salvador-Konvention zu finden ist.

           Unterschiedliche bilaterale Verträge zum Importverbot und zur Verhinderung der Einfuhr rechtswidrig exportierter archäologischer, historischer und künstlerischer Güter wurden zwischen Mexiko und Guatemala (1975 und 1995),135 Mexiko und El Salvador (1992),136 Mexiko und Belize (1996),137 Mexiko und Peru (2003)138 und Ecuador und Kolumbien (1996)139 geschlossen. In diesen Verträgen ist meistens der ersuchende Staat zur Verfolgung derjenigen verpflichtet, die am Raub oder am illegalen Export dieser Güter innerhalb seines Territoriums teilnehmen.140 Im Vertrag zwischen Mexiko und Peru ist beispielsweise vorgesehen, dass jede Vertragspartei detaillierte Informationen über jeden Raub von archäologischen, historischen und künstlerischen Gütern der anderen Vertragspartei sowie seinen eigenen Zollbehörden liefern muss.141

           Ein 1996 abgeschlossener Vertrag zwischen Ecuador und Kolumbien bezieht sich auf den Informationsaustausch und die nachfolgende Rückführung. Es ist darin vorgesehen, dass jede Vertragspartei auf den Raub von Kulturgütern der anderen Vertragspartei hinweisen muss.142 Sobald eine Vertragspartei Bescheid weiß, muss sie mit Hilfe der zuständigen Behörden Maßnahmen ergreifen, um die Einführung der Güter und ihren Standort festzustellen. Wenn das Gut aufgespürt ist, muss die ersuchte der ersuchenden Vertragspartei mitteilen, wo sich das Gut befindet und welche Voraussetzungen zu erfüllen sind, damit es zurückgeführt werden kann; Bedingung ist, dass der Gegenstand illegal ausgeführt wurde.143 Jede Vertragspartei muss auf Verlangen der anderen Partei alle verfügbaren Rechtsmittel anwenden, damit die nach dem Inkrafttreten des Vertrages gestohlenen Kulturgüter wiedererlangt und an die ersuchende Partei abgegeben werden können.144

          d. Innerstaatliches Recht

           In den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention gelten universelle und regionale völkerrechtliche Verträge als nationales Recht und gehen den nationalen Gesetzen vor, denn die Verfassungen erkennen den internationalen Verträgen Vorrang gegenüber den nationalen Gesetzen an. Ausdrücklich findet man dies in den Verfassungen von Argentinien, Costa Rica, El Salvador, Ecuador und Paraguay.145 Da aber internationale Verträge gegenüber der nationalen Verfassung stets untergeordnet sind, ist das jeweilige Verfassungsgericht dafür zuständig, über ihre Verfassungsmäßigkeit zu entscheiden. Dies wird ausdrücklich in den Verfassungen Boliviens und Guatemalas so verankert.146 Die Zustimmung der Legislative ist nach den Verfassungen aller Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention Grundlage zur Geltung der Völkerrechtsverträge als nationales Recht. Diese von der Verfassung vorgesehene Voraussetzung wurde von den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention in der Regel mit ihrer Ratifizierung erfüllt.

           In den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention wurden unterschiedliche Regelungen zum Schutz der Kulturgüter und zur Unterbindung des illegalen Handels mit Kulturgütern erlassen. Was die explizite Implementierung der 1970er UNESCO-Konvention in nationale Gesetze anbelangt, nimmt O'Keefe an, dass die Ziele dieser Konvention durch die existierenden nationalen Rechtssysteme erfüllt würden; dies würde gleichfalls bezüglich der San Salvador-Konvention gelten.147 Die Übereinstimmung nationaler Kulturgüterschutzgesetze mit in internationalen Instrumenten enthaltenen Vorschriften wird im Folgenden nach bestimmten Aspekten untersucht.

          I. Universelle und regionale Vorschriften

          1. 1970er UNESCO-Konvention

           In der UNESCO-Konvention von 1970 sind verschiedene Aspekte enthalten, aufgrund deren sich die Staaten zum Handeln verpflichtet haben. In diesem Sinne findet man Vorschriften zu:

          a) Aufstellung und Führung von Verzeichnissen

           Einerseits ist ein Verzeichnis der wichtigen Kulturgüter als Aufgabe einer im Bereich Kulturgüterschutz zuständigen Dienststelle vorgesehen.148 Andererseits müssen die Antiquitätenhändler in den nationalen Gesetzen dazu verpflichtet werden, ein Verzeichnis mit der Beschreibung eines jeden gekauften Kulturgutes149 zu führen.

          b) Kontrolle von Ausfuhr und Einfuhr von rechtswidrig erworbenen Kulturgütern

           Ferner muss ein Exportzertifikat eingeführt werden, durch das bewiesen werden kann, dass der Herkunftsstaat die Ausfuhr des jeweiligen Kulturgutes genehmigt hat. Die Ausfuhr ohne genügendes Zertifikat wird verboten.150 Die Staaten sind verpflichtet, den Import von registrierten oder inventarisierten Kulturgütern, die zum Bestand eines Museums oder einer religiösen oder weltlichen öffentlichen Einrichtung gehören, zu verbieten.151 Außerdem müssen die Staaten Vereinbarungen treffen zur Festlegung von konkreten Maßnahmen einschließlich der Überwachung der Einfuhr und der Ausfuhr sowie des internationalen Handels mit archäologischen und ethnologischen Gütern.152 Darüber hinaus müssen die Staaten Verstöße gegen die vorgesehenen Import- und Exportverbote bestrafen.153

          c) Erleichterung von Rückgabe und Wiedererlangung

           Die Staaten haben sich dazu verpflichtet, die Rückgabe unzulässig ausgeführter Kulturgüter an den rechtmäßigen Eigentümer zu unterstützen und ferner Verfahren zur Wiedererlangung gestohlener Kulturgüter zuzulassen.154

           Weiterhin müssen die Staaten die archäologischen Güter in situ durch die Einrichtung von Dienststellen schützen, die zur Überwachung archäologischer Ausgrabungsstätten und deren Konservierung zuständig sind.155 Ein in der 1970er UNESCO-Konvention vorgesehener weiterer Aspekt betrifft das Recht jedes Staates, bestimmte Kulturgüter als unveräußerlich einzustufen, was von jedem anderen Staat im Rahmen seiner innerstaatlichen Rechtsordnung anerkannt werden muss.156

          2. 1995er UNIDROIT-Konvention

           Anders als die UNESCO-Konvention von 1970 ist die 1995er UNIDROIT-Konvention selbstausführend, sodass ihre Vorschriften nicht in den Rechtsordnungen der Staaten umgesetzt werden müssen.157 Die UNIDROIT-Konvention enthält operative privatrechtliche Vorschriften, nach denen Rückführungsansprüche vor die Gerichte oder die zuständigen Behörden des Staates gebracht werden dürfen, in dem sich das betreffende Kulturgut befindet.158 Diese Vorschriften sind mit dem Inkrafttreten der Konvention Bestandteil der Rechtsordnung der jeweiligen Staaten und somit direkt anwendbar.

          3. San Salvador-Konvention

           Allgemeines Ziel der San Salvador-Konvention ist es, regionale Standards zum Schutz des archäologischen, historischen und künstlerischen Erbes dadurch zu schaffen,159 dass die Kulturgüter der amerikanischen Länder identifiziert, registriert, geschützt und bewahrt werden, um erstens den illegalen Export und Import zu verhindern und zweitens die Zusammenarbeit unter den amerikanischen Staaten zum gemeinsamen Schutz ihrer Kulturgüter160 zu fördern. Um die vorgesehenen Ziele zu erreichen, sollen die Vertragsstaaten spezifische gesetzliche Regeln erlassen161 sowie technische Organe errichten.162 In der San Salvador-Konvention sind Vorschriften zu den oben erwähnten, in der 1970er UNESCO-Konvention eingeschlossenen Aspekten vorgesehen. Dazu gehören die Aufstellung und Führung von Verzeichnissen von gekauften Kulturgütern163 und das Verbot der nicht genehmigten Ausfuhr164 von Kulturgütern und der Einfuhr von denjenigen Kulturgütern, deren Export nicht genehmigt wurde.165 Weiterhin die Regelungen zur Rückführung von illegal ausgeführten Kulturgütern166 und der in situ-Schutz von archäologischen Gütern zur Verhinderung von illegalen Ausgrabungen.167

          II. Universelle und regionale Vorschriften im nationalen Recht

           Anhand ausgewählter nationaler Gesetze kann man die Übereinstimmung der Kulturgüterschutzgesetze mit den hier behandelten internationalen und nationalen Rechtsinstrumenten untersuchen. Als Beispiele werden im Folgenden spezielle Gesetze aus Peru, Bolivien, Guatemala und Panama dargelegt. Betrachtet werden lediglich Vorschriften nationaler Gesetzen, die sich auf die oben genannten, in der 1970er UNESCO-Konvention und der San Salvador-Konvention geregelten Aspekte beziehen.

          a) Verzeichnis bzw. Register

           Regelungen zum Verzeichnis bzw. Register werden folgendermaßen eingeschlossen. In Peru besteht bezüglich beweglicher materieller Kulturgüter Registrierungspflicht.168 Die Vorschrift wurde aber nicht als Schutzvoraussetzung sondern als ein Mittel konzipiert, durch das die Verwaltungsbehörde etwa den Erhaltungszustand oder den Verkehr der entsprechenden Güter kontrollieren kann. Anders ist der Fall bei der Registrierung, die betreffend immaterielle Kulturgüter der indigenen Völker – indigenes traditionelles, in Verbindung mit der biologischen Vielfalt bestehendes indigenes Wissen – im Gesetz 27811 vorgeschrieben wird. Das Gesetz 27811 zum Schutz des mit biologischen Ressourcen verknüpften kollektiven Wissens der indigenen Völker aus dem Jahr 2002169 sieht in der Tat einen besonderen Schutz vor. Seine Vorschriften regeln das Register der geschützten Gegenstände und nähern sich dem System des geistigen Eigentums an.

           Nach dem Kulturgüterschutzgesetz Boliviens muss das Nationale Büro für Kultur des Ministeriums für Bildung und Kunst ein Register führen von Antiquitätenhändlern, Museen, Kunstwerken; ferner von mit der Geschichte der Nation verknüpften Objekten, die sich in Museen und Privatsammlungen befinden. Das Bestandsverzeichnis und die Verkaufsbücher müssen außerdem von den Antiquitätenhändlern halbjährlich dem genannten Büro vorgelegt werden.170 Ebenfalls sind Fachhändler in Guatemala dazu verpflichtet, die von ihnen zum Kauf angebotenen Güter registrieren zu lassen und alle verkauften Güter der zuständigen Behörde mitzuteilen.171 Ein Register von Kulturgütern wurde innerhalb des Büros für Kultur- und Naturerbe Guatemalas eingerichtet, in das auch jede Übereignung eingetragen werden muss.172 Bezüglich indigener Kulturgüter ist zu betonen, dass ein Register von bestimmten Merkmalen indigener Textilien im 1947er Dekret 426 vorgesehen ist, damit eine Art Authentizitätszeichen von den zuständigen Behörden erteilt wird.173

           In Panama gehört die Inventarisierung des historischen Erbes der Nation zu den Zuständigkeiten des Nationalen Amtes für das Historische Erbe.174 Zum Schutz kultureller Schöpfungen indigener Gemeinschaften wird laut Gesetz 20 vom Jahr 2000 ein Register bei der für geistiges Eigentum zuständigen Behörde eingerichtet. Dadurch können interessierte Dritte von den betroffenen Gemeinschaften Lizenzen an den geschützten Gegenständen erwerben, die allerdings von der Registerbehörde zu genehmigen sind.175

          b) Export- und Importregelungen

           Export- und Importregelungen betreffen in erster Linie Exportverbote. In Peru ist beispielsweise die Ausfuhr beweglicher Kulturgüter verboten, es sei denn, es läge eine ausdrückliche Genehmigung vor. Die Ausfuhr darf im Regelfall nicht länger als für ein Jahr genehmigt werden zu wissenschaftlichen, kulturellen oder künstlerischen Ausstellungen; ferner zu speziellen Studien oder Restaurierungsarbeiten, die nicht im Inland durchgeführt werden können; ebenso zum Verbleiben in diplomatischen Einrichtungen.176

           Künstlerische, historische und archäologische Schätze dürfen aus Bolivien nicht ausgeführt werden. Ausgenommen sind temporäre Ausstellungen, die nach internationalen Abkommen stattfinden.177 Der Export von ethnologischen und ethnographischen Gütern sowie von Kunsthandwerk und Textilien, die vor dem Jahr 1950 hergestellt wurden, ist dem Dekret 21951 von 1988 gemäß auch verboten.178 Gleichermaßen verbietet das Kulturgüterschutzgesetz Guatemalas die Ausfuhr von Kulturgütern. Ausnahmsweise kann die Ausfuhr genehmigt werden, wenn es sich um eine Ausstellung handelt oder zur Erforschung oder Restaurierung des jeweiligen Kulturguts.179 Die Regierung darf außerdem bilaterale und regionale Verträge gegen den internationalen rechtswidrigen Handel schließen.180

           Nach dem panamaischen Gesetz müssen private und staatliche archäologische Güter und Sammlungen im Inland bleiben. Entsprechend dürfen sie nur nach Genehmigung des Nationalen Instituts für Kultur exportiert werden.181 Auffällig ist die Importbeschränkung, die in Verbindung mit Regelungen zu Nachbildungen steht. Die Verordnung 43 aus dem Jahr 1982 sieht vor, dass Herstellung, Reproduktion und Verkauf von Nachbildungen historischer und archäologischer Güter nur mit Genehmigung der zuständigen Behörde erlaubt ist.182 Um den Verkauf von Nachbildungen als Originale zu vermeiden, müssen sie als Repliken gekennzeichnet sein.183

          c) Rückgabe und Wiedererlangung

           Hinsichtlich der Rückgabe und Wiedererlangung sind in Peru,184 Bolivien185 und Guatemala186 die Behörden dazu verpflichtet, im Ausland illegal vorgefundene Kulturgüter wiederzuerlangen. In Peru müssen diplomatische Vertretungen außerdem darauf hinweisen, dass im Ausland ungenehmigte Ausstellungen stattfinden oder Handel getrieben wird. In Bolivien sieht Artikel 8 des Dekrets 21952 für anthropologische und ethnologische Materialien, die sich im Ausland befinden – unter ausdrücklicher Berücksichtigung der 1970er UNESCO-Konvention – vor, dass das Museum für Folklore sich um deren Wiedererlangung bemühen muss. Im nationalen Gesetz zum Kulturgüterschutz Panamas ist jedoch keine Bestimmung zu Rückgabe bzw. Wiedererlangung vorgesehen.

          d) Verstöße gegen Kulturgüter schützende Normen

           Handlungen, die gegen Kulturgüter schützende Normen verstoßen, werden in der Regel in den Kulturgüterschutzgesetzen und den Strafgesetzbücher geahndet. So beispielsweise in Peru, wo u. a. Plünderung, nichtgenehmigte Ausgrabung in einem präkolumbischen archäologischen Gelände, Organisierung und Finanzierung von Gruppen zur Begehung einer der genannten Straftaten und nichtgenehmigte Ausführung ins Ausland oder sogar die Nicht-Rückführung präkolumbischer Güter gestraft werden.187 Die rechtswidrige Ausfuhr von Kulturgütern wird in Bolivien geahndet, genauso wie Verstöße gegen die im Gesetz vorgeschriebenen Genehmigungsgebote, wie diejenigen bezüglich Reparation, Restaurierung oder Nacharbeitung von Kulturgütern. Zu den vom speziellen Bundesgesetz Guatemalas erfassten Straftaten gehören Zerstörung von Kulturgütern, rechtswidriger Export, rechtswidrige Ausgrabung und Missachtung der Rückführungsbestimmungen (bei genehmigter Ausfuhr). Zu den Straftaten zählen in Panama Verstöße gegen das Gesetz sowie das Fälschen von Kulturgütern.188 Alle Handlungen werden in der Regel mit Gefängnis und Geldbuße geahndet.

           Neben dem Schutz der Kulturen der indigenen Gemeinschaften, der sich in Guatemalas Kulturgüterschutzgesetz befindet, werden die Änderung von Ortsnamen und die Beschädigung traditioneller indigener Kulturgüter geahndet; allerdings nur mit Geldbuße.189

          e) in situ-Schutz

           Der in situ-Schutz wird insbesondere durch Genehmigungsgebote bei Ausgrabungen im archäologischen Gelände gewährleistet, hinzu kommt die Bestrafung von Verstößen. Die Gelände und Denkmäler werden aber nicht nur durch die auf Genehmigungen basierende Kontrolle geschützt. Ein Effekt der Exportkontrolle bei beweglichen Gütern besteht darin, dass gewissermaßen auch die Integrität von Stätten oder Denkmälern, und damit auch ihr wissenschaftlicher und ästhetischer Wert, bewahrt wird, wenn die illegale Entfernung von Bestandteilen verhindert wird.190 In Bolivien,191 Panama192 und Peru193 darf niemand archäologische Untersuchungen bzw. Ausgrabungen ohne Genehmigung der zuständigen Behörde durchführen. In Guatemala bedarf jede Ausgrabung zusätzlich einer vorherigen Studie des Instituts für Anthropologie und Geschichte. Hier muss darüber hinaus ein Vertrag zwischen der an der Ausgrabung interessierten Institution und der zuständigen Behörde194 vorliegen.

          f) Unveräußerlichkeit

           Wie an einer späteren Stelle dieser Arbeit erörtert wird,195 ist eine Unveräußerlichkeits-Regel – sowie auch weitere der erwähnten Aspekten – in vielen mittel- und südamerikanischen Staaten zu finden. Kulturelle Gegenstände werden so beispielsweise in Peru als unveräußerlich erklärt; dort sind präkolumbische unbewegliche Güter unveräußerlich und von Ersitzung ausgeschlossen.196 Bewegliche und unbewegliche Kulturgüter, die noch nicht entdeckt worden sind, sind laut Gesetz Staatseigentum. Jedes archäologische Gut, das entdeckt wurde, aber keinem Privaten gehört, ist ebenfalls öffentliches Gut, das unantastbar197 und von der Ersitzung ausgeschlossen ist.198 Die Übereignung von Kulturgütern ist in Bolivien zwar eingeschränkt, aber die Güter sind nicht unveräußerlich.199 In Guatemala sind präkolumbische Güter von der Vermarktung ausgeschlossen,200 was nicht unbedingt bedeutet, dass sie unveräußerlich werden. Die Übereignung von archäologischen Kulturgütern ist in Panama eingeschränkt. Es gibt aber wie in Bolivien keine gesetzliche Vorschrift, die das Veräußern verbietet.201

          III. Die indigenen Kulturgüter in den nationalen Rechtsordnungen

           Im innerstaatlichen Recht der südamerikanischen Länder werden indigene Kulturgüter unterschiedlich behandelt. Generell beziehen sich die Normen auf Kontrollen u. a. von Import- und Export sowie auf Wiedererlangung und Rückgabe materieller Kulturgüter; zum Teil nähern sie sich dem System des geistigen Eigentums an. Die folgenden ausgewählten Beispiele illustrieren die gegenwärtige Rechtslage.

           In Bolivien verbietet das 1988er Dekret 21951 den Export von ethnologischen und ethnographischen Gütern sowie von traditionellen Handwerken und Textilien, die vor dem Jahre 1950 entstanden sind.202 Nach der Präambel des Dekrets basiert diese Maßnahme auf der Verfassung von 1967,203 in der es zwei Artikel über archäologische Güter gab, die das Staatseigentum an archäologischen Gütern und das Verbot ihres Exports vorsahen. Ebenso bestand ein Exportverbot für Güter, die zum Kulturerbe der Nation gehörten.204 Die Vorschriften des Dekrets 21951 zielen insbesondere auf indigene Textilien und sind Rechtsgrundlage für die Wiedererlangung von traditionellen Textilien indigener Gemeinschaften aus Bolivien.205

           Auf die Herstellung und Kommerzialisierung indigener Textilien nahm Guatemalas Dekret 426 von 1947 Rücksicht. Das im Dekret vorgesehene Register zielte auf die Beseitigung von Fälschungen sowie auf das Verbot sowohl der Vermarktung der Textilien im Inland als auch des Exports. Hier wird jedoch nicht gesagt, dass jedes Gut registriert werden muss. Zu registrieren sind aber die Designs, Zeichnungen und weitere Merkmale des jeweiligen Gutes, wie auch das Siegel, das auf dem Gut angebracht werden muss, damit die Authentizität garantiert wird. Dies hat zum Ziel, dass sowohl Fälschungen der Textilien vermieden werden als auch dass die Textilien nur von guatemaltekischen traditionellen Herstellern produziert und verkauft werden. In diesen Normen sind Charakteristika des Systems des geistigen Eigentums zu erkennen, insbesondere die Bestimmungen über Herkunftsangaben betreffend. Obwohl die Merkmale des Gutes nicht mit einer bestimmten geographischen Region verbunden werden, ist beabsichtigt, nicht nur die Authentizität der gesiegelten Güter zu garantieren, sondern auch nicht autorisierte Dritte aus der Nutzung und Kommerzialisierung des entsprechenden Gutes auszuschließen.

           Die Regelungen des panamaischen Gesetzes 20 aus dem Jahr 2000, das um die Verordnung 12 von 2001 ergänzt wurde, werden in der Literatur sowie auch von der WIPO als das erste umfassende sui generis-System zum Schutz des kulturellen Erbes autochthoner Völker gesehen.206 Dabei muss man darauf achten, dass der geregelte Schutz nicht innerhalb des geistigen Eigentums steht, weil der sachliche Anwendungsbereich die Kategorien des bestehenden Systems des geistigen Eigentums durchbricht, insbesondere die Trennung in künstlerische und technische Errungenschaften. Außerdem stellt das Gesetz keine Anforderungen etwa hinsichtlich der Gestaltungshöhe der künstlerischen Leistungen oder der Neuheit der technischen Erkenntnisse. Entscheidend ist zunächst der kollektive Bezug der jeweiligen Gegenstände und deren Einbindung in die Tradition der betroffenen Gemeinschaft sowie die kommerzielle Verwertbarkeit des Gegenstands.207

           Das Gesetz 27811 Perus zum Schutz des mit biologischen Ressourcen verknüpften kollektiven Wissens der indigenen Völker208 beschäftigt sich zwar nicht mit materiellen Kulturgütern, dennoch erscheint es sinnvoll, das Gesetz kurz vorzustellen. Darin ist die Prägung des geistigen Eigentums klar zu erkennen. Es werden drei Registerarten des kollektiven Wissens der indigenen Völker geregelt. Erstens, ein öffentliches Register; zweitens, ein geheimes Register, das nicht von Dritten konsultiert werden darf; und drittens, ein lokales Register, das von den indigenen Völkern selbst nach ihren eigenen Regelungen erstellt und verwaltet wird. In Verbindung mit den genannten Registerarten sieht dieses Gesetz sowohl einen positiven als auch einen präventiven Schutz des traditionellen Wissens vor. Einerseits haben die Register den Schutz traditionellen Wissens und die Sicherung der daraus resultierenden Rechte zum Ziel (positiver Schutz). Ermöglicht wird dies u. a. dadurch, dass indigene Völker eine Person wegen Rechtsverletzung verklagen können, wenn ihr nicht im public domain enthaltenes kollektives Wissen ohne Genehmigung veröffentlicht oder benutzt wird bzw. wurde. Andererseits muss die zuständige Behörde die Interessen der indigenen Völker verteidigen, wenn ihr kollektives traditionelles Wissen betroffen ist. So ist sie verpflichtet, die im nationalen öffentlichen Register enthaltenen Informationen an wichtige Patentämter in aller Welt zu schicken, damit es als prior art in den Patentregistern berücksichtigt werden kann (präventiver Schutz).

          IV. Zusammenfassung

           An den dargelegten Beispielen kann man erkennen, dass sowohl internationale und regionale Vorschriften, insbesondere die 1970er UNESCO-Konvention und die San Salvador-Konvention, als auch nationale Regelungen auf die Beibehaltung und gegebenenfalls die Wiedererlangung von Gütern mit kultureller und historischer Bedeutung für das jeweilige Land zielen. Nationale Gesetze stellen aber nicht in jedem Fall eine Durchsetzung der internationalen Normen dar. Bevor die UNESCO-Konvention von 1970 und die San Salvador-Konvention abgeschlossen wurden, existierten nationale Normen mit demselben Zweck. In diesem Kontext ist Thorn zufolge das vorrangige Ziel der 1970er UNESCO-Konvention, den nationalen Kulturgüterschutzgesetzten zur internationalen Durchsetzung dadurch zu verhelfen, dass sie eine internationale Geltendmachung von nationalen Gesetzen, die im Grunde genommen „national cultural property retention laws“ sind, einfordern.209 Nach Merryman wird das unterstrichen, indem das „nationale kulturelle Erbe“ der operative Begriff in der UNESCO-Konvention ist.210

           Aufgrund der gegenwärtigen allgemeinen Rechtslage in den lateinamerikanischen Ländern lässt sich behaupten, dass die Implementierung der in der UNESCO-Konvention von 1970 vorgesehenen Aufgaben erfüllt ist. Die Durchführung der erlassenen gesetzlichen Regeln gestaltet sich aber schwieriger. Darunter fallen zum Beispiel die Inventarisierung und Registrierung von Kulturgütern, die deren Identifizierung und Auffindung ermöglichen,211 und die Errichtung von Institutionen zum Schutz und zur Sicherung von Kulturgütern, u. a. Museen.212 Diese Aufgabe erfordert zahlreiche Ressourcen, die die Staaten in der Regel nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stellen.213 Auf internationaler Ebene ist eine enge Zusammenarbeit zwischen den Staaten und mit Beteiligung internationaler Organisationen immer noch notwendig.

           Hinsichtlich indigener Völker und deren Rechten hat sich die Rechtslage in den letzten Jahren erst der Form nach weiterentwickelt. „Kulturell anpassende“ Normen, wie etwa das bolivianische Dekret 12626 aus dem Jahr 1977, in dem Programme die „kulturelle Änderung der indigenen Gemeinschaften“214 regelten, werden heutzutage im Rahmen eines „multikulturellen“ oder „pluriethnischen“ Staates215 als inakzeptabel angesehen. Es kann jedoch festgehalten werden, dass die Regelungen für indigene Kulturgüter in Lateinamerika von einer breiten Zustimmung zur Anerkennung einer „multikulturellen Bürgerschaft“ umrahmt werden. In diesem Zusammenhang werden etwa die Reformen zur „multikulturellen Bürgerschaft“ als Maßnahmen interpretiert, die darauf abzielten, einen Teil der Bevölkerung davon zu überzeugen, dass ihre Interessen beachtet werden, obwohl materielle Ansprüche nicht erfüllt werden können. Es lässt sich ebenfalls behaupten, dass nur gewisse, von bestimmten indigenen Gruppen gestellte Forderungen erfüllt würden, sodass die Ablehnung von anderen, weitgehenderen Forderungen unbemerkt bleibt.216 Zum Teil ergibt sich das daraus, dass nicht nur ideologische, wie Coggins zu Recht behauptet,217 sondern auch eher opportunistische, politisch orientierte Vorhaben im Hintergrund stehen. Dies ist nicht immer mit der Konstituierung bzw. Verherrlichung des Nationalgefühls verbunden. Vielmehr könnten Bemühungen zum Schutz von Kulturgütern einer Art von, so Barkan, „paternalistic imperialism“ unterliegen.218

          e. Zwischenergebnis

           Vor dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde zwar versucht, den illegalen Handel von Kulturgütern auf internationaler Ebene zu regulieren, jedoch hatten diese Bemühungen keinen Erfolg. Das Hauptziel der Staatengemeinschaft im Bereich Kulturgüterschutz lag nach dem Ende des Krieges darin, künftig die Kulturdenkmäler und -schätze mit historischer und künstlerischer Bedeutung vor den von bewaffneten Konflikten verursachten Schäden zu bewahren. Deswegen wurde dann zuerst eine auf dieses Ziel gerichtete Vereinbarung abgeschlossen. Zum Abschluss eines internationalen Abkommens zum Schutz von Kulturgütern in Friedenszeiten musste man bis zum Anfang der 1970er Jahren warten. In diesem Zusammenhang stellte der Abschluss der UNESCO-Konvention im Jahr 1970 und der UNIDROIT-Konvention fünfundzwanzig Jahre später bedeutungsvolle Schritte dar.

           Die Bearbeitung der definitiven Fassung eines gegebenen normativen Instruments sowie dessen Annahme durch die Staaten unterliegen jedoch sowohl auf der internationalen als auch auf der regionalen Ebene Machtspielen, in denen die Stärksten – häufig Marktländer – die höchste Gewinnchance haben. Obwohl die Staaten zahlreiche Verpflichtungen aus den erwähnten Verträgen eher nuanciert übernommen haben, haben sich dennoch seit 1970 die Umstände für die Ursprungsstaaten seit 1970 (z. B. was Rückführung und Rückgabe angeht) verbessert. Letzteres betrifft die Staaten; bezüglich anderer Gruppen, die innerhalb des Territoriums eines Staates leben – wie im Fall indigener Völker – ergibt sich die Situation im Rahmen der beschriebenen universellen und regionalen Rechtsinstrumente zum Kulturgüterschutz im Wesentlichen als unzuträglich. Bisher wurden Staaten durch kein internationales Instrument dazu verpflichtet, den indigenen Völkern die Kulturgüter wiederzugeben, die ihnen weggenommen wurden.219 Es lässt sich daher behaupten, dass bilaterale Verträge und nationale Rechtsinstrumente, einschließlich derjenigen Normen, die nicht zum Bereich Kulturgüterschutz gehören, als eine Art Behelfsmittel übernommen werden könnten.
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            3. Kapitel: Kulturgut als Schutzgegenstand
          

        

      

      
        
           Im letzten Kapitel wurde der für die unterschiedlichen Ebenen – universell, regional, bilateral und national – geltende Rechtsrahmen dargelegt, der den Schutz von Kulturgütern in denjenigen lateinamerikanischen Ländern regelt, die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind. Dieser Rechtsrahmen wurde aus einer eher beschreibenden Perspektive allgemein behandelt. Zwar nur annäherungsweise, erlaubt diese Vorgehensweise doch, einen umfassenden Blick auf die normative Struktur des in der Region geltenden Rechtsrahmens zu werfen. Das Thema, das im folgenden Kapitel der Arbeit behandelt wird, nämlich das Kulturgut als Schutzgegenstand, bildet einen speziellen Aspekt innerhalb des dargelegten normativen Rahmens. Aus diesem Grund soll das Thema hier aus einer genaueren Perspektive betrachtet werden. Auf diese Weise werden zuerst die unterschiedlichen Systeme bzw. Methoden behandelt, die für das Definieren von Kulturgut aus juristischer Sicht allgemein angenommen wurden. Ausgehend von diesen Systemen der Begriffsbestimmung, werden danach die relevanten Rechtsnormen, die das Kulturgut als Schutzgegenstand bestimmen, dargelegt. Und zwar auf den unterschiedlichen Ebenen: international, regional, bilateral und national. Und weil die indigenen Kulturgüter – als von den Rechtsinstrumenten zum Kulturgüterschutz geschützte Gegenstände – ein Zentralpunkt dieses Kapitels der Arbeit sind, wird anschließend darauf näher eingegangen.

          a. Allgemeines

           Der Schutzbereich ratione materiae wird in den supranationalen und nationalen Regelungen in der Regel zu Beginn des jeweiligen Instruments festgelegt. Dabei geht es darum, die von den entsprechenden Normen erfassten Güter zu bestimmen und einzugrenzen. In praktischer Hinsicht liegen die Vorteile auf der Hand, da dadurch im Gesetz Rechte und Pflichten von vornherein zu erkennen sind. Einerseits bedeutet dies Rechtssicherheit über den Anwendungsumfang der Rechtsnormen sowohl seitens der Rechtsadressaten, nämlich der für die Implementierung der Normen zuständigen Behörden, als auch seitens der Rechtsberechtigten, weil sie im Voraus erfahren, ob und inwiefern gewisse Pflichten oder Ansprüche bezüglich welcher Gegenstände vorliegen. Die durch die Begriffsbestimmung ermöglichte Begrenzung ist andererseits erforderlich, denn auf diese Weise können die zur Verfügung stehenden Mittel zur materiellen Gewährleistung der wichtigsten Güter oder der Güter, die mehr Pflege erfordern, eingesetzt werden.1 Bedeutsam ist die Begriffsbestimmung von Kulturgütern allerdings zur Verhinderung ihrer illegalen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung, um also festzustellen zu können, welche Güter von den jeweiligen Kontrollen betroffen sind, beispielsweise welche Güter ein Exportzertifikat benötigen, damit sie rechtmäßig ausgeführt werden dürfen.2

           Begriffsbestimmungen bzw. Definitionen können aber aus rechtlicher Hinsicht variieren. So können in demselben Land in verschiedenen Rechtszweigen unterschiedliche Definitionen des Kulturguts verwendet werden, wie etwa im Zivilrecht, im Strafrecht usw. Darüber hinaus wird in jedem internationalen Dokument – sowie auch in den nationalen Gesetzen – eine eigene Definition gebraucht, die unter Beachtung der Ziele des betreffenden Rechtsinstruments formuliert ist.3

           Die Begrenzung des Kulturgüterbegriffs als eines rechtlichen Schutzgegenstandes ist aber besonders komplex. Die Definition des Kulturguts erfordert in der Tat und im Gegensatz zu anderen Legaldefinitionen, die nach mehr oder weniger festen Kriterien bestimmt werden können, ein Werturteil. Und gerade dieses Werturteil macht die Definition sehr schwer.4 Die Definition der Rechtsgegenstände basiert weiterhin auf allgemeinen außerrechtlichen Begrifflichkeiten. Sich an den Begriff Kulturgut anzunähern, bedeutet daher einen „interdisziplinären Dialog“, bei dem unter anderem Recht, Kunstgeschichte und Archäologie zusammentreffen müssen.5 Im weiteren Sinne werden Kulturgüter beispielsweise als die Güter definiert, die die Kultur einer bestimmten Gruppe verkörpern oder ausdrücken.6 Eine solche Definition scheint aus juristischer Hinsicht nicht anwendbar zu sein. Einerseits führt dies zu der schwierigen Frage, was Kultur bedeutet. Andererseits bringt es die Problematik mit sich, worin die Verbindung zwischen einem Kulturgut und der jeweiligen kulturellen Gruppe besteht.

           Es ist aber nicht nötig, Kultur zu definieren, um bestimmten Gegenständen aufgrund ihrer besonderen Bedeutung für die Gesellschaft einen rechtlichen Schutz zu geben. Kultur ist ein unangreifbares Konzept, da sie zum Kern dessen gehört, was eine Gesellschaft ist und was sie ausmacht: „the best manifestation of what a society has created, what a society values, and what a society believes.“7 Daraus folgt, dass Kultur im Prinzip jeden Bereich der Gesellschaft betrifft. Obwohl hier keine Antwort auf die Frage, warum also aus rechtlicher Hinsicht nicht jedes Gut als Kulturgut betrachtet werden darf, gegeben werden kann, liegt ihrem Schutz die Tatsache zugrunde, dass Kulturgüter die kulturelle Identität der Gruppe verkörpern bzw. ausdrücken.8 Denn Kulturgüter haben die Bedeutung, dass sich eine Gruppe als Kollektiv identifizieren kann.9 Gerstenblith meint in diesem Sinne, Kulturgüter seien diejenigen, die die Identität der Gruppe widerspiegeln,10 in der sie geschaffen wurden: „The essence of the cultural property lies in its identification with the particular cultural group that produced it.“11

           Hierbei wird die Frage relevant, ob die Schöpfung der Kulturgüter der einzige Verbindungspunkt zwischen dem Kulturgut und der Gruppe ist. Die Frage wurde und wird insbesondere im Rahmen der Diskussion zu den sogenannten Elgin-Marbles12 gestellt. Einerseits behauptet Griechenland, dass der Parthenon-Fries „the symbol and the blood and the soul of the Greek people“ sei und dass derer Skulpturen „talk to us about all this great history that makes Greekness.“13 Andererseits wird aber auf der britischen Seite geäußert, dass der Parthenon-Fries, der seit zwei Jahrhunderten im Britischen Museum steht, im Laufe der Zeit Ausdruck der britischen Identität geworden sei.14

           Jede Beantwortung auf die Frage ist umstritten. In den geltenden Rechtsnormen findet man keine Klärung. Es scheint aber so zu sein, dass die definitive Entfernung eines Kulturgutes aus seinem ursprünglichen Kontext und die nachfolgende „kulturelle Bereicherung“15 in einem neuen Kontext nicht für legitim gehalten werden dürfen, wenn das eine Art „kultureller Verarmung“ der ursprünglichen Gruppe mit sich bringt. Geht man aus der Tatsache, dass Kulturgüter eine Funktion als Integrationsfaktor, als identitätstiftende Kraft16 haben, dann würde ihre endgültige Entfernung vom ursprünglichen Ort die Weitergabe von Identitätselementen und somit die Fortdauer der ursprünglichen kulturellen Gruppe verhindern. Deswegen und weil Kulturgüter, so Gornig, Aufschluss über Fertigkeiten und Techniken geben, die übernommen, ausgebaut und perfektioniert werden können, und der Wissenschaft, der Forschung und der Bildung der Allgemeinheit dienen,17 könnte ebenfalls die Entwicklung von deren Kultur bedroht werden.18

           Schon bei der Vorbereitung der UNESCO-Konvention wurde beklagt, dass eine allgemeine Definition von Kulturgütern sehr schwierig sei. In diesem Sinne wurde zum Beispiel von Italien vorgebracht, dass eine exakte Definition des Begriffs Cultural Property unmöglich zu formulieren ist. Eine umfassende Auflistung – wie die von der UNESCO-Konvention, der San Salvador-Konvention und zahlreicher nationaler Gesetze – schien zu genügen, um jedes relevante Objekt zu erfassen, das zum Cultural Property gehören kann.19 Aus diesem Grund bedient sich der Gesetzgeber unterschiedlicher Hilfsmittel, um den Begriff Kulturgut in eine fassbare Form zu bringen. Zwar bleiben Kulturgüter immer noch nicht einheitlich bestimmt, sie scheinen aber immerhin als Kategorien begreifbar zu werden.20

          b. Kulturgut als Gegenstand von Kulturgüterschutznormen

          Begriffsbestimmungssysteme

           Aus juristischer Perspektive lassen sich nach O'Keefe und Prott21 drei Grundsysteme zur Kulturgüterbegriffsbestimmung unter den rechtlichen Instrumenten zum Kulturgüterschutz unterscheiden. Diese Systeme beziehen sich auf die Einordnung bestimmter Güter als Kulturgüter und orientieren sich an der Form von Auflistungen, die in unterschiedlichen Regelungen üblich sind. Erstens werden nach dem Aufzählungssystem bzw. Ennumerationsprinzip bestimmte Güter durch ihre Aufführung in einer Liste bzw. einem Register in den entsprechen Rechtsnormen als Schutzgegenstände spezifisch geregelt. Bei diesem System sind zwar die geschützten Kulturgüter einfacher zu erkennen, jedoch werden diejenige Güter ungeschützt gelassen, die noch nicht entdeckt worden sind. In auf dem Common Law basierten Rechtsordnungen wird dieses System angewandt. Zweitens wird von dem Kategorisierungssystem bzw. Kategorisationsprinzip gesprochen, das einer sehr allgemeinen, unspezifischen Beschreibung entspricht.22 Vornehmlich wird diesem System in internationalen Abkommen gefolgt, wie etwa in der UNESCO-Konvention von 1970. Und, drittens, ist nach dem Klassifizierungssystem bzw. Klassifikationsprinzip eine konkrete Entscheidung der zuständigen Verwaltungsbehörde zur Einstufung von bestimmten Gütern nötig. Von denjenigen nationalen Rechtsordnungen, die vom Civil Law beeinflusst sind, wurde das letztgenannte System angenommen.

          Chronologisches Kriterium

           Regelungen streben danach, die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kategorie von Kulturgütern nach chronologischen Kriterien vorzunehmen. In diesem Fall wird ein festes Datum bzw. ein Jahr bestimmt. In diesem Sinne schlug zum Beispiel die International Association of Plastic Arts bei der Vorbereitung der 1970er UNESCO-Konvention das Jahr 1920 als Grenzdatum vor, sodass für die Gegenwartskunst Handelsfreiheit gewährleistet ist.23 Einige Staaten haben sich aber gegen die Ausgrenzung der Gegenwartskunst gestellt. So hat beispielsweise Bulgarien die Meinung vertreten, dass das gegenwärtige kulturelle Eigentum einbezogen werden sollte. Als Alternativlösung schlug es vor, dass jeder Staat im Zehnjahresrhythmus die zuständige Behörde der UNESCO darauf hinweisen müsse, welche Werke von künstlerischer und historischer Bedeutung sich in seinem Territorium befinden.24

           Kulturgüter werden andererseits jedoch nach bestimmten Epochen eingeordnet. Dies ist der Fall bei dem oben erwähnten Treaty on the protection on movable property of historic value der Pan-Amerikanischen Union von 1935, das die Gegenstände, die aus präkolumbischen und kolonialen Zeiten und aus der Unabhängigkeitsperiode und der Republik stammen, als Kulturgüter erfasst, ebenso wie bestimmte Kulturgüter aus allen Perioden. Die 1970er UNESCO-Konvention entfernt sich von dieser Tendenz, sodass die geschützten Kulturgüterkategorien nach anderen (wesentlicheren) Merkmalen konfiguriert wurden. Trotzdem findet man das chronologische Kriterium in Bezug auf Antiquitäten und Möbelstücke, die erfasst werden, wenn sie „mehr als hundert Jahre alt sind“. Die 100-Jahre-Regel wurde bereits in der International Customs Convention (Brüsseler Konvention)25 von 1955 vorgesehen, seitdem wurde sie in unterschiedliche nationale Gesetze explizit oder implizit übernommen.26

           Auf nationaler Ebene wird in mehreren Staaten auch ein Altersminimum bzw. die Zugehörigkeit zu einer bestimmte Epoche im Gesetz festgeschrieben.27 Im Regelfall steht die historische, wissenschaftliche oder künstlerische Bedeutung dennoch neben den chronologischen Voraussetzungen (z. B. Guatemala, Dekret 26-97, und Ecuador, Dekret 3501). Ein chronologisches Kriterium findet man in den Kulturgüterschutzgesetzen von Argentinien,28 Guatemala und Ecuador.29 Es ist aber in mehreren Schutzgesetzen möglich, dass die zuständige Verwaltungsbehörde auf die zeitlichen Kriterien nicht achtet, damit Kulturgüter geschützt werden, die solche Kriterien nicht erfüllen (z. B. El Salvador, Dekret 513, und Guatemala, Dekret 26-97).30

           Probleme können aber bei der Festlegung chronologischer Kriterien entstehen. Denn es wird nicht immer einfach sein, das Alter eines Objekts auf ein Jahr genau zu bestimmen. Deswegen wird die Orientierung nach der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Epoche für zweckmäßiger erachtet. Die Konvention von San Salvador differenziert in diesem Sinne zwischen der Epoche vor der Kolonialzeit und der Epoche der Kolonialzeit sowie dem 19. Jahrhundert (Art. 2).

           Eine festgeschriebene zeitliche Grenze oder ein Epochenabschluss birgt allerdings die Gefahr, dass erhaltenswerte Kunstschätze jüngeren Datums nicht als erhaltenswürdig und geschützt qualifiziert würden.31 Dies wird deutlich beispielsweise im Gesetz von Panama, nach dem durch einen Verweis auf die entsprechende verfassungsrechtliche Vorschrift nur Kulturgüter „aus der Vergangenheit“ schutzwürdig wären.32 Denn das kann zu nicht hinnehmbaren Ergebnissen führen, sollte man, so Gornig, auf eine Datumsgrenze oder auch eine zeitliche Beschränkung verzichten, da nicht nur das Alter ein Kulturgut zu einem erhaltenswerten Kulturwert macht.33 Jedoch ist nicht nur in multilateralen und bilateralen Instrumenten, sondern auch in mehreren der hier behandelten nationalen Gesetze zum Kulturgüterschutz das chronologische Kriterium von Bedeutung.

          I. Die UNESCO-Konvention von 1970 und die 1995er UNIDROIT-Konvention

           Die 1970er UNESCO-Konvention sieht eine Bestimmung der erfassten Kulturgüter vor, die zwei Aspekte enthält, nämlich eine allgemeine Klausel, die eine spezifische Bezeichnung von jedem Staat als Schutzvoraussetzung enthält, und eine Aufzählung von elf Kulturgüterkategorien. Der UNESCO-Konvention gemäß müssen Kulturgüter von jedem Staat spezifisch bezeichnet werden, als aus religiösen oder weltlichen Gründen besonders wichtig für Archäologie, Vorgeschichte, Geschichte, Literatur, Kunst oder Wissenschaft. Der Ausdruck „specifically designated“ des Artikels 1 der UNESCO-Konvention wird unterschiedlich ausgelegt. Die Auslegungen gehen von einer Art Kontrollliste bis zu einer detaillierten, individualisierten Bestandsaufnahme, die jeder Vertragsstaat den anderen mitteilen muss. Die Bezeichnung gilt jedoch als Schutzvoraussetzung, die insbesondere Exportkontrollen betrifft, und ändert die Vollständigkeit der Aufzählung der Kulturgüterkategorien nicht.34 Entscheidend war bei der Ausarbeitung der Definition der UNESCO-Konvention, dass die Güter besonders wichtig für das Kulturerbe jedes Staates sind. Die Kriterien zur Festlegung der Wichtigkeit der Güter sollte infolgedessen jeder Staat selbst bestimmen, sodass die Kontrollmaßnahmen zum illegalen Handel nur Güter betreffen, deren Export einen bedeutsamen Verlust für das nationale Kulturerbe darstellen würde.35 Das Expertenkomitee, das den Entwurf der Konvention ausarbeitete, war andererseits der Meinung, dass die Definition jedoch jedes subjektive Kriterium vermeiden sollte, um die Arbeit der Zollbehörden bei der Durchsetzung von Exportkontrollen zu vereinfachen.36 Dabei schien eine Auflistung der geschützten Kulturgüter in unterschiedlichen Kategorien hilfreich.

           Die 1995er UNIDROIT-Konvention enthält ihrerseits im Artikel 2 eine allgemeine Klausel, die die zentrale Kulturgüterdefinition der Konvention darstellt und einer eigenen begrifflichen Einordnung entspricht: „Als Kulturgut gilt ein aus religiösen oder weltlichen Gründen für Archäologie, Vorgeschichte, Geschichte, Literatur, Kunst oder Wissenschaft bedeutungsvolles Gut, das einer in der Anlage zu diesem Übereinkommen aufgeführten Kategorien angehört.“ Die 1995er UNIDROIT-Konvention lehnt sich jedoch an den Begriff der 1970er UNESCO-Konvention an, indem sie auf die dortige Kategorisierung verweist, sodass die von beiden Konventionen erfassten Kulturgüterkategorien identisch sind.37 Da einige Staaten befürchteten, dass eine Referenz der 1970er UNESCO-Konvention Probleme mit Nicht-Parteien hervorrufen könnte, wurden zwar die Kategorien der UNESCO-Konvention in der Anlage eingeführt, jedoch die UNESCO-Konvention selbst nicht genannt.38 Im Gegensatz zur UNESCO-Konvention müssen Kulturgüter nach der UNIDROIT-Konvention zu ihrem Schutz dennoch nicht vom Staat bezeichnet werden.

           Bei der Bearbeitung des ursprünglichen Entwurfs der UNESCO-Konvention vertraten die USA die Ansicht, dass die vorgelegten Definitionen von Kulturgütern nicht nur zu weit gingen, sondern auch in mehreren Fällen vage und mehrdeutig wären. Infolgedessen behaupteten sie, es sei nicht ratsam, dass dieselbe Konvention so unterschiedliche Objekte wie Kunstwerke, Exemplare von Flora und Fauna oder Mineralien, archäologische Güter und photographische Archive erfasse. Denn diese unterschiedlichen Kategorien können verschiedene Probleme verursachen.39 Da aber keine spezifischen Änderungslösungen vorgeschlagen wurden40 und unter Berücksichtigung des Geltungsbereichs von existierenden internationalen Instrumenten wurden die vorgeschlagenen Begrenzungen der Definition vom UNESCO-Sekretariat nicht angenommen.41

           Die elf von der UNESCO-Konvention erfassten Kulturgüterkategorien, die von der UNIDROIT-Konvention ebenfalls übernommen wurden, können nach der Art der Güter in unterschiedlichen Gruppen angeordnet werden. Man kann auf diese Weise sieben Gruppen von Kulturgüterkategorien differenzieren: Mineralien und Fossilien (Buchst. a); historische und archäologische Güter (Buchst. b und c); Bestandteile von Monumenten (Buchst. d); Kunstwerke (Buchst. g); bestimmte Güter, die mindestens hundert Jahre alt sind (Buchst. e und k); Güter von ethnologischem Interesse (Buchst. f) und Dokumente und Archive (Buchst. h, i und j).

           In Betracht zu ziehen ist ebenfalls, dass in der Kulturgüterdefinition der UNESCO-Konvention – und der UNIDROIT-Konvention – im Grunde genommen nicht nur bewegliche, sondern auch unbewegliche Kulturgüter indirekt eingeschlossen werden. Denn wenn Fragmente oder Elemente eines künstlerischen oder historischen Monuments (Buchst. d) gedeckt werden, werden in der Tat nicht nur die beweglichen Güter (d. h. die Fragmente oder Bestandteile im Einzelnen) geschützt, sondern auch das Monument als Ganzes.

           In Bezug auf indigene Kulturgüter sind die Güter des Artikels 1 Buchst. f, d. h. diejenigen von ethnologischem Interesse, von besonderer Bedeutung. Ethnologische Güter sind Prott und O'Keefe zufolge solche, die von indigenen Völkern stammen.42

          1. Ethnologische Güter

           Bei der Erarbeitung des ursprünglichen Entwurfes der UNESCO-Konvention äußerten besonders die Länder des tropischen Afrikas ihr Interesse am Schutz von Gegenständen von ethnologischer Bedeutung.43 Diese Kategorie schließt u. a. bewegliche Güter ein, die bei wichtigen Ritualen oder Festen benutzt werden und somit Traditionsbestandteil einer Gemeinschaft sind.44 Wenn in den Normen von „ethnologischen Gütern“ gesprochen wird, sind laut Gerstenblith „objects that are of cultural or religious value to a non-industrialized indigenous community“45 gemeint. Daher lässt sich behaupten, dass indigene Güter bzw. Völker, obwohl sie nicht explizit genannt werden, vom Schutzbereich dieser beiden Konventionen dennoch erfasst werden. In Bezug auf die UNESCO-Konvention (Art. 1) aber nur insofern, als der Staat sie aus religiösen oder weltlichen Gründen als besonders wichtig bezeichnet. In der 1995er UNIDROIT-Konvention ist die Einschließung dieser Kategorie die Basis zu den oben genannten Artikeln 3 Abs. 8 und 5 Abs. 3 Buchst. d. Güter, die die UNIDROIT-Konvention als „traditionell oder rituell benutzt“ bezeichnet, können vielfältiger Natur sein. Textilien, die den Geist der Vorfahren verkörpern, traditionelle Skulpturen, Masken, Begräbnisobjekte und Steine, die die Verbindung von Individuen mit dem Land darstellen, können beispielsweise in diese umfassende Kategorie fallen. Die Vielfalt der traditionell oder rituell benutzten Güter verhindert auf diese Weise die Formulierung einer deskriptiven Definition.46

           Bei der Umsetzung des Artikels 9 der UNESCO-Konvention, der von Importkontrollen bezüglich archäologischer und ethnologischer Materialien spricht, die sich in Gefahr befinden, haben die USA im CCPIA47 die darin erfasste Kulturgüterkategorie des „ethnological material“ folgendermaßen interpretiert:

          
            no object may be considered to be an object of ethnological interest unless such object is: (I) the product of a tribal or nonindustrial society, and (II) important to the cultural heritage of a people because of its distinctive characteristics, comparative rarity, or its contribution to the knowledge of the origins, development, or history of that people.

          

           Der Begriff „nonindustrial society“ lässt sich so verstehen, dass er Güter indigener Völker betrifft. Das CCPIA bildet die Rechtsgrundlage zum Abschluss von bilateralen Verträgen, die die Einfuhr von illegal ausgeführten Kulturgütern in die USA beschränken sollen. Infolgedessen ist diese Definition von Kulturgütern bei der Behandlung der zwischen lateinamerikanischen Staaten und den USA abgeschlossenen bilateralen Verträge besonders relevant.

           Besondere Probleme sind dennoch mit dem Schutz von ethnologischen Gütern verbunden. Oben wurde darauf hingewiesen, dass das Interesse von Kunstsammlern an primitiver und ethnologischer Kunst seit dem Zweiten Weltkrieg ständig zunimmt, was dazu führt, dass deren Nachfrage weltweit zugenommen hat. In diesem Sinne wurde der Fall der Aymara-Textilien aus Bolivien, als Beispiel bereits erwähnt. Dies ist eng damit verknüpft, dass Ergebnisse von archäologischen Ausgrabungen und ethnologischen Missionen üblicherweise aus bisher unbekannten – oder fast unbekannten – Quellen stammen, sodass sie in der Regel nicht inventarisiert worden sind. Schwierig wird damit der Schutz in den Herkunftsländern, insbesondere aber auch, weil nicht genügend Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Der Freihandel und die Ausfuhr dieser Güter scheinen somit begründet zu sein. Jedoch bleibt dann auch die Frage um die Bewahrung der Güter in ihrem ursprünglichen Kontext ungelöst. In diesem Zusammenhang sind nicht nur die materielle Bewahrung der Kulturgüter bedeutsam, sondern auch deren bis in die Gegenwart reichenden Traditionen. Die Entfernung dieser Güter beschädigt daher die Kultur der Gruppe in hohem Maße.

           Die Frage, wie der Schutz ethnologischer Kulturgüter im Ausland – z. B. seitens der Museen, Forschungsinstitute bzw. Sammler – und die Bewahrung im Inland mit den mit solchen Gegenständen verbundenen Traditionen von ursprünglichen, eingeborenen oder traditionellen Gruppen auszugleichen ist, findet in der 1970er UNESCO- und der 1995er UNIDROIT-Konvention keine Beantwortung. Obwohl sie das Verbleiben in den ursprünglichen Staaten fördern, ist keine Lösung für diesen in den Herkunftsländern fehlenden Schutz vorgesehen.

           Aus diesem Grund wäre ein internationaler Fonds denkbar, der zum Schutz und zur Bewahrung der Kulturgüter in ihrem ursprünglichen Kontext dient und zu dem die unterschiedlichen Staaten beitragen könnten. Mit seiner Errichtung, die zwar umstritten scheint, könnte der 2000 eingerichtete Fonds des Intergovernmental Committee for Promoting the Return of Cultural Property to its Countries of Origin or its Restitution in case of Illicit Appropriation,48 der mittels freiwilliger Beiträge der Staaten finanziert wird und spezifische Projekte unterstützt, ergänzt und somit wirkungsvoller werden.49

          2. Weitere Kategorien des Artikels 1

           Die weiteren Kategorien, die von der UNESCO-Konvention (Art. 1) und der UNIDROIT-Konvention (Anlage) erfasst werden, lassen sich in sechs Gruppen folgendermaßen zusammenfassen.

          a) Mineralien und Fossilien (Buchst. a)

           In den Kommentaren zum ursprünglichen Entwurf der UNESCO-Konvention meinte Kanada, dass es nicht angemessen sei, Mineralien und Materialien der Erdwissenschaft in die Kulturgüterdefinition einzubringen, weil sie weit verbreitet seien.50 Diese Anmerkung wurde aber im zweiten (revidierten) Entwurfs nicht berücksichtigt, sodass die Definition „seltene Sammlungen und Exemplare der Zoologie, Botanik, Mineralogie und Anatomie sowie Gegenstände von paläontologischem Interesse“ umfasst. Unter diese Kategorie fallen u. a. menschliche Überreste. Überreste dieser Art bilden ein spezielles Problem, wenn sie für indigene Kulturen bedeutsam sind. In der Tat werden heute solche Überreste von indigenen Völkern zurückgefordert, damit sie nach deren Sitten und Gebräuchen bzw. kultischen Riten begraben oder aufbewahrt werden können.51 Weil sie aber in diesem Fall ein ethnologisches Interesse darstellen, wären sie von der Kulturgüterkategorie des Artikels 1 Buchst. f eingeschlossen.

          b) Historische Güter (Buchst. b)

           Diese Kategorie betrifft Güter, die mit der Geschichte des jeweiligen Landes verknüpft sind. Die hierunter fallenden Güter beziehen sich aber nicht spezifisch auf Archäologie oder Ethnologie, sondern vielmehr auf die „Geschichte von Wissenschaft und Technik sowie der Militär- und Sozialgeschichte, das Leben nationaler Führer, Denker, Wissenschaftler und Künstler und Ereignisse“.

          c) Archäologische Güter und Bestandteile von Monumenten (Buchst. c und d)

           Bei der Redaktion des ersten (ursprünglichen) Entwurfs der UNESCO-Konvention wurde in Betracht bezogen, dass die Summe aller archäologischen Ausgrabungen und Funde das archäologische Erbe eines jeden Staats bildeten und gerade deswegen geschützt werden müssten. Außerdem meinte der UNESCO-Generaldirektor, dass Staaten gegen den „Elginismus“ geschützt werden müssten. Mit „Elginismus“ war das mit dem oben genannten Fall der Elgin-Marbles verknüpfte Phänomen gemeint, d. h. „the dismemberment of an historical monument, so as to export fragments of it, or even the entire monument piece by piece“.52 Somit ist von „Ergebnissen archäologischer Ausgrabungen“ und „Teilen“ von Denkmälern die Rede. Buchst. c und d schließen aber noch begrabene Objekte als Bestandteile einer architektonischen bzw. räumlichen Gesamtheit aus. Diesbezüglich werden Grabungsstätten eher als eine Art Lager angesehen, aus denen Gegenstände eventuell ausgegraben werden könnten.

          d) Hundert-Jahre-Regel (Buchst. e und k)

           In der Konvention betrifft die so genannte hundert-Jahre-Regel nur bestimmte Kulturgüter, nämlich Antiquitäten und Möbelstücke. Die Kategorie des Buchst. e zielt auf den Schutz des Gutes, das die genannte chronologische Voraussetzung erfüllt und keiner weiteren Anforderung unterworfen ist. Da es in einer eigenen Kategorie erfasst ist, muss es also nicht aus einem archäologischen Gelände kommen. Zu der Kategorie gehören beispielsweise Inschriften, Münzen und gravierte Siegel. Dieselben Anmerkungen gelten in Bezug auf Möbelstücke nach Buchst. k. Hinsichtlich der Chronologie können sich Schwierigkeiten ergeben, weil, wie bereits erwähnt, die Feststellung des Alters des Objektes sich als schwierig erweisen kann.53

          e) Kunstwerke (Buchst. g)

           Bei der Erarbeitung der 1970er UNESCO-Konvention wurde in Bezug auf diese Kategorie eine zeitliche Begrenzung vorgeschlagen. Wie oben dargelegt zum Beispiel das Jahr 1920 als begrenzendes Datum oder die im ursprünglichen Entwurf dargelegte Formel „property of artistic interest which is more than fifty years old“. Denn da die Handelsfreiheit für Gegenwartskunst für vorteilhaft galt, wurden, wie Prott und O'Keefe schreiben, Exportkontrollen mehr für Kunstwerke als für Antiquitäten infrage gestellt. Exportkontrollen für die Gegenwartskunst sind aber in den nationalen Gesetzen enthalten.54 Der definitive Text unterscheidet nicht nach der Entstehungszeit des Werkes, sodass auch moderne Kunst eingeschlossen ist. Dies betrifft aber keinesfalls Kunstwerke von Gegenwartskünstlern, da deren Handel weder innerhalb noch außerhalb der nationalen Grenzen verhindert werden soll.55

          f) Dokumente und Archivalien (Buchst. h, i und j)

           Der ursprüngliche Entwurf der Konvention sprach von „rare manuscripts and art books“. Auf Vorschlag der Tschechoslowakei wurde aber der Text geändert. Weil es nach dem ursprünglichen Textentwurf nicht möglich war, seltene Inkunabeln und alte Bücher anders als auf Kunst bezogen einzubeziehen, wurde der folgende Text vorgeschlagen: “Rare manuscripts and incunabula; old books of special interest (historic, scientific, etc.) and rare art books”.56 Dies wurde im Grunde genommen in der definitiven Fassung von Buchst. h des Artikels 1 der Konvention übernommen. Nach demselben Vorschlag wurde der definitive Buchst. i gestaltet. Der Vorschlag des heute nicht mehr existierenden mitteleuropäischen Staates bezog sich auf „valuable stamp collections and, in particular, individual stamps of extraordinarily high value.“57 Der definitive Text nimmt jedoch keinen Bezug auf den Wert des Guts. In beiden erwähnten Absätzen (Buchst. h und i) wird aber erklärt, dass die Güter „einzeln oder in Sammlungen“ sein können.

          II. Regionale Ebene

          1. Die San Salvador-Konvention

          a) Begriffsbestimmung des Artikels 2

           Hinsichtlich der drei genannten Begriffsbestimmungssysteme, nämlich das Aufzählungs-, das Kategorisierungs- und das Klassifizierungssystem, erkennt man in der San Salvador-Konvention eine Art von kombiniertem System, das Klassifizierung und Kategorisierung integriert. Im Artikel 2 findet man eine allgemeine Beschreibung und danach folgt ein umfassender Katalog von Kulturgüterkategorien. Die Liste bleibt aber durch die Möglichkeit einer spezifischen Erklärung geöffnet.

           In der San Salvador-Konvention findet man, wie in der 1970er UNESCO-Konvention, die Kulturgüter umfassend definiert. Beide Definitionen sind aber nicht identisch, sie unterscheiden sich insbesondere in der Form, wie die Kategorien der geschützten Kulturgüter konzipiert sind. Während Artikel 2 der San Salvador-Konvention eine nach chronologischen Kriterien formulierte Beispielliste enthält, schreibt Artikel 1 der 1970er UNESCO-Konvention eine vollständige Kategorien-Beschreibung vor. Wie oben erwähnt, reflektiert sich in der Bestimmung der abgedeckten Kulturgegenstände die Geschichte der Region, insbesondere ihres kolonialen Hintergrunds. Die Kulturgüter werden somit nach drei Perioden eingeordnet: erstens, präkolumbische oder präkoloniale Phase; zweitens, Kolonie oder koloniale Phase; und drittens, postkoloniale Phase, Phase der Post-Unabhängigkeit oder republikanische Phase.58 So erfasst die Konvention Kulturgüter, die

          
            	
              zu den vor dem Kontakt mit der europäischen Kultur existierenden amerikanischen Kulturen gehören und in Zusammenhang mit solchen Kulturen stehen;

            

            	
              aus der Kolonialzeit und aus dem 19. Jahrhundert stammen;

            

            	
              vor dem Jahr 1850 veröffentlichte Dokumente (Bibliotheken und Archive, Inkunabeln und Manuskripte, Bücher und andere Publikationen) sind; oder

            

            	
              ihren Ursprung nach dem Jahr 1850 haben und von den Staaten als Kulturgüter registriert wurden, es sei denn, die Vertragsstaaten teilten solche Register den anderen Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention mit. Hier hebt sich die San Salvador-Konvention von der 1970er UNESCO-Konvention ab.59

            

          

           In der Auflistung der erfassten Kulturgüterkategorie spielt das chronologische Kriterium eine wichtigere Rolle als in der UNESCO-Konvention. Hier werden also entsprechend der Geschichte des Kontinents vier Perioden unterschieden: Die erste Periode umfasst Kulturgüter aus den Zeiten vor der europäischen Eroberung; dann folgen diejenigen aus der Kolonialzeit und dem ganzen 19. Jahrhundert. Buchst. (c) bezieht sich ausschließlich auf Dokumente. Damit sie aber von der Konvention abgedeckt werden, müssen sie aus der Zeit vor dem Jahr 1850 stammen. Die folgende Kategorie (Buchst. d) schließt jede Art von Kulturgütern (auch Dokumente) ein, vorausgesetzt dass sie registriert wurden und diese Registrierung den anderen Vertragsstaaten mitgeteilt wurde.

           Die Kulturgüterliste des Artikels 2 der San Salvador-Konvention wird jedoch durch den letzten Satz dieses Artikels (Buchst. d) beispielhaft gemacht: „Jedes andere Kulturerbe, das von den Vertragsstaaten besonders erklärt wurde, um in den Bereich der Konvention eingeführt zu werden.“ Es besteht somit die Möglichkeit, der Auflistung andere Kulturgüter hinzufügen, die in der Konvention nicht erwähnt sind. Was unter „besonders erklärt“ („specifically declared“) zu verstehen ist, ist aber nicht einfach zu interpretieren. Seine Einführung kann auf dem ähnlichen Ausdruck „besonders bezeichnet” des Artikels 1 der 1970er UNESCO-Konvention basiert sein. Gemäß dem Artikel 1 der UNESCO-Konvention“ gilt als Kulturgut das von jedem Staat aus religiösen oder weltlichen Gründen als für Archäologie, Vorgeschichte, Geschichte, Literatur, Kunst oder Wissenschaft besonders wichtig bezeichnete Gut.“60 Hier bezieht sich dieser Ausdruck „besonders bezeichnet“ jedoch auf alle in den unterschiedlichen Kategorien des Artikels 1 enthaltene Kulturgüter.

           Bezüglich des Ausdruckes „besonders erklärt“ des Artikels 2 Buchst. e der San Salvador-Konvention gibt es allerdings bisher keine Auslegung vom zuständigen OAS-Organ, nämlich dem Inter-Amerikanischen Rat für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Auf die San Salvador-Konvention bezogen61 ist der Inter-Amerikanische Rat für Bildung, Wissenschaft und Kultur zuständig, wenn Unterschiede zwischen den Vertragsstaaten über die Anwendung der Definitionen und Kategorien vom Artikel 2 vorliegen.

          b) Indigene Kulturgüter im Artikel 2 Buchst. a

           Zu den im Artikel 2 der San Salvador-Konvention aufgelisteten Kulturgütern gehören:

          
            Denkmäler, Objekte, Fragmente zerstörter Gebäuden und archäologischer Materialien, die den vor dem Kontakt mit der europäischen Kultur existierenden amerikanischen Kulturen gehören, sowie Menschenüberreste, Fauna und Flora, die in Zusammenhang mit solchen Kulturen stehen. (Art. 2 Buchst. a)

          

           Von Bedeutung ist dieser Absatz in Bezug auf den Schutz von indigenen Kulturgütern. Geht man der Frage nach, ob sich Artikel 2 Buchst. a der San Salvador-Konvention auf Güter bezieht, die für heutzutage existierende indigene Gruppen Bedeutung haben, sollte man untersuchen, was unter“ cultures existing prior to the contact with European cultures” zu verstehen ist. Zu diesem Zweck ist ein Blick auf Mexiko hilfreich. In Mexikos Bundesgesetz zu archäologischen, künstlerischen und historischen Denkmälern und Geländen wird gesagt, dass „historische Denkmäler“ diejenigen sind, die „ab der Etablierung der spanischen Kultur im Land mit der Geschichte der Nation verbunden sind“.62 Hinsichtlich dieser Norm wurde betont, dass das Problem bei deren Durchsetzung darin liegt, dass keine Kriterien geregelt werden, nach denen die „Etablierung der spanischen Kultur“ festgestellt werden kann. Es ist also nicht klar, ob damit beispielsweise die Eroberung bzw. Kolonisierung gemeint ist.63 Im Rahmen des genannten mexikanischen Gesetzes wird nach historischen und archäologischen Kulturgütern differenziert, sodass jeweils unterschiedliche Rechtsregime greifen. Infolgedessen wird die „Etablierung der spanischen Kultur im Land“ relevant, denn sondert man die Güter ab, die durch die „Etablierung der spanischen Kultur im Land“ entstanden sind, weiß man, welches Rechtsregime anzuwenden ist.

           Artikel 2 Buchst. a der San Salvador-Konvention wurde aber anders als die erwähnte mexikanische Norm konzipiert. Er verknüpft den „Kontakt mit der europäischen Kultur“ nicht mit den Gütern an sich, sondern mit den „vor dem Kontakt existierenden Kulturen“. Auf diese Weise ist es unwichtig, den historischen Zeitpunkt des „Kontaktes“ (oder der „Etablierung“) zu bestimmen, damit festgestellt werden könne, zu welcher gesetzlichen Kulturgüterkategorie ein bestimmtes Gut gehört. Von Bedeutung ist es hier dagegen festzustellen, ob die Kulturen, die es schon vor dem Kontakt gegeben hat, noch heute existieren und ob deren Güter von der Norm erfasst werden.

           Der Kontakt mit Europa markiert in Amerika nicht das Ende der autochtonen Kulturen und die Etablierung einer fremden neuen Kultur (europäische und kreolische Kultur). Im politischen oder rechtlichen Bereich können Ereignisse und Entscheidungen der Eroberer Änderungen mit sich bringen, die deutlich erkennbar sind. Bei den Änderungen, die von dem „Kontakt“ der Kultur des Eroberers mit derjenigen der eroberten Völker verursacht wurden, ist das aber nicht der Fall. In Lateinamerika verschwanden die vor der Eroberung durch die Europäer existierenden Kulturen weder mit der Eroberung noch mit der Kolonisierung. Die indigenen Kulturen überlebten spätere Maßnahmen des Staates, die die kulturelle Angleichung zum Ziel hatten. Obwohl sie durch Umänderungen überlebt haben,64 gibt es die vor dem „Kontakt“ bestehenden indigenen Völker offenkundig noch immer, und zwar mit differenzierten kulturellen Charakteristika.

           1986 nannte Martínez Cobo bestimmte Merkmale, die in einem Volk vorkommen müssen, um es als indigen bezeichnen zu können. Diese Merkmale wurden bereits in der ILO-Konvention 107 und später auch in die ILO-Konvention 16965 aufgenommen und daher allgemein anerkannt. Nach Martínez Cobos Ansicht haben indigene Völker „a historical continuity with pre-invasion and pre-colonial societies that developed on their territories.“66 Da sie betont, dass indigene Völker die Gesellschaften tradieren, die sich vor der Eroberung und Kolonialisierung entwickelt haben, unterstützt seine Definition der indigenen Völker die hier dargelegte Auslegung des Artikels 2 Buchst. a der San Salvador-Konvention in dem Sinne, dass er die Güter enthält, die für die heutzutage existierenden indigenen Gruppen Bedeutung haben.

          2. Der Beschluss 588 der Andengemeinschaft

           Der Andenbeschluss 588 spiegelt die Kategorien der UNESCO-Konvention von 1970 genau wider. Im Artikel 3 werden jedoch „liturgische Objekte“ (Buchst. k) in einer eigenen Kategorie gesondert aufgeführt. Ausdrücklich abgedeckt sind damit außerdem alle materiellen Gegenstände (Dokumente oder Träger), die das „immaterielle Erbe“ betreffen. In diese Kategorie fallen Gegenstände, die mit einer Vielfalt von geistigen Werken in Verbindung stehen. Beispielsweise nennt der Beschluss: Gedichte, Rituale, Folklore, Lebensstile, traditionelle Heilkunde und Religionen, Sprache, traditionelle Redewendungen, Musik, Tänze und Legenden. Denkbar ist hier der Einschluss von Büchern und weiteren Publikationen sowie Tonträgern. Allen diesen Werken liegt die „kulturelle Identität jedes Staates“ (Art. 3 Buchst. l) zugrunde, sodass deren Bewahrung und Kontrolle sowohl derer Aus- und Einfuhr67 als auch derer Wiedererlangung den Schutz der kulturellen Identität jedes Lands bezweckt. Darüber hinaus ist jedes Kulturgut explizit eingeschlossen, das von einem Bürger eines Mitgliedsstaats oder von Ausländern im Territorium eines Mitgliedsstaats geschaffen wurde (Art. 3 Buchst. m). Wie in der San Salvador-Konvention ist die Liste der geschützten Kulturgüter beispielhaft, denn der letzte Absatz (Art. 3 Buchst. n) schreibt den Schutz „jedes als von kulturellem Interesse der Nation erklärte Objektes“ vor.

          3. Zentralamerikanische Regelungen

           In den drei zentralamerikanischen Kultur-Konventionen von 1995, die jeweils auf den Schutz des Kulturerbes, auf die Regelung von Ausstellungen archäologischer, historischer und künstlerischer Güter im Ausland und auf derer Rückführung falls sie illegal ausgeführt worden sind, zielen, stimmen die eingeschlossenen Kulturgüter mit denen der 1970er UNESCO-Konvention überein. Die erfassten Güter sind im Prinzip nach dem Recht der jeweiligen Staats bestimmt, im Zweifelsfall ist aber die 1970er UNESCO-Konvention anzuwenden.68

          III. Bilaterale Verträge

          1. Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention und die USA

           In den Verträgen zu Importbeschränkungen mit den USA werden die erfassten Kulturgüter detailliert aufgelistet. Nach dem anwendbaren nationalen Gesetz, dem CCPIA, werden bilaterale Verträge nur dann abgeschlossen, wenn die Erfüllung gewisser Voraussetzungen erwiesen ist. Zusammengefasst: erstens muss die Plünderung der abzudeckenden Güter das Kulturerbe des Staates gefährden; zweitens muss das Herkunftsland entsprechende Schutzmaßnahmen getroffen haben und, drittens, muss festgestellt werden, dass die Importbeschränkung die Bekämpfung der Plünderung wesentlich unterstützt.69

           Auf diese Weise waren im 1987er Vertrag zu Importbeschränkungen für die Kulturgüter aus El Salvador in einer beispielhaften Liste nur Güter aus der Cara Sucia-Region eingetragen. Als El Salvador 1987 im Rahmen des CCPIA um die Festlegung von behelfsmäßigen Importbeschränkungen bezüglich der präkolumbischen Objekte in den USA bat, beschränkte es den Antrag auf Objekte aus dem Südwesten des Landes. Diese Region hat zahlreiche archäologische Fundstätten: El Carmen, Cara Sucia, El Tacachol, Aguachapio, La Caseta, Nueva York, El Cajete und El Guisnay, deren Geschichte auf die Zeit zwischen 1500 v. Chr. und 1550 n. Chr. Zu datieren ist. Cara Sucia war besonders wichtig als ehemalige Hauptstadt der Region. Dies wurde mit der Entdeckung des so genannten Jaguar-Kopfes Ende des 19. Jahrhunderts bewiesen. Weil Cara Sucia außerdem besser als die anderen bekannten Gelände untersucht war, konnten von dort stammende Gegenstände im Antrag von El Salvador exakt beschrieben werden. Darüber hinaus war die Region wegen Plünderungen schwer geschädigt, die mit der im Jahr 1980 angefangenen Agrarreform begannen. Laut Antrag von El Salvador waren ein paar Jahre nach dem Beginn der Agrarreform mehr als 5.000 Gräber aufgefunden worden. Die meisten geplünderten Objekte waren verkaufsfähige Güter, z. B. Skulpturen aus Stein, geschmückte Vasen und Objekte aus Jade. Der Antrag verband die Plünderungen mit dem Verkauf an Sammler in El Salvador selbst, ferner in Guatemala und den USA. Die letzteren seien in den Jahren zuvor zum größten Markt für diese Güter geworden.70

           Weil nach dem CCPIA71 zum Abschluss eines bilateralen Vertrages nicht nur die Bedrohung der zu schützenden Kulturgüter zu beweisen ist, sondern auch, dass das Herkunftsland ausreichende Schutzmaßnahmen getroffen habe, wurde von El Salvador behauptet, dass sein Gesetz zum Kulturgüterschutz aus dem Jahr 1903 den Export von Antiquitäten – archäologische Güter eingeschlossen – verbiete und dass sein Strafgesetzbuch von 1973 deren illegalen Handel unter Strafe stelle. Damit entschied das CPAC, dass die Voraussetzungen des CCPIA zum Erlass von Importbeschränkungen erfüllt seien. Diese Importbeschränkungen wurden 1995 durch ein MoU verlängert. Die bezeichnete Liste archäologischer und ethnologischer Güter, die unter das 1995er MoU fallen, subsumiert die Güter aus Cara Sucia und schließt weitere präkolumbische Güter ein, die ebenfalls in einer Bilder-Datenbank zu finden sind.72 Nach dem CCPIA gelten diese bilateralen Verträge fünf Jahre; so wurde das MoU von 1995 mit El Salvador 2000 und 2005 jeweils für dieselben Güter verlängert.

           Der erste bilaterale für Kulturgüter geschlossene Vertrag zwischen den USA und Bolivien betraf – genau wie der Vertrag mit El Salvador – behelfsmäßige Importbeschränkungen (in Anwendung der Sec. 304, CCPIA). Der Vertrag von 1989 zu behelfsmäßigen Importbeschränkungen bezweckte den Schutz der Aymara-Textilien aus Coroma, deren illegale Ausfuhr nach den USA, wie bereits am Anfang der vorliegenden Arbeit erwähnt, die Traditionen der Gemeinschaft bedrohte. Auf Anfrage Boliviens im Jahr 1988 behauptete das CPAC, dass die Lage in Bolivien ein Notfall sei und deshalb Importbeschränkungen für die ethnologischen Materialien aus Coroma erlassen werden müssten.73 Die von dem 2001er MoU geschützten ethnologischen Güter umfassen Gegenstände von präkolumbischen Kulturen von ca. 10.000 v. Chr. bis ca. 1532 n. Chr. und Objekte aus den kolonialen und republikanischen Perioden, also von 1533 bis 1900 n. Chr. Sie schließen Güter ein, die von Indigenen hergestellt wurden und deren Nutzung für Riten und Bestattungen in der präkolumbischen Vergangenheit lag. Darunter fallen u. a. Masken, Musikinstrumente, Textilien, mit Federn bearbeitete Objekte und Keramiken sowie auch Gemälde und Skulpturen aus der Kolonialzeit. Diese Gegenstände stellten, so das Assistant Secretary for Educational and Cultural Affairs des Department of State, eine Quelle für Identität und Stolz der bolivianischen Nation dar. Sie spielen eine wesentliche und unersetzliche Rolle in den indigenen Gemeinschaften Boliviens und enthalten sowohl eine symbolische als auch eine historische Bedeutung. In zeremoniellen und rituellen Gebräuchen spielen sie die Hauptrolle und bezeugen trotz der europäisch geprägten politischen Herrschaft die Kontinuität präkolumbischer kultureller Elemente. Somit verkörpern sie das Symbol nationalen Stolzes in einer Gesellschaft, die zum großen Teil indigen ist.74 Das MoU von 2001 wurde 2006 für dieselbe bezeichnete Liste von Kulturgütern verlängert.

           Von den anderen vier MoUs zwischen den USA und Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention – d. h. mit Guatemala, Honduras, Nicaragua und Peru – basieren die mit Guatemala und Peru auf früheren bilateralen Verträgen zu behelfsmäßigen Importbeschränkungen. Diejenigen mit Peru von 1990 betrafen Güter aus Sipan in der Nordregion Perus, wo sich Objekte aus den Grabstätten der Moche-Kultur in Gefahr befanden. Plünderer hatten 1986 ein einzigartiges, in sehr gutem Zustand erhaltenes Grab in der Nähe von Sipan entdeckt. Nachdem dies bekannt wurde, hatten Archäologen, Polizei und Freiwillige das Gebiet bewacht und weiter erforscht. Weitere Gebiete wurden ausgegraben, bevor sie hätten geplündert werden können. Auf dem internationalen Markt waren aber bereits zahlreiche Objekte gelandet. Wegen deren Auffälligkeit konnten sie aber nicht unbemerkt in den Handel gelangen. So wurden Objekte aus Sipan Gegenstand der behelfsmäßigen Beschränkungen von 1990. Die Region wurde im Laufe der Jahren immer wichtiger, da die Entdeckung weiterer königlicher Gräber und andere mühevolle Ausgrabungen detailliertere Kenntnisse über die alte Kultur Perus mit sich brachte als jede frühere Arbeit in der Region.75

           Mittels eines 1997 abgeschlossenen MoU wurden die Beschränkungen weiter ausgedehnt, sodass nicht nur archäologische Güter aus Sipan, sondern alle präkolumbischen Materialien aus Peru erfasst werden; darunter fallen sowohl ethnographische Güter aus der Kolonialzeit als auch aus Kirchen stammende Objekte.76 Dies bedeutet, erstens, Objekte, die von ca. 12.000 v. Chr. bis 1532 n. Chr. stammen und u. a. zu den Kulturen der Chavin, Paracas, Vicus, Moche, Viru, Lima, Nazca, Recuay, Tiahuanaco, Huari, Chimu, Chancay, Cusco und Inca gehören; und, zweitens, koloniale Objekte aus der Zeit 1532 bis 1821 n. Chr. Darin sind folgende Kulturgüter eingeschlossen: (1) Objekte, die in unmittelbarer oder mittelbarer Verbindung mit der präkolumbischen Vergangenheit stehen, einschließlich Textilien, zeremonielle Objekte aus Metall, Holz, Keramik oder Stein; und (2) Objekte, die zur Missionierung der indigenen Völker benutzt wurden, u. a. koloniale Gemälde und Skulpturen mit indigener Ikonografie.

           Daher wird behauptet, dass die Basis zu dem 1997er bilateralen Vertrag die Bekämpfung nicht nur der systematischen Plünderungen archäologischer Stätten, sondern des Raubes der ethnologischen Güter war, die wichtig für das religiöse und soziale Leben indigener Völker sind und deren Verlust die Wissenschaft, die Geschichte und das traditionelle Leben beschädigt.77 Verlängert wurde das MoU 2002 und 2007 unter vergleichbaren Bedingungen.

           Der bilaterale Vertrag mit Guatemala über behelfsmäßige Importbeschränkungen wurde 1991 abgeschlossen. Unter anderem erfasst der Vertrag archäologische Güter aus der Peten-Region wie etwa einfache Vasen und besondere Figuren aus Keramik, Mineralien (Jade bzw. grüne Steine, Obsidian, Kiesel, Alabaster und Kalzit), Muscheln und Knochen. Diese meistens kleinen, beweglichen archäologischen Objekte der Peten-Region, die Bestandteil des Kulturerbes Guatemalas sind und die Maya-Kultur bewahren, sind geraubt worden oder werden von Raub bedroht und zwar in kritischen Mengen.78 Dank dieser Vereinbarung wird, wie es auch bei den restlichen MoU der Fall ist, auf aufwendige Verfahren in den USA verzichtet, die die Beschlagnahme von illegal exportierten Gegenständen im Gefolge hat.79

           Die Entstehung der MoU mit Nicaragua und Honduras unterscheidet sich im Grunde genommen nur geringfügig von den oben beschriebenen Vereinbarungen; die erfassten Gegenstände sind aber andere. Das MoU mit Nicaragua wurde 1999 unterschrieben und trat 2000 in Kraft. Es bezieht sich auf Beschränkungen von prähispanischen archäologischen Gegenständen aus der Periode zwischen ca. 8000 v. Chr. und ca. 1500 n. Chr. Der Abschluss des MoU wurde von Nicaragua grundsätzlich wegen der Verluste der betroffenen Objekte aufgrund von Plünderungen gefordert, wie in den anderen Fällen. Das 2004 im Kraft getretene MoU mit Honduras betrifft ebenfalls präkolumbische Objekte, deren Herstellung sich aber auf die Zeitspanne von ca. 1200 v. Chr. bis ca. 1500 n. Chr. beschränkt. Wie im MoU mit Nicaragua befinden sich in den entsprechenden Listen der bezeichneten Materialien u. a. Objekte aus Keramik, Metall, Steinen, Muscheln und Tierknochen. In Bezug auf das MoU mit Honduras entstammen solche Gegenstände aus den Kulturen der Maya, Chorti Maya, Lenca, Jicaque und Pipil.

           Sofern die in manchen der dargelegten bilateralen Verträge genannten Kulturen auch heute noch existieren, umfassen die bezeichneten Listen selbstverständlich Objekte, die bis zur Gegenwart etwa rituell benutzt werden. Bei der Maya-Kultur geschieht das mit größter Wahrscheinlichkeit. Es wird geschätzt, dass ca. zehn Millionen Mayas noch heute in denselben Gebieten leben, die ihre Vorfahren vor Jahrhunderten bewohnten, als da sind Guatemala, Honduras, Belize und die mexikanische Chiapas- und Yucatán-Regionen. Viele ihrer Traditionen reichen mehr als 2.000 Jahre zurück: Manche Gemeinschaften folgen einem antiken rituellen Kalender; andere haben noch mündliche Traditionen, die ihren Ursprung in hieroglyphischen Büchern haben; zahlreiche Stammesangehörige praktizieren Rituale, die prähispanische Mythen vorstellen.80 Aus den aufgeführten Gründen bieten die in den dargelegten MoU festgeschriebenen Importbeschränkungen immerhin einen potenziellen Schutz vor dem illegalen Handel mit indigenen Kulturgütern, auch dann, wenn diese nicht explizit genannt werden.

          2. Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention und weitere Staaten Lateinamerikas

           Bei den bilateralen Verträgen, die Mexiko mit Guatemala (1975), mit El Salvador (1992) und mit Belize (1996) abgeschlossen hat, handelt es sich um Vereinbarungen zum Verbot der Einfuhr von bestimmten Kategorien von Gütern und zu derer Wiedergabe, falls illegal ausgeführt. Die Verträge richten sich auf den Schutz von archäologischen, künstlerischen und historischen Monumenten, die aus Museen entfernt worden sind sowie auf Sammlungen und archäologische Stätten. „Archäologische Güter“ sind nach diesen Verträgen die beweglichen und unbeweglichen Güter, die aus denjenigen Kulturen stammen, die vor der Etablierung der europäischen Kultur in dem amerikanischen Kontinent die Territorien der betroffenen Staaten bewohnten, sowie Überreste von Menschen und von Fauna und Flora, die sich mit den genannten Kulturen in Verbindung befinden.

           Bei den von den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention unterzeichneten bilateralen Verträgen ist die Bestimmung der Kulturgüter als Schutzgegenstand allgemein konzipiert. Anders als die im Rahmen des CCPIA abgeschlossenen bilateralen Verträge wird in diesen Vereinbarungen keine Typologie der geschützten Güter vorgesehen, die die zu derer Herstellung genutzten Materialien sowie Herstellungsdatum und- ort einschließt. In der Regel entsprechen die Kulturgüterkategorien denjenigen der 1970er UNESCO-Konvention. Denn die UNESCO-Konvention – auch dann wenn sie nicht direkt angewendet wird – ist Maßstab für die Regelung des internationalen Schutzes von Kulturgütern. Trotzdem werden bei den hier betrachteten bilateralen Verträgen einige auf die Region bezogenen Merkmale unterstrichen. Dies ist in erster Linie dort zu erkennen, wo Kulturgüter aus präkolumbischen Zeiten ausdrücklich eingeschlossen werden, wie es der Fall ist bei den vorerwähnten Verträgen, die zwischen Mexiko und Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention abgemacht wurden. Der Reichtum Lateinamerikas an Kulturgütern hat seinen Ursprung in der kulturellen Vielfalt, die von den unterschiedlichen zahlreichen Völkern repräsentiert wird, die den Kontinent vor der europäischen Eroberung im 15. Jahrhundert bewohnten, und die von ihnen abstammenden Völker. Daher beginnt die Liste der erfassten Güter jedes Abkommens mit den aus prähispanischen Zeiten stammenden Gütern. Diese Kulturgüterkategorie ist die erste in der beispielhaften Auflistungen der Verträgen zu dem Importverbot bezüglich Kulturgütern, die aus derer Herkunftsländern illegal exportiert wurden, die Peru mit El Salvador (2000), mit Argentinien (2001), mit Uruguay (2002), mit Panama (2002), mit Mexiko (2003) und mit Honduras (2007) beschloss, sowie diejenigen zwischen Ecuador und Kolumbien (2000), Bolivien und Kolumbien (2001), Peru und Paraguay (2001), Bolivien und Paraguay (2004), Ecuador und Costa Rica (2005) und Bolivien und Uruguay (2007).

           Eine andere Besonderheit, die sich in denjenigen bilateralen Verträgen befindet, an denen Staaten der Anden-Region, und unter denen insbesondere Peru, teilnehmen, ist die explizite Einschließung von „Materialien der ethnologischen Gruppen vom Amazonien“. Es gibt zwar andere allgemeinere Kategorien, beispielsweise „präkolumbische“ und „historische“ Güter, in denen Kulturgüter amazonischer Kulturgruppen subsumiert werden können; eine getrennte Kategorie für diese Kulturgüter zu schaffen, spricht jedoch für ihre Bedeutung und den Wille, deren illegalen Handel zu verhindern und die Rückführung derjenige zu fördern, die sich auf rechtswidrige Weise im Ausland befinden. Obwohl es vermieden wird, den Begriff „indigen“ explizit zu nennen, lässt sich behaupten, dass die Norm auf derer Einschließung absah. Dennoch werden nicht alle Völker dieses Gebiets genannt, sondern nur diejenigen, die vom Aussterben bedroht sind. Die den indigenen Völkern der Anden gehörenden Güter sind in den oben genannten Abkommen, die Peru mit weiteren Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention abgeschlossen hat, nämlich El Salvador, Argentinien, Uruguay, Panama, Mexiko und Honduras. In dem Vertrag zwischen Peru und Paraguay (2001) werden ethnologische Güter nur dann geschützt, wenn sie „klassifiziert“ sind. Dieser Begriff soll in dem Sinne ausgelegt werden, dass das Gut in eine Bestandsaufnahme bzw. ein Register eingetragen wurde, die in den entsprechenden nationalen Gesetzen geregelt werden.

           In einigen Verträgen ist die Bestimmung der erfassten Gegenstände nach der nationalen Rechtsordnung jedes Staates anzuwenden, wie der 2003er Vertrag zwischen Mexiko und Peru zum Verbot des Imports widerrechtlich exportierter Güter und zu ihrer Rückführung. Streitfälle sind auf diplomatischem Wege zu lösen. Außer diplomatische Vermittlung sehen bilaterale Vereinbarungen keine Regulierung zur Konfliktlösung. Dies ist auch der Fall nicht nur auf regionaler sondern auch auf internationaler Ebene, wo bisher kein Mechanismus in diesem Sinne geschaffen wurde.

          IV. Innerstaatliches Recht

           Die Frage nach der Begriffsbestimmung der geschützten Kulturgüter wird auf nationaler Ebene unterschiedlich gelöst. So ist beispielsweise der Bereich Kulturgüterschutz in einigen Ländern mittels eines einzelnen umfassenden Gesetzes geregelt; in anderen aber in verschiedenen auf bestimmte Güter zielenden gesetzlichen Instrumenten. Bolivien hat zum Beispiel zwei spezielle Gesetzen zum Schutz kultureller Güter jeweils zu künstlerischem, historischem und archäologischem Erbe81 und zu ethnologischen, ethnographischen und folkloristischen Kulturgütern, insbesondere Handwerk und Textilien.82 In Costa Rica wurde entschieden, ein Gesetz zu historischem architektonischem Erbe83 und ein weiteres zu archäologischen Gütern84 zu schließen. In den Rechtsordnungen der Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention findet man dennoch unterschiedliche Gemeinsamkeiten bei der Begriffsbestimmung des Kulturguts als Schutzgegenstand.

           Unter Berücksichtigung der drei oben genannten Begriffsbestimmungssysteme, nämlich des Aufzählungs-, Kategorisierungs- und Klassifizierungssystems, lassen sich unter den nationalen Kulturgüterschutzgesetzen der hier zu betrachtenden mittel- und südamerikanischen Länder zwei Modelle unterscheiden. Zum einen findet man ein reines Kategorisierungsmodell; zum andern ein Modell, das sich aus Kategorisierung und Klassifizierung zusammensetzt.

          1. Erstes Modell

           Dem ersten Modell folgen die Gesetze, die eine allgemeine Klausel und eine nicht abschließende Auflistung der Kategorien der schutzwürdigen Kulturgüter festschreiben.85 Aus der Festlegung dieses Modells ist abzuleiten, dass weder eine hoheitliche Entscheidung der Verwaltungsbehörde noch die Eintragung in ein Inventar bzw. ein Register zum Schutz derjenigen Güter, die in eine der aufgelisteten Kategorien fallen, vorausgesetzt wird. Innerhalb dieses Modells erkennt man drei Konstellationen: (a) Eine allgemeine Klausel ohne Auflistung der schutzwürdigen Kulturgüterkategorien. Sie befindet sich in den Gesetzen zum Schutz archäologischer und paläontologischer Güter von Argentinien86 und Costa Rica.87 (b) Andere Gesetze haben sowohl eine allgemeine Klausel als auch eine Auflistung der abgedeckten Kulturgüterkategorien, wie in Bolivien88 und Paraguay.89 Das Gesetzt des zuletzt genannten Staates sieht aber vor, dass indigene immaterielle Ausdrucksformen als Kulturgüter deklariert werden können. (c) In den Kulturgüterschutzgesetzen von Peru90 und Nicaragua91 gibt es keine allgemeine Definition, sondern lediglich eine Auflistung derjenigen Güterkategorien, die zum Kulturerbe gehören und vom Gesetz geschützt werden. Die Aufzählung der Kategorien ist in den Gesetzen beider Staaten nicht abschließend.

           Bei der Auflistung im Gesetz von Peru wird zwischen materiellen und immateriellen Gütern unterschieden.92 Materielle Güter werden hier in bewegliche und unbewegliche eingruppiert. Die Unterscheidung zwischen beweglichen und unbeweglichen Sachen ist zwar in der Tradition des römischen Rechts verankert – in dem sie das summa divitio rerum darstellt – und prägt somit die Civil Law-Rechtsordnungen, sodass sich daraus verschiedene Konsequenzen ergeben.93 Aber die Unterscheidung im Bereich Kulturgüterschutz scheint wenig nützlich zu sein, da kaum ein Objekt existiert, das nicht auch bewegt werden könnte. In Einzelteilen zerlegte monumentale Baudenkmäler beispielsweise haben den Weg in zahlreiche Museen gefunden. Technische Mittel erlauben weiterhin, dass „Fresken, Wandgemälde, Mosaike, Fußböden ohne weiteres von Wänden abgelöst werden und damit von einem unbeweglichen zu einem beweglichen Kulturgut werden.“94 Die Unterscheidung kann aber je nach der nationalen Rechtsordnung des betroffenen Landes doch relevant sein. Wie oben erwähnt, beziehen sich zum Beispiel Importbeschränkungen in den USA im Rahmen des CCPIA lediglich auf archäologische und ethnologische bewegliche Gegenstände, und zwar auf diejenigen, die in den Listen von bezeichneten Objekten eingetragen werden. Das könnte zum Teil deshalb so konzipiert sein,95 weil eine andere Regelung, die 1972er Regulation of Importation of Pre-Columbian Monumental or Architectural Sculture and Mural,96 sich gegen den Import der Fragmente von Monumenten – also von unbeweglichen Kulturgütern – richtet.

          2. Zweites Modell

           In den Gesetzen, die das zweite Modell adaptieren, wird der Schutz der in die aufgelisteten Kulturgüterkategorien fallenden Güter (Kategorisierungssystem) dadurch zusätzlich gesichert, dass eine zustimmende Erklärung der zuständigen Verwaltungsbehörde vorgelegt werden muss (Klassifizierungssystem). Neben der Auflistung steht im speziellen Gesetz Costa Ricas zum Schutz architektonischer Kulturgüter,97 im panamaischen Gesetz zum Schutz des historischen Erbes98 und in den Kulturgüterschutzgesetzen von Guatemala99 und Nicaragua100 die Bedingung, dass die Güter als nationales Kulturerbe erklärt werden. In Ecuador ist die Erklärung für diejenigen Gegenstände vorgesehen, die nicht aufgelistet sind.101 Eine Auflistung, durch die einzelne eindeutig zuzuordnende Gegenstände und ihre Eigentümer bekanntgemacht werden, wäre, so Abele, besonders im internationalen Kulturgüterschutz wünschenswert. Dies könnte am ehesten ihren Schutz vor Diebstahl und Schmuggel gewährleisten.102

           Aus den obigen Erläuterungen leitet sich einerseits her, dass – obwohl mittel- und südamerikanische Länder zu den Staaten gehören, deren Rechtsordnungen von der Tradition des Civil Law geprägt sind – nicht nur das Klassifizierungssystem bzw. Klassifikationsprinzip in ihren nationalen Kulturgüterschutzgesetzen angewendet wird, sondern auch das Kategorisierungssystem.103 Andererseits ergibt sich, dass das Aufzählungssystem in keinem der hier untersuchten nationalen Gesetze – in den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention – angewendet wird. Aus einem solchen Begriffsbestimmungssystem ergeben sich mehrere Vorteile. So wird beispielsweise der Eigentümer nicht im Unklaren gelassen, ob sein Kunstgegenstand potenziell schutzwürdig ist und damit einer gesetzlichen Beschränkung unterworfen ist, beispielsweise ob die Ausfuhr des Gegenstandes der Genehmigung bedarf.104

           In den erwähnten Fällen wird auf unterschiedliche Weise die Begriffsbestimmung der 1970er UNESCO-Konvention übernommen. Die Kulturgüterkategorien sind so formuliert, dass sie archäologische und ethnologische Güter, Archivalien oder bestimmte Dokumente, Münzen, Kunstwerke und Naturalien (Elemente der Flora und Fauna) einschließen. Dies ist der Fall bei den Gesetzen aus Guatemala und El Salvador, deren geschützte Kulturgüterkategorien dennoch weitergehen, da sie Güter anderer Arten einschließen. Das Gesetz von El Salvador bezieht sich außerdem beispielsweise auf immaterielle Schöpfungen: die Nahua-Sprache und weitere autochthone Sprachen, Traditionen, Sitten sowie Herstellungsmethoden und Endprodukte des Kunsthandwerks.105 Materielle Kulturgüter werden bei der Auflistung ebenfalls nach ihrer beweglichen und unbeweglichen Natur getrennt, sodass auf die Erhaltung zielende Normen sich in den meistens Fällen auf unbewegliche Objekte (Monumente, historische Gebäude, archäologische Stätten) richten. Wenn davon Fragmente entfernt worden sind, sind sie als bewegliche Güter von den Normen über Import, Export und Rückführung abgedeckt. Ein zeitliches Kriterium wird aber in den Gesetzen von Guatemala und Ecuador verfolgt. Die 30-Jahre-Klausel des Gesetzes von Ecuador bezieht sich lediglich auf Kunstwerke. In Guatemala ist aber eine 50-Jahre-Klausel allgemein festgeschrieben, der zufolge lediglich bewegliche Kulturgüter, die mehr als fünfzig Jahre alt sind, geschützt sind. Im 1961er Dekret 05918 Boliviens wurde im Gegensatz dazu ein anderes zeitliches Kriterium festgestellt, das auf einer Jahresangabe, dem Jahr 1900, basiert, sodass nur davor hergestellte oder erbaute Gebäude erfasst werden.

          V. Der Begriff „Kulturerbe“

           Im Hinblick auf den Kontext der vorliegenden Arbeit und die hier behandelten Instrumente lässt sich behaupten, dass der Kulturgüterbegriff sich von dem Begriff Kulturerbe unterscheidet.106 Wie oben dargelegt, werden Kulturgüter durch einige nationale Gesetze geschützt, wenn sie zum nationalen Kulturerbe gehören.107 Aber obwohl der Begriff Kulturerbe allgemein benutzt wird, ist seine Bedeutung immer noch nicht einfach festzustellen.108 Er ist aber nicht identisch mit dem Begriff „Kulturerbe der Menschheit“, weil er mit der Geschichte, den Werten und weiteren Umständen eines jeden Staates in Verbindung steht.109 Zum nationalen „Kulturerbe“ eines Staates sollen diejenigen Objekte gehören, die eine Qualität von Kulturgut aufweisen und auf besondere Weise mit dem Staat verbunden sind.110 Für die Bestimmung der nationalen Zugehörigkeit eines Kulturguts fehlen jedoch einheitliche Kriterien. Die besondere Verbindung mit dem Staat kann sich aus verschieden Faktoren ergeben.111

           Bezüglich der Unterscheidung zwischen den Kulturgütern und dem Kulturerbe sind die Vorschriften der 1970er UNESCO-Konvention und der San Salvador-Konvention ähnlich. Im Artikel 4 der UNESCO-Konvention erklären die Vertragsstaaten, dass die in die dort erwähnten Kategorien fallenden Kulturgüter Bestandteil des Kulturerbes jedes Staates sind. Artikel 4 ist aber im Vergleich zum Artikel 5 der San Salvador-Konvention viel detaillierter. Seine vorgesehenen Kategorien sind: (a) Kulturgüter, die von Bürgern des betreffenden Staates geschaffen wurden und Kulturgüter, die für den Staat wichtig sind und innerhalb seines Territoriums von Ausländern oder staatenlosen Einwohnern geschaffen wurden; (b) innerhalb des Territoriums gefundene Kulturgüter; (c) durch archäologische, ethnologische oder naturwissenschaftliche Missionen mit Zustimmung der zuständigen Behörden des Ursprungsstaates erworbene Kulturgüter; (d) nach freier Vereinbarung ausgetauschte Kulturgüter; und (e) als Geschenk entgegengenomme oder mit Zustimmung der zuständigen Behörden des Ursprungsstaates rechtmäßig gekaufte Kulturgüter. In der 1970er UNESCO-Konvention wird somit eine besondere Verbindung zu einem Staat gefordert, wenn dieses Kulturgut seinem kulturellen Erbe zugerechnet werden soll. Gornig behauptet in diesem Sinne, dass eine Verbindungs-Prüfung („connection test“) sich in der genannten Vorschrift befinde, bei der die besondere Verbindung eines Kulturgutes zu einem Staat auf fünffache Weise zustande kommen könne: nationaler Schöpfungsakt; Fund auf nationalem Territorium; rechtmäßiger Erwerb im Ausland; Austausch und Erwerb im Inland. Die erste Kategorie knüpft an die Personalhoheit des Staates an, die zweite an die Gebietshoheit. In den übrigen Fällen liegt eine Willenseinigung vor, die es erlaubt, dem Staat das entsprechende Kulturgut als sein Erbe zuzurechnen.112

           Im Artikel 5 der San Salvador-Konvention wird vorgeschrieben, dass die im Artikel 2 genannten Kulturgüter als Kulturerbe behandelt werden, wenn sie im Inland gefunden oder geschaffen wurden oder aus dem Ausland stammen und rechtmäßig erworben wurden. Es wird von Prott und O'Keefe113 behauptet, dass Artikel 5 der San Salvador-Konvention die Voraussetzungen zum Schutz der im Artikel 2 der San Salvador-Konvention enthaltenen Kulturgüter vorsieht. Aus dieser Auslegung folgt, dass nur die Kulturgüter geschützt werden, die im Inland gefunden oder geschaffen wurden oder aus dem Ausland stammen und rechtmäßig erworben wurden. Unserer Ansicht nach wird im Artikel 5 der San Salvador-Konvention vielmehr geregelt, wie die Kulturgüter nach der Konvention als Kulturerbe jedes Staates zu verstehen sind, so wie es im Artikel 4 der 1970er UNESCO-Konvention der Fall ist. Zu unterstreichen ist, dass trotz des Titels der Konvention, in dem der Ausdruck Schutz des „Kulturerbes“ steht, in den normativen Vorschriften der San Salvador-Konvention weiterhin von „Kulturgütern“ gesprochen wird. Nach der San Salvador-Konvention werden weiterhin nicht nur die Kulturgüter geschützt, die Artikel 5 zufolge als Kulturerbe betrachtet werden. Durch diese Norm ist vielmehr beabsichtigt, die Verbindung zwischen den geschützten Kulturgütern und dem Land deutlich zu machen.

           Es lässt sich feststellen, dass im Artikel 5 der San Salvador-Konvention die Kategorien des Artikels 4 der 1970er UNESCO-Konvention im Wesentlichen zusammengefasst wurden. In der San Salvador-Konvention ist aber keine detaillierte Normierung zu finden. Im Artikel 5 werden zum Beispiel Kulturgüter nicht genannt, die von Bürgern des betreffenden Staates geschaffen wurden. Obwohl Kulturgüter eingeschlossen sind, die innerhalb des Landes geschaffen bzw. gefunden wurden, wird ihre Wichtigkeit für das Land nicht betrachtet. Dies hat zur Folge, dass in der San Salvador-Konvention die Verknüpfung zwischen den geschützten Kulturgütern und dem betreffenden Land nur in Bezug auf das Territorium zu finden ist.

           Während Artikel 4 der 1970er UNESCO-Konvention nach Bators114 Ansicht unnötig ist, denn er findet den Text obskur und meint, er habe keine operative Folge, wird im Gegensatz dazu von Prott und O'Keefe115 geäußert, dass der Sinn dieses Artikels sei, dass jeder Vertragsstaat erwarten könne, dass die anderen Vertragsstaaten sein Recht, die im Artikel 5 genannten Kulturgüter zu schützen, anerkennten. Wenn man aber den Artikel 5 der 1970er UNESCO-Konvention mit dem ursprünglichen Entwurf des UNESCO-Sekretariats vergleicht, wird deutlich, dass der ursprüngliche Text ein anderes Ziel hatte. Der definitive Text bedeutete eine Schwächung, da der Sekretariats-Entwurf nicht das „Kulturerbe jedes Staates“ im Blick hatte, sondern das Eigentumsrecht entweder des Staates oder seiner Bürger („ownership vested in States or their nationals“).116

           Die Verbindung zwischen den geschützten Kulturgütern und dem Ursprungsland basiert sich auf der Bedeutung, die bestimmte Kulturgüter für das betreffende Land haben. Diese Verknüpfung der Kulturgüter mit dem Land, in dem sie geschaffen wurden bzw. sich befinden, unterliegt in der Tat der Grundidee des allgemein so bezeichneten Nationalismus-Denkansatzes, der sich aus dem Souveränitätsprinzip herleitet117 und im Gegensatz zum so genannten Internationalismus-Denkansatz die Begründung für sowohl das Behalten von Kulturgütern in den Ursprungsländern als auch die gesetzlich geregelte Kontrolle von deren Import und Export ist. Die Nationalismus-Internationalismus-Dichotomie bezieht sich, wie oben erwähnt, auf zwei Denkweisen hinsichtlich des Kulturgüterschutzes. Dem Internationalismus zufolge werden Kulturgüter als Bestandteil der gemeinsamen menschlichen Kultur („common human culture“) betrachtet, ohne Berücksichtigung ihres Ursprung bzw. gegenwärtigen Standorts und unabhängig davon, ob sie Privatpersonen oder dem Staat gehören. Ein Beispiel für den Internationalismus ist nach Merryman die 1954er Haager Konvention.118 Der Nationalismus dagegen geht davon aus, dass die Kulturgüter Bestandteil des nationalen Kulturerbes sind. Dies legitimiert den nationalen Charakter der Kulturgüter, unabhängig von ihrem Standort oder ihrem Eigentum und somit die Errichtung nationaler Exportkontrollen und den Anspruch auf ihre Rückführung. Die 1970er UNESCO-Konvention ist, wie bereits gesagt, von dieser Denkweise geprägt.119

           Die Unterscheidung zwischen Kulturgut und Kulturerbe ist aber auf nationaler Ebene nicht immer deutlich. Gesetze existieren, in denen nur diejenigen Güter, die zum nationalen Kulturerbe gehören, geschützt werden. Die Zugehörigkeit zum Kulturerbe kann sich entweder aus einer hoheitlichen Entscheidung (Guatemala) ergeben, oder aus der Tatsache, dass das entsprechende Gut in eine der im Gesetz vorgesehenen Kategorien fällt (Peru). Manche Gesetzen sprechen aber lediglich von Kulturgütern; während andere verschiedene Begriffe – Kulturgüter, Kulturerbe, Kulturschätze u.s.w. – unterschiedslos anwenden (Bolivien, Panama).

          c. Die indigenen Völker und die rechtliche Begriffsbestimmung von Kulturgütern

           Es lässt sich kaum behaupten, dass die Kulturgüter der indigenen Völker bei der Begriffsbestimmung von Kulturgütern berücksichtigt werden. Zwar geschieht das, jedoch nicht auf jeder Ebene gleichmäßig. Im Rahmen der UNESCO wird seit einigen Jahren überlegt, wie weit der traditionelle Kulturgutsbegriff, der sich eben doch weitgehend auf bewegliches und unbewegliches, gegenständliches Kulturgut bezieht, noch angebracht ist.120 Jedoch werden indigene Kulturgüter in den Kulturgüterkategorien der UNESCO-Konvention von 1970 und in regionalen Rechtsinstrumenten noch nicht explizit genannt. Ihre Aus- oder Einschließung als geschützte Kulturgüter hängt aber nicht von der ausdrücklichen Auflistung nach Kulturgüterkategorien ab. Ein Beispiel in diesem Sinne stellt die 1995er UNIDROIT-Konvention dar, deren operative Normen indigenen Gütern ausdrücklich einen bestimmten Schutz bieten, obwohl ihre Kulturgüterdefinition – die mit der Definition der 1970er UNESCO-Konvention identisch ist – solche Güter nicht nennt.

           Die früheren bilateralen Verträge mit den USA, d. h. diejenigen über behelfsmäßige Importbeschränkungen, schlossen lediglich Gegenstände ein, die aus bestimmten Regionen von mittel- und südamerikanischen Staaten stammten. Im Gegensatz dazu werden die von jüngeren MoU abgedeckten Kulturgüter auf allgemeinere Weise festgelegt. So werden sie hinsichtlich zeitlicher Kriterien nach bestimmten Perioden eingeordnet, sodass die durch die früheren Verträge erfassten Objekte ebenfalls eingeschlossen sind. Bei der Erfassung der Schutzgegenstände, in etwa den zwischen Bolivien und den USA abgeschlossenen bilateralen Verträgen, wurden eingehend bestimmte Gütern, die eine „wesentliche und unersetzliche Rolle in indigenen Gemeinschaften“ spielen, ausdrückliche eingeschlossen. Die explizite Einschließung in manchen Verträgen von Kulturgütern, die indigenen Völkern gehören bzw. mit ihren Kulturen in Verbindung stehen, bedeutet aber nicht, dass das in anderen bilateralen Verträgen, die das nicht explizit vorsehen, nicht erlaubt wird. Wenn ein Vertrag Kulturgüter abdeckt, die zu bis heute lebenden Kulturen gehören, fallen in die bezeichneten Listen selbstverständlich Objekte, die von indigenen Gemeinschaften bis zur Gegenwart etwa rituell benutzt werden.

           In bilateralen Verträgen zwischen den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention ist die Begriffsbestimmung der geschützten Güter ganz allgemein gefasst. Sie werden nicht im Detail festgelegt, sodass indigene Güter in einigen Fällen als präkolumbische Kulturgüter erfasst werden können. In anderen Fällen würden sie erfasst, wenn sie aus einer bestimmten Region stammen, deren Bevölkerung überwiegend indigen ist, wie die der Amazonen-Region.

           Mittel- und südamerikanische Länder und weitere Entwicklungsländer, insbesondere diejenigen, die sich auf den Schutz „primitiverer“ Kulturformen besinnen, haben immer in den internationalen Foren vorgeschlagen, zu prüfen, ob traditionelle Herstellungstechniken, traditionelle Musik und traditionelle Lebensformen nicht auch ein Teil des Kulturschutzes werden müssten, was nach Hoffmann eine nachhaltige Erweiterung des Begriffes des Kulturguts bedeutet.121 Aber Tatsache ist, dass auf nationaler Ebene die Gesetze zwar zum Schutz der indigenen Kulturen tendieren – insbesondere der immateriellen Äußerungen – sie vermeiden jedoch den expliziten Schutz materieller indigener Güter gewissermaßen dadurch, dass sie in die Bestimmungen für geschützte Kulturgüter nicht eingeschlossen sind. Beispielsweise definiert das Kulturgüterschutzgesetz von Costa Rica präkolumbische Kulturgüter als „indigene“ Güter, sodass indigene Güter in den Zeitraum vor der europäischen Eroberung verschoben werden. Da „indigene Güter“ in diesem Gesetz diejenigen sind, die zu „vorherigen oder zur Zeit der Etablierung der hispanischen Kultur existierenden Kulturen“ gehören, werden gegenwärtige Kulturen ausgeschlossen. In Bolivien setzt die Regelung zum Kulturgüterschutz präkolumbische Kulturgüter archäologischen Gütern gleich, sodass zwischen präkolumbischen Kulturen und den heutigen Kulturgruppen keine Verbindung anerkannt wird.

           Auf jeder Ebene liegt die Entscheidung, welche Objekte relevant für die Gruppe und daher schützenswert sind, nicht bei den indigenen Völkern selbst, sondern bei dem Staat unter Berücksichtigung von Werten, die fremd für die Gruppe sind, für deren kulturelle Integrität die betreffenden Objekte wichtig sind.122 Diese Tendenz kann darin liegen, dass indigene Forderungen die Fortdauer und Vollständigkeit nationaler Sammlungen der öffentlichen Museen bzw. Organisationen anfechten.

           Es scheint andererseits offenbar, dass die Beibehaltung der indigenen Kulturgüter in der ursprünglichen Gruppe auch die bevorzugte Vollständigkeit einer nationalen kulturellen Identität herausfordert. Sie negieren die dying race-Theorien und streiten jede Absicht zur Anpassung ab. Die Anerkennung der indigenen Ansprüche auf die Kulturgüter werde außerdem, wie Vrdoljak meint, mit weiteren Forderungen verknüpft. Indigene Ansprüche auf eine materielle Kontrolle der kulturellen Objekte stellen andererseits grundlegende Prämissen des internationalen Rechts infrage.123 Denn solche Ansprüche bestreiten nicht nur das Recht des Staates auf die Kontrolle bestimmter Kulturgüter und somit das Recht auf staatliches Eigentum, sondern auch die privilegierte Lage der Staaten als vorrangige Subjekte im internationalen Rechtssystem. Sie richten sich somit in gewisser Hinsicht gegen das Souveränitätsprinzip selbst. Daran könnte es liegen, dass indigene Güter in den Definitionen der 1970er UNESCO-Konvention und der regionalen Instrumente nicht explizit genannt werden. Dass die Lage sich aber im Laufe der Zeit verbessert hat, lässt sich etwa in der 1995er UNIDROIT-Konvention erkennen.

          d. Zwischenergebnis

           Bei den Bestimmungen zum Schutz der Kulturgüter trifft man auf den verschiedenen Ebenen auf eine ziemliche Uniformität. Obwohl nicht immer eine allgemeine Klausel bzw. bestimmte Voraussetzungen zu finden sind – wie etwa die individualisierende Bezeichnung der zuständigen Behörde –, wird die Feststellung der Kulturgüterkategorien konstant eingehalten. Diese Kategorisierung stellt eine Methode vor, die, obwohl das geschützte Objekt nicht inhaltlich bestimmt ist – aber vielleicht gerade deswegen –, es erlaubt, dass zahlreiche schutzwürdige Gegenstände geschützt werden. Die Kategorisierung ist dem Kulturgüterschutz zuträglich, weil sie es ermöglicht, dass Objekte in eine bestimmte Kategorie aufgenommen werden, die zu einem Zeitpunkt in der Vergangenheit entweder aus faktischen Gründen (z. B. weil das Objekt einfach noch nicht erschaffen war) oder etwa aus politischen Gründen (z. B. der politische Wille fehlte) nicht geschützt waren. Im lateinamerikanischen Raum kann dies für die von indigenen Völkern hergestellten Kulturgüter besonders relevant sein, da Spannungen zwischen den indigenen Gruppen und dem Staat nicht selten sind. Durch die Existenz allgemeiner Kategorien wird tatsächlich der Schutz der indigenen Kulturgüter ermöglicht, wenngleich in den Gesetzestexten vermieden wird, sie ausdrücklich zu nennen. Trotzdem ist die Ausschlussmöglichkeit latent vorhanden. Unter solchen Umständen ist es sinnvoll, Gegenstände, die indigenen Völkern gehören oder von ihnen geschaffen wurden, als selbstständige Kategorie explizit zu formulieren. Es sollte sich jedoch um eine Kategorie handeln, in die diejenigen Objekte fallen, die von den betroffenen Völkern selbst bestimmt werden.

           Bei der Begriffsbestimmung, was schutzwürdige kulturelle Gegenstände sind, werden aber wesentliche Fragen unberührt gelassen, die etwa die Bewahrung, den Schutz und die Kontrolle der entsprechenden Kulturgüter betreffen. Abgesehen von der Bestimmung der Gegenstände, die von den Normen zum Kulturgüterschutz abgedeckt werden, sind daher die Festlegung bestimmter Rechte daran und deren Regulierung von wesentlicherer Bedeutung. Wer darf über diese Objekte unter welchen Voraussetzungen verfügen? Wer ist für ihre Erhaltung verantwortlich? Wie weit geht diese Verantwortung? Um die Beantwortung u. a. dieser zentralen Fragen geht die Regulierung des Eigentumsregimes, die durch innerstaatliche Normen festgelegt wird. Die Betrachtung davon bildet das Ziel des folgenden Kapitels der Arbeit.
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            4. Kapitel: Das Eigentum an Kulturgütern
          

        

      

      
        
           Im folgenden Kapitel wird hauptsächlich das innerstaatliche Recht aufgrund des Umstandes betrachtet, dass die Regulierung des Eigentums die innere Angelegenheit eines jedes Staates ist. Weil sich aber letzteres zum Teil vom oben behandelten supranationalen Instrumentarium ableitet, werden die relevanten Normen der 1970er UNESCO-Konvention und der 1976er San Salvador-Konvention zuerst erwähnt. Nationale Gesetze favorisieren zwar in der Regel das Staatseigentum, jedoch gewährleisten sie auch das Privateigentum; für dieses bestehen aber bestimmte Einschränkungen, die im folgenden Kapitel im Einzelnen betrachtet werden. Dabei werden zwei Konstellationen unterschieden: Beschränkungen im engeren Sinne und Beschränkungen im weiteren Sinne. Anschließend werden die die Kulturgüter der indigenen Völker betreffenden Aspekte der Regulierung des Eigentums dargelegt.

          a. Allgemeines

           Das Eigentum ist zunächst verfassungsrechtlich gewährleistet. In der Regel wird dieses Recht durch privatrechtliche Bestimmungen gestaltet und geregelt. Das Rechtsinstitut Eigentum wurde und wird jedoch aufgrund der Bedeutung seines Gegenstandes für die Allgemeinheit mittels spezieller in der Verfassung verankerter Normen eingeschränkt und beschränkt. Solche Normen werden heutzutage wegen neuer Bedürfnisse herausgefordert. Ausschlaggebend hierfür sind neue Herstellungsformen, wie etwa in der Informations-Technologie, sowie die Nutzung kultureller Produkte und Ressourcen. Häufig sind letztere immaterieller Natur: Lieder, Tänze oder technologische Erkenntnisse. Es können aber auch materielle Gegenstände sein, die etwa von indigenen Gruppen stammen, die als differenzierte Kulturgruppe immer wieder eigene Interessen und Rechte beanspruchen. Unterschiedliche Fragen drehen sich weiterhin darum, wie in diesem Zusammenhang Rechte von Subjekten anerkannt und geregelt werden können, deren Rechtsstatus selbst noch nicht ganz klar ist. Wie können solche Rechte zu bestimmten Gegenständen konfiguriert werden, die traditionellerweise dem Staat oder Privaten (Museen, Sammler, Forschungsinstitute und Individuen) zugeordnet sind oder zum public domain gehören, die jedermann besetzen bzw. benutzen darf?1 Wie können solche Rechte ausgestaltet werden?

           Die Normierung des Privateigentums an materiellen Kulturgütern wird jedoch im Folgenden anhand der Normen betrachtet, die in den in der vorliegenden Arbeit behandelten lateinamerikanischen Ländern das Eigentum regeln. Dabei wird seine Einschränkung mittels öffentlich-rechtlicher, auf den Schutz der Kulturgüter gezielter Bestimmungen berücksichtigt. Die oben gestellten, zum Teil noch unbeantworteten Fragen fordern eine neue umfassendere Annäherung an die traditionellen Eigentumsregelungen,2 die dennoch im Rahmen der folgenden rechtsvergleichenden Analyse der geltenden nationalen Kulturgüterschutzbestimmungen keinen Platz finden können.

          b. Das Eigentum an Kulturgütern in supranationalen Rechtsinstrumenten

           Wegen der Relevanz des jeweiligen nationalen Eigentumsregimes zum Schutz von Kulturgütern befinden sich in den hier betrachteten völkerrechtlichen Rechtsinstrumenten gewisse Regelungen, die das Eigentum an Kulturgütern betreffen. Dies ist der Fall bei der 1970er UNESCO-Konvention und der San Salvador-Konvention. Die 1995er UNIDROIT-Konvention, deren Normen selbstvollziehend und somit direkt anwendbar sind, berührt ihrerseits das Privateigentum nur, sofern es sich um Kulturgüter handelt, die illegal ausgeführt und gutgläubig erworben worden sind.3

           Bei der Erarbeitung der 1970er UNESCO-Konvention wurde vorgeschlagen, die Anerkennung des Eigentums an bestimmten Kulturgütern einzuschließen. Und zwar sollten Regelungen zugunsten des Staates und öffentlicher bzw. privater Einrichtungen, weiterhin für Staatsangehörige des betreffenden Staates sowie für Ausländer mit Aufenthaltsstatus getroffen werden.4 Diese Regelungen sollten Kulturgüter erfassen, die unter folgende Kategorien fallen: (a) durch die individuelle oder kollektive Schaffenskraft von Angehörigen des betreffenden Staates entstandene Kulturgüter; (b) innerhalb des Hoheitsgebiets des Staates geschaffene Kulturgüter; (c) durch archäologische, ethnologische oder naturwissenschaftliche Expeditionen mit Zustimmung der zuständigen Behörden des Ursprungslandes erworbene Kulturgüter; (d) auf Grund freier Vereinbarung ausgetauschte Kulturgüter; (e) als Geschenk entgegengenommene oder mit Zustimmung der zuständigen Behörden des Ursprungslandes rechtmäßig erworbene Kulturgüter; und (f) von einem Staat oder dessen Angehörigen vor dem Inkrafttreten der Konvention erworbene Kulturgüter. Wie oben dargelegt,5 wurde jedoch diese Bestimmung im definitiven Text der Konvention anders gestaltet. Die Kategorien blieben zwar im Grunde genommen gleich, es wurde aber auf das Eigentum an den in die genannten Kategorien fallenden Kulturgütern kein Bezug genommen. Im Gegensatz dazu werden sie nur mit dem Kulturerbe eines jedes Staates verknüpft.6

           Im revidierten Entwurf der UNESCO-Konvention wurde weiterhin die Verpflichtung jedes Staates eingetragen, das Recht jedes anderen Staates anzuerkennen, bestimmte Kulturgüter zu klassifizieren und als unveräußerlich zu erklären. Infolgedessen dürften die so erklärten Kulturgüter ipso facto nicht exportiert werden. Diese Verpflichtung befand sich bereits im vorherigen (ursprünglichen) Entwurf.7 Sie ist im definitiven Text der 1970er UNESCO-Konvention8 folgendermaßen zu finden:

          
            Die Vertragsstaaten verpflichten sich ferner im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung […], das unantastbare Recht jedes Vertragsstaats anzuerkennen, bestimmtes Kulturgut als unveräußerlich einzustufen und zu erklären, dass es daher ipso facto nicht ausgeführt werden darf.

          

           Die Leistungsfähigkeit der Vorschrift wird aber auf die Anerkennung ausländischer Exportverbote beschränkt. Zum einen betrifft der Artikel 13 Buchst. d lediglich die ex lege originis unveräußerlichen Kulturgüter.9 Zum anderen wird die Verpflichtung des Artikels dadurch relativiert, dass jeder Staat sie „im Rahmen seiner innerstaatlichen Rechtsordnung“ erfüllen muss. So wurde sichergestellt, dass keine Handlung erforderlich wird, die mit den inneren Gesetzen nicht überstimmt.10 Aus Artikel 13 Buchst. d ergibt sich keinerlei unmittelbare Anwendung, er wird daher kaum praktische Bedeutung entfalten können.11

           Auf regionaler Ebene wird das Prinzip der innerstaatlichen Regelung des Eigentums an Kulturgütern ausdrücklich eingeschlossen. Es wird in den regionalen Instrumenten somit keine materielle Norm erfasst, sondern die Bestimmung ist, was das Eigentum angeht, ist das nationale Recht anwendbar. Laut Artikel 7 der San Salvador-Konvention ist das Eigentum an Kulturgütern in diesem Sinne nach den nationalen Rechtsordnungen zu regeln.12

          c. Das Eigentum an Kulturgütern im innerstaatlichen Recht

          I. Allgemeines

           Das Eigentum ist von jeder nationalen Verfassungsordnung gewährleistet. Sofern es das „umfassendste Zuordnungsrecht an Sachen“ ist, ist das traditionellerweise der zentrale Begriff sowohl für das den Bürgern zuerkannte individuelle Recht als auch für die wirtschaftliche Ordnung des Staates.13 Das umfassendste Zuordnungsrecht ist das Eigentum wegen der zwei Pfeiler, auf denen es ruht, die einerseits Person-Gegenstand-Beziehungen und andererseits Person-Person-Beziehungen entsprechen. Zum einen ist dem Berechtigten der Gegenstand unmittelbar zugewiesen, sodass er ohne Erlaubnis einer anderen Person auf ihn einwirken kann; außerdem steht dem Eigentümer jede zugelassene Nutzungs- und Verwendungsmöglichkeit an dem Gegenstand zu. Zum anderen wirkt das Eigentum gegen „jedermann, der in die Eigentumsbeziehung irgendwie eingreift“, d. h. der Gegenstand wird zur exklusiv alleinigen Nutzung dem Eigentümer zugewiesen und alle anderen werden ausgeschlossen.14

           Die Grundlage des Eigentums befindet sich in den jeweiligen verfassungsrechtlichen Normen und in den davon abgeleiteten Gesetzen. Das Privateigentumsrecht in diesen Normen darf dennoch vom Staat selbst begrenzt bzw. eingeschränkt werden. Somit äußert sich die Sozialpflichtigkeit des Eigentums,15 denn in den Verfassungen findet man im Regelfall neben der Gewährleistung des Eigentums als Grundrecht des Individuums eine auf dem „Wohl der Allgemeinheit“16 gegründete Pflicht. Die nationalen Verfassungen Lateinamerikas sprechen üblicherweise von der Sozialfunktion des Eigentums. So postuliert beispielsweise die Verfassung Boliviens aus dem Jahr 2009: „Jedermann hat das Recht auf das individuelle oder kollektive Privateigentum, vorausgesetzt, dass es eine Sozialfunktion erfüllt.“17 Dadurch wird der Gesetzgeber ermächtigt, Schranken des Eigentums zu bestimmen.

           In den Staaten Lateinamerikas, die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind, wird diese Aufgabe bis zu einem bestimmten Punkt von dem Verfassungsgeber selbst erfüllt. Dies kommt im Bereich Kulturgüterschutz zum Ausdruck. Aufgrund des Interesses der Allgemeinheit an gewissen Gütern mit kultureller, historischer und künstlerischer Bedeutung liegen die Rechte an Kulturgütern nicht nur bei dem jeweiligen Eigentümer, sondern bei einem viel größeren Personenkreis. Aus diesem Grund stoße der traditionelle Eigentumsbegriff im Bereich Kulturgüterschutz, wie Weidner erläutert, an seine Grenzen.18

           Abgesehen von besonderen Ausnahmen, sind das Eigentumsrecht an Kulturgütern und seine Ausübung dem allgemeinen Eigentumsregime unterworfen. Mehrere Staaten haben aber spezielle Regelungen bezüglich des Eigentums an diesen Gütern vorgeschrieben. So unterliegt etwa der Handel mit Kulturgut in vielen Rechtsordnungen Beschränkungen. Als überindividuelle Aufgabe trifft der Kulturgüterschutz regelmäßig auf die individuellen Belange des Kulturgutsbesitzers.19 Solange Kulturgüter im Eigentum von Bürgern stehen, kann ein wirksamer Kulturgüterschutz nur durch die Beschränkung der Eigentumsfreiheiten stattfinden. Daraus resultiert allerdings, dass mehr Sicherheit für den Eigentümer garantiert werden kann.20 Der Umfang und die Konfiguration solcher beschränkenden Bestimmungen weichen dennoch je nach Rechtsordnung voneinander ab.21

           Nach den Verfassungen einiger Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention genießen die Gegenstände, die Bestandteil des „nationalen Kulturerbes“ sind, einen besonderen Schutz. In der Regel werden solche Güter als unveräußerlich eingestuft, d. h. Kulturgüter dürfen teils gar nicht übereignet werden, teils nur dann, wenn besondere Voraussetzungen vorliegen. Die Unveräußerlichkeit schränkt die Verkehrsfähigkeit der betroffenen Sache nur teilweise ein, wenn etwa ihre Verpfändung oder Ersitzung möglich bleibt.22 Daher werden solche Güter manchmal nicht nur als unveräußerlich erklärt, sonder auch von Verpfändung und Ersitzung ausgeschlossen. Dies ist der Fall in den Verfassungen von Bolivien, Ecuador und Guatemala.23 In anderen Staaten werden Kulturgütern diese drei Merkmale – Unveräußerlichkeit, Unpfändbarkeit24 und Ausschluss der Ersitzung – bzw. manche davon nicht im Verfassungstext, jedoch in besonderen Gesetzen zugewiesen, wie etwa in Honduras,25 Nicaragua26 und Peru.27 Dies wird jedoch nicht immer auf dieselbe Art und Weise bestimmt.

          II. Staats- und Privateigentum an Kulturgütern

           Die Rechtsordnungen Mittel- und Südamerikas tendieren dazu, das Staatseigentum gegenüber dem Privateigentum an Kulturgütern zu favorisieren. Es ist nicht ungewöhnlich, dass entweder bestimmte Kulturgegenstände (in der Regel Fund oder Schatzfund) bei ihrer Entdeckung Eigentum des Staates werden oder sämtliche Kulturgüter zum Staatseigentum deklariert werden, auch dann, wenn sie noch gar nicht entdeckt sind. Mit dem Erlass von Regelungen solcher Art wird selbstverständlich versucht, die Ausbeutung ihrer kulturellen, meistens archäologischen Gegenstände zu reduzieren.28 Denn diese Gesetze sollen eine Kontrolle bei Ausgrabungen sicherstellen und somit Raubgrabungen verhindern. Sie richten sich aber auch auf die Sicherstellung der Objekte selbst und der aus dem Gesamtzusammenhang gewonnenen Informationen.

           Kulturgütern kann ihre rechtliche Verkehrsfähigkeit auf unterschiedliche Weise entzogen werden. Im Allgemeinen dient das dazu, sie als öffentliches Eigentum zu deklarieren, bestimmte (klassifizierte) Kulturgüter in das Eigentum der öffentlichen Hand zu überführen oder Kulturgüter als ausschließliches Staatseigentum einzuordnen. Weidner zufolge gehören Kulturgüter laut den Rechtsordnungen von mittelund südamerikanischen Staaten zum ausschließlichen Staatseigentum. Außerdem werden darin die Unveräußerlichkeit dieser Güter und deren Unverjährbarkeit bestimmt.29 Bei den in der vorliegenden Arbeit behandelten Rechtsordnungen mehrerer lateinamerikanischer Staaten ist das jedoch nicht immer der Fall, denn das Eigentum von Privaten an Kulturgütern wird in verschiedener Form und unter unterschiedlichen, in den Gesetzen festgestellten Umständen anerkannt.

           In Rechtsordnungen mittel- und südamerikanischer Staaten werden Kulturgüter entweder Staatseigentum bzw. öffentliches Eigentum des Staates30 oder bleiben Privateigentum bzw. Eigentum Privater, jedoch unter besonderen Beschränkungen. Rechte von Privatpersonen blieben jedoch in manchen Fällen unberührt. In Costa Rica wurde durch das Gesetz 6703 versucht, das Eigentum von Privatpersonen zugunsten des Staates streng einzugrenzen. Ursprünglich erkannte das Gesetz kein eigentliches Eigentumsrecht an archäologischen Gütern zugunsten Privatpersonen an, indem sie reine Besitzer waren.31 Diese Bestimmung wurde jedoch 1983 als verfassungswidrig eingestuft. Eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofes Costa Ricas hat in der Tat mehrere Bestimmungen dieses Gesetzes als verfassungswidrig erklärt, damit das Privateigentum in diesem Bereich gewährleistet werden kann.32 Im Gegensatz dazu sind aber in Argentinien alle archäologischen und paläontologischen Gegenstände nach dem Gesetz 25743, je nach dem Fundort, öffentliches Eigentum des Staates, der Provinzen oder Gemeinden.33

           Das Gesetz 3501 von Ecuador erklärt Kulturgüter in einem umfassenden Katalog als zum Kulturerbe des Staates gehörig.34 Dies stellt dennoch keine Deklarierung zum Staatseigentum dar.35 Das Gesetz schreibt aber vor, dass archäologische Gegenstände, die aus präkolumbischen oder kolonialen Zeiten stammen, einschließlich menschlichen Überresten und Überresten der Flora und Fauna, die noch nicht entdeckt wurden, dem Staat gehören. Dasselbe betrifft auch diejenigen Güter in privater oder öffentlicher Hand, die innerhalb der von der zuständigen Behörde festgestellten Frist nicht mitgeteilt wurden. Das Eigentumsrecht wird in diesen Fällen vom Institut für Kulturerbe ausgeübt.36 Mit dieser Vorschrift, die eine echte Deklarierung des Staatseigentums darstellt,37 werden nicht registrierte Güter wie besitzloses Eigentum behandelt. Die Kulturgüter, die als Kulturerbe kraft Gesetzes klassifiziert sind bzw. von der zuständigen Behörde als solche deklariert wurden und Privaten gehören, bleiben jedoch Privateigentum. Der Eigentümer wird an der Ausübung seiner Eigentumsrechte nicht gehindert. Der Grund dafür könnte u. a. darin liegen, dass es praktisch unmöglich wäre, die Erhaltung solcher Gegenstände allgemein einer staatlichen Kontrolle zu unterwerfen.38 Die Ausübung des Eigentumsrechts kann allerdings durch unterschiedliche Bestimmungen eingeschränkt werden. Privateigentum an Kulturgütern ist also in der Rechtsordnung Ecuadors möglich.39 Kulturgüter dürfen nach dem Gesetz über das Kulturerbe von El Salvador sowohl öffentliches als auch privates Eigentum sein.40 Ähnlich wie in Ecuador schreibt dieses Gesetz jedoch vor, dass das auf Schutz und Erhaltung gerichtete Privateigentum an Kulturgegenständen vom zuständigen Ministerium nur dann anerkannt wird, wenn es identifiziert und registriert wurde.41

           In Peru kann man zwei Gruppen unterscheiden. In der ersten Gruppe gelten noch nicht entdeckte Güter des nationalen Kulturerbes und archäologische Gegenstände, die keiner Privatperson gehören, sowie auch jedes unbewegliche präkolumbische Objekt42 als Eigentum des Staates. Dazu gehören auch diejenigen Kulturobjekte, die illegal exportiert worden sind, bzw. diejenigen, deren Export auf rechtswidrige Weise versucht wurde, es sei denn, es handelte sich um gestohlene Güter.43 Zu der zweiten Gruppe gehören die übrigen Gegenstände des nationalen Kulturerbes, die nicht aus präkolumbischer Zeit stammen; sie dürfen sowohl dem Staat als auch Privatpersonen gehören. Archäologische Gegenstände sind entsprechend im Gesetz 28296 Perus von Ersetzung ausgeschlossen und werden als „unantastbar“ („intangibles“) erklärt. Die Bedeutung des letztgenannten Begriffes ist zwar uneindeutig, jedoch ist er im Lichte des Artikels 5 Abs. 2 auszulegen, dem zufolge die unautorisierte Ausgrabung, die Entfernung, der Verkauf und die Verheimlichung solcher Güter bestraft werden.

           Das Privateigentum an Kulturgütern ist von den Kulturgüterschutzgesetzen Perus seit jeher verbrieft. Bereits zu Kolonialzeiten war das Privateigentum von beweglichen und unbeweglichen kulturellen Gegenständen anerkannt. Anfang des 20. Jahrhunderts versuchte der peruanische Gesetzgeber jedoch, die Plünderung des nationalen Kulturerbes dadurch zu unterbinden, dass kulturelle Gegenstände ausschließlich Eigentum des Staates waren. Trotzdem wurde später eine einschlägige Gesetzgebung wegen des Mangels an materiellen Ressourcen für die Einrichtung und Erhaltung eines Registers für nicht praktikabel gehalten. Bei der Ausarbeitung der gegenwärtigen Normative, die das Privateigentum erlaubt, wird auch auf die Gewährleistung des Privateigentums in der Verfassung geachtet.44

          d. Beschränkung des Eigentums

           Es wurde bereits erwähnt, dass die herausgehobene Position der Kulturgüter und deren gesellschaftliche Bedeutung es erlauben, dass das gesamtstaatliche Interesse daran Vorrang vor den Interessen des Einzelnen hat. Dies hat bewirkt, dass das Eigentum entweder direkt oder indirekt durch die Gesetze zum Kulturgüterschutz angetastet wird. In diesem Zusammenhang sind nicht nur Regelungen zu finden, die das Eigentum – und unter gewissen Umständen auch weitere dingliche Rechte – an einem bestimmten Kulturgut betreffen, sondern auch Rechte an anderen Gütern, die in einer gewissen Form mit Kulturgütern in Verbindung stehen, wie etwa das Grundstück, auf dem das Gut sich befindet, oder benachbarte Gebäude.

           Im Folgenden werden einerseits diejenigen Regelungen erörtert, die das Eigentumsrecht beschränken, wenn dieses Recht Kulturgüter als Gegenstand hat. Beschränkende Regelungen stehen in Verbindung mit der Verkehrsfähigkeit der Güter (u. a. Veräußerlichkeit) sowie mit deren Integrität (u. a. Erhaltungspflicht und Vollständigkeit von Sammlungen) und mit bestimmten Pflichten (u. a. Genehmigungsgebot und Mitteilungspflichten). Andererseits werden diejenigen Kulturgüterschutzbestimmungen behandelt, die so formuliert sind, dass sie das Eigentum bzw. manche dinglichen Rechte an weiteren, mit Kulturgütern verknüpften Objekten eingrenzen. Zwar wurden spezielle Gesetze zum Kulturgüterschutz in allen Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention beschlossen, in denen Bestimmungen etwa zur Erhaltung, zum innerstaatlichen Rechtsverkehr und zur Ausfuhr festgelegt sind, jedoch wurden bestimmte (präventive sowie auch korrektive und strafrechtliche) Maßnahmen durch die Zollgesetzgebung, das Verwaltungsrecht und das Strafgesetzbuch geregelt. Im Folgenden liegt der Fokus aber auf denjenigen Bestimmungen, die in den nationalen Kulturgüterschutzgesetzen stehen.

           Um die in manchen lateinamerikanischen Staaten darauf gerichteten gesetzlichen Bestimmungen systematisch darstellen zu können, kann man zwischen denjenigen Bestimmungen, die das Eigentumsrecht – und in manchen Fällen auch andere dingliche Rechte – einschränken, und denjenigen, die seine Ausübung einigermaßen bedingen, unterscheiden. Bei der Darstellung der Beschränkungen, die sich aus den Kulturgüterschutzgesetzen ergeben, werden entsprechend zwei Konstellationen unterschieden:

          
            	
              Beschränkungen, die das Eigentum in seinen Kernbefugnissen antasten (Beschränkungen im engeren Sinne), und

            

            	
              Beschränkungen, die die Substanz des Eigentums unangetastet lassen,45 aber seine freie bzw. komplette Verfügbarkeit beeinträchtigen (Beschränkungen im weiteren Sinne).

            

          

          e. Beschränkung des Eigentums an Kulturgütern

          I. Beschränkungen im engeren Sinne

           Die Kernelemente bzw. Grundbefugnisse, die sich vom Eigentum ableiten, sind bereits in der in den Rechtsordnungen (zivilrechtlichen Bestimmungen) von lateinamerikanischen Staaten aufgenommenen Definition des Eigentums zu finden. Das Eigentum ist das absolute und exklusive Recht an einer Sache („derecho exclusivo y absoluto sobre una cosa“).46 Das Eigentumsrecht ist absolut, weil es unter allen dinglichen Rechten die meisten und breitesten, von der Rechtsordnung zugelassenen Nutzungs- und Verwendungsmöglichkeiten einschließt. Die Absolutheit bedeutet in diesem Zusammenhang einerseits, dass der Eigentümer die Sache nutzen und verwenden („usar y gozar de la cosa“) darf. Unter Verweis auf das römische Recht wird das auch ius utendi genannt. Andererseits besagt die Absolutheit, dass dem Eigentümer nicht nur die Sache an sich, sondern auch die von der Sache abgeleiteten bzw. derivierten Sachen gehören (auch ius fruendi genannt). Zum letzteren folgt aus der Absolutheit des Eigentumsrechts, dass dem Eigentümer das ius abutendi, d. h. das Recht auf Verfügung über die Sache, zusteht. Er kann also bestimmen, was mit der Sache geschehen soll, ob sie etwa veräußert wird. Außer der Absolutheit gehört zu den Kernbefugnissen des Eigentums die Exklusivität, was in diesem Kontext heißt, dass die Sache dem Eigentümer zur exklusiv alleinigen Nutzung zugewiesen wird; alle anderen sind ausgeschlossen.47

           Den dargelegten zivilrechtlichen Prinzipien sind nicht nur Privatpersonen unterworfen, sondern auch der Staat, solange Kulturgüter unter sein „privates“ Eigentum fallen.48

           Aus Kulturgüterschutzbestimmungen sich ergebende Beschränkungen können die Absolutheit – in der Form des ius utendi, ius fruendi oder ius abutendi – oder die Exklusivität des Eigentums einschränken. Das Recht auf Verfügung über das Gut (ius abutendi) wird von denjenigen Bestimmungen direkt betroffen, die die Unveräußerlichkeit von Kulturgütern festlegen. Der Eigentümer darf nach solchen Bestimmungen nicht ohne weiteres bestimmen, was mit dem Kulturgut geschehen solle, also ob das Gut etwa übereignet wird. Weitere Beschränkungen können das Recht auf Nutzung und Verwendung des Gutes (ius utendi) in dem Sinne betreffen, dass das entsprechende Gut erhalten werden muss. Kulturgüter müssen erhalten werden, und zwar nicht auf irgend beliebige Weise, sondern in dem Zustand, der vor dem kulturellen Charakter des Gutes Respekt bezeugt. Ebenfalls kann dieses Recht beispielsweise dadurch eingeschränkt werden, dass Kulturgüter, die eine Sammlung bilden, zusammen bleiben müssen. Bei letzterem kann die Exklusivität, d. h. das Recht darauf, alle anderen von der Nutzung bzw. Verwendung des Gutes auszuschließen, dann beeinträchtigt werden, wenn das Gut, etwa in einem Museum, zugänglich gemacht werden muss.

          1. Unveräußerlichkeit

           Regelungen, die die Unveräußerlichkeit der Kulturgüter festlegen bzw. auf die Veräußerlichkeit kultureller Güter einwirken, bilden in den Kulturgüter-schutzgesetzen Lateinamerikas eine der wichtigsten Formen zur Eingrenzung des Eigentumsrechts. Es ist nicht ungewöhnlich, dass sie nicht nur für die Kulturgüter, die dem Staat gehören, sondern auch für diejenigen, die sich in Privathand befinden, erlassen wurden.

           Dem Staat gehörende Kulturgüter können in sein Privateigentum fallen, wobei sie denselben Normen wie die in privaten Händen befindlichen Güter unterliegen. Sie fallen aber im Regelfall in das öffentliche Eigentum des Staates. Das gilt beispielsweise in Argentinien für archäologische Objekte und paläontologische Überreste. Sie fallen entweder in das öffentliche Eigentum („dominio público“) des nationalen Staates oder in die Provinzen bzw. Regionalregierungen, je nach dem Standort des Gutes.49 Das öffentliche Eigentum unterliegt Regeln des öffentlichen Rechts und somit dem dinglichen Regime der Unveräußerlichkeit und Unverjährbarkeit. Dies folgt aus der Notwendigkeit für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben und aus der Tatsache, dass diese Gegenstände zum unmittelbaren Nutzen für die Allgemeinheit bestimmt sind.50

           Die Unveräußerlichkeit ist in manchen Rechtsordnungen Lateinamerikas in der Verfassung selbst (z. B. in Bolivien, Ecuador und Guatemala)51 verankert, sodass sie in diesen Ländern ein verfassungsrechtliches Prinzip bildet. In anderen Fällen ist die Veräußerlichkeit von Kulturgut durch die Bestimmungen der Kulturgüterschutzgesetze Restriktionen unterworfen. In einigen Schutzgesetzen werden die Kulturgüter zwar nicht ausdrücklich als unveräußerlich qualifiziert, jedoch dürfen sie nicht durch Verkauf, Schenkung bzw. Übertragung durch Erbfolge übergeben bzw. erworben werden (Honduras).52 Nach Wiedner werden die betroffenen Güter in solchen Fällen im Grunde genommen nicht unveräußerlich, weil – obwohl sie dem Geschäftsverkehr tatsächlich entzogen werden und daher die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts beeinträchtigt wird – ihr rechtlicher Status dadurch nicht berührt wird. Wenn Kulturgüter als unveräußerlich qualifiziert sind, wie in den erwähnten Verfassungen Boliviens, Ecuadors und Guatemalas, besteht eine rechtliche Unmöglichkeit, aufgrund deren jedes auf ihre Rechtsübertragung gerichtete Rechtsgeschäft nichtig wäre. Verstöße gegen die Unveräußerlichkeitsregeln können, wie im Falle dieser Regelung im Gesetz von Honduras, mit der Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts sanktioniert werden. Es kann aber auch darauf gerichtete strafrechtliche Normen geben, durch die die Wirksamkeit der Übertragung jedoch nicht beeinträchtigt wird.53

           Wenn aber die Übereignung bzw. die Übertragung des Besitzes eines solchen Gutes verboten wird – es sei denn, es läge, wie in Nicaragua, eine Genehmigung vor54 –, dann ergibt sich daraus noch keine Unveräußerlichkeit. Die Rechtsfähigkeit solcher Güter, veräußert zu werden, wird lediglich dadurch begrenzt, dass sie nicht frei stattfinden kann. Obwohl die entsprechenden Güter auf diese Weise der Privatperson gehören und daher von ihr veräußert werden können, erlaubt eine solche Bestimmung, dass der Staat (die zuständigen Behörden) erfährt, wo und in welchen Händen sich das entsprechende Gut befindet.

           In Guatemala findet man kein allgemeines Verbot für die Veräußerung von allgemein definierten oder klassifizierten Kulturgütern, sondern eine Bestimmung zum Verbot der Kommerzialisierung, die sich lediglich auf prähispanische archäologische Gegenstände bezieht.55 Hier findet man auch keine Unveräußerlichkeitsklausel, denn das Gut darf durch Schenkung oder Ersitzung erworben werden. Jedoch wurde die Veräußerungsfähigkeit des Gutes hinsichtlich entgeltlicher bzw. auf Gegenleistung durchgeführter Rechtsgeschäfte begrenzt.

           Eine besondere Veräußerungseingrenzung findet man im Kulturgüterschutzgesetz von Paraguay, wo Kulturgüter nur an Personen mit dauerhaftem Wohnsitz in Paraguay veräußert werden dürfen.56 Eine weitere, auf die Person des Erwerbers bezogene Eingrenzung befindet sich im Kulturgüterschutzgesetz von Peru, in dem verboten wird, Kulturgüter an Personen zu veräußern, die wegen Delikten gegen das Kulturerbe verurteilt worden sind. Widrigenfalls ist das Rechtsgeschäft nichtig.57

           Neben der Unveräußerlichkeitsklausel ist in manchen Rechtsordnungen vorgesehen, dass Kulturgüter von der Ersitzung ausgeschlossen werden.58 In Peru erklärt das Gesetz zum Kulturerbe der Nation (Gesetz 28296) unbewegliche präkolumbische Güter als unveräußerlich und unverjährbar.59 Das guatemaltekische Gesetz erklärt im Allgemeinen alle kulturellen Staatsgüter60 für unveräußerlich und von Ersitzung ausgeschlossen. Aus solchen Bestimmungen folgt keine Beschränkung des Eigentumsrechts. Jedoch werden die bestehenden zulässigen Formen des Eigentumserwerbs reduziert.

          a) Beschränkung durch öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Bestimmungen

           Angesichts des Fehlens einer Unveräußerlichkeitsregel für Kulturgut im deutschen Recht schlug Jaeger zwei Wege zur Formulierung einer gesetzlichen Regel vor, durch die die betreffenden Gegenstände aus dem freien Handel ausgenommen werden. Damit könnte Kultur-, Museums- und Archivgut in öffentlicher Hand vor gutgläubigem Erwerb durch Dritte geschützt werden. Er sprach von einer öffentlichrechtlichen und einer privatrechtlichen Lösung. Einerseits sei eine Widmung zum Gemeingebrauch im öffentlich-rechtlichen Bereich denkbar, sodass Kulturgüter in öffentlichen Sammlungen durch privatrechtliche Verfügungen oder Verfügungen im Wege der Zwangsvollstreckung nicht berührt würden. Andererseits würden Änderungen bzw. Ergänzungen von privatrechtlichen Normen, nämlich Vorschriften des BGB, eine andere Lösung darstellen. Solche Änderungen richten sich auf die Unverjährbarkeit von Herausgebeansprüchen der öffentlichen Museen, Sammlungen und Archive und auf die Nicht-Anwendung der Vorschriften über gutgläubigen Erwerb, Ersitzung und Eigentumserwerb infolge Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung.61

           Vor allem scheint es fraglich, ob in diesem Zusammenhang die Unterscheidung zwischen öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Normen hinsichtlich der Rechtsordnungen lateinamerikanischer Staaten von Bedeutung ist. Dazu ist einerseits zu sagen, dass die Diskussion über die Existenz einer strikten Differenzierung zwischen öffentlich-rechtlichen und rein privatrechtlichen Normen noch immer kontrovers geführt wird. Andererseits ist die Qualifikation der Kulturgüterschutzbestimmungen als öffentlich-rechtlich mit territorial begrenzter Anwendung mit einem Fragezeichen zu versehen.62 Allerdings war die Differenzierung zwischen öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Bestimmungen bei der Einklagung der Herausgabe von lateinamerikanischen Kulturgütern im Ausland nicht entscheidend.63

           Geht man trotzdem von einer solchen Unterscheidung aus, kann man behaupten, dass die Bestimmungen über das Kulturgütereigentum in Lateinamerika in der Regel öffentlich-rechtlich ausgeformt sind. Wie oben erwähnt, ergibt sich die Unveräußerlichkeit in manchen Ländern Lateinamerikas aus der Verfassung selbst; in manchen Fällen ist sie aber in Kulturgüterschutzgesetzen enthalten, deren Durchsetzung auf dem Verwaltungsweg stattfindet. Jaeger verbindet die Bestimmungen mit öffentlichrechtlichem Charakter aber mit der Rechtsfigur der Widmung zum Gemeingebrauch. Er schlägt vor, eine allgemeine Widmung zum Gemeingebrauch registrierter Kulturgüter im Gesetz vorzuschreiben.64 Entstünde eine allgemeine, auf bestimmte Kategorien von Gütern bezogene Widmung unmittelbar durch ein Gesetz, dann folge daraus, dass alle Güter, die in die zum Gemeingebrauch gewidmete Kategorie fallen, automatisch zu Sachen im Gemeingebrauch würden.65

           In den Rechtsordnungen Mittel- und Südamerikas wird die Widmung zum Gemeingebrauch in Gesetzen zum Kulturgüterschutz auf unterschiedliche Weise vorgenommen. Drei Konstellationen lassen sich in diesem Sinne unterscheiden. Erstens, bestimmte mit Kulturgütern verbundene Tätigkeiten werden dem Gemeingebrauch gewidmet, wie etwa im Kulturgüterschutzgesetz Costa Ricas, in dem Forschung, Konservierung und Restaurierung des historisch-architektonischen Erbes als „von gemeinem Interesse“ erklärt werden.66 Zweitens, Gründe zur Widmung zum Gemeingebrauch werden festgelegt, wie im Gesetz zum Schutz des nationalen Kulturerbes Nicaraguas, das vorschreibt, dass die geschützten Güter aus gemeinnützigen Gründen enteignet werden dürfen. Solche Gründe sind diesem Gesetz nach: technische Notwendigkeit; Erhaltungsbedarf wegen Nichterfüllung durch den Eigentümer; Verhinderung von Schäden, Herausgabe.67 Drittens, eine „bedingte“ Widmung zum Gemeingebrauch wird festgeschrieben, wie im Kulturgüterschutzgesetz Perus, in dem unbewegliche Güter des Kulturerbes dem Gemeingebrauch gewidmet werden, wenn eine vom nationalen Institut für Kultur erklärte Zerstörungsbedrohung vorliegt.68 In diesem Fall ist es nicht notwendig, dass das Kulturgut durch eine hoheitliche Entscheidung bei dem Enteignungsverfahren dem Gemeingebrauch gewidmet wird. Liegt also ein gemeinnütziger Grund (etwa Zerstörungsbedrohung) vor, erfolgen die restlichen Schritte des Enteignungsvorfahrens direkt. Zwar wird der Gemeingebrauch in Verbindung mit Kulturgütern in Betracht gezogen, jedoch kann sich aus der Widmung zum Gemeingebrauch bei den genannten Konstellationen im Grunde genommen keine Legalenteignung69 ergeben.

           In Ecuador darf sich das Institut für Kulturerbe nach dem Dekret 3501 an den Staat bzw. die Gemeinde wenden, damit unbewegliche Kulturgüter oder benachbarte Gebäude dem Gemeingebrauch gewidmet werden.70 Durch diese Vorschrift werden Kulturgüter noch nicht zum Gemeingebrauch gewidmet, es wird lediglich die Zuständigkeit für die Widmung zum Gemeingebrauch festgestellt.

           In den Rechtsordnungen lateinamerikanischer Staaten befinden sich Bestimmungen für die Veräußerlichkeit also in den Kulturgüterschutzgesetzen, die öffentlichrechtlicher Natur sind und auf dem Verwaltungsweg durchgesetzt werden. Privatrechtliche Bestimmungen, die das Eigentum an Kulturgütern betreffen, sind in manchen Ländern in den jeweiligen Zivilgesetzbüchern zu finden. Normalerweise verweisen sie jedoch auf die speziellen Gesetze.71

           Es wurde bereits erwähnt, dass das allgemeine Gesetz zum Kulturerbe der Nation von Peru (Gesetz 28296) unbewegliche präkolumbische Güter als unveräußerlich und unverjährbar erklärt.72 Die restlichen Güter des nationalen Kulturerbes, die sowohl dem Staat als auch Privatpersonen gehören, dürfen im Inland frei veräußert werden.73 Diese freie Veräußerungsfähigkeit bedeutet aber nicht, dass das Gut ohne weiteres etwa verkauft werden dürfe. Jede Veräußerung kann nach dem Wortlaut des Gesetzes als nichtig erklärt werden, es sei denn, sie wäre den zuständigen Behörden mitgeteilt worden.74

           Die Unveräußerlichkeit wird ebenfalls, wie oben erwähnt, im Dekret 81-84 von Honduras dekretiert, indem Güter des Kulturerbes nicht verschenkt, angekauft, verkauft oder durch Erbfall erworben werden dürfen. Es ist weiterhin vorgesehen, dass die zuständige Behörde (hier: Instituto de Antropología e Historia) in solchen Fällen zu „Wiedererlangung“ des betroffenen Gegenstandes berechtigt ist.75 Weil der Staat bzw. eine öffentliche Einrichtung zuvor kein dingliches Recht an dem entsprechenden Objekt hatte, ist eine solche Berechtigung der Verwaltungsbehörde zur „Wiedererlangung“ eher als eine Art Enteignung zu interpretieren.

           Das argentinische Gesetz zum Schutz des archäologischen und paläontologischen Erbes lehnt die Veräußerung von Kulturgütern zwar nicht ab; sie regelt aber, in welcher Form sie stattfinden muss. Das Gesetz unterscheidet zwischen entgeltlichen und unentgeltlichen Veräußerungen. Unentgeltliche Veräußerungen von registrierten archäologischen oder paläontologischen Objekten durch Erbfall oder Schenkung sind lediglich an öffentliche Institutionen erlaubt. Bei entgeltlichen Veräußerungen solcher Güter muss der Eigentümer sie vorher dem Staat anbieten und nur bei dessen Ablehnung (innerhalb von drei Monaten) dürfen sie an Dritte veräußert werden.76 Eingeschränkt wird die Veräußerlichkeit von Kulturgütern auch im Kulturgüterschutzgesetz von Guatemala,77 in dem nur Staatsgüter – also nicht Kulturgüter in privaten Händen – unveräußerlich und von der Ersitzung ausgeschlossen sind. Sie dürfen aber aufgrund einer Genehmigung des Ministeriums für Kultur vermietet oder zur Nutznießung übereignet werden.78

          b) Geltung öffentlich-rechtlicher Bestimmungen im Ausland

           Worauf Jaeger hinweist, stoße die Durchsetzung ausländischen öffentlichen Rechts bei den Gerichten zum überwiegenden Teil noch auf Ablehnung.79 Es gab aber Fälle, in denen das Eigentum des Staates, das auf Vorschriften öffentlich-rechtlicher Natur basierte, von ausländischen Gerichten anerkannt wurde. Ecuador vs. Danusso stellt den Fall dar, der in diesem Zusammenhang am häufigsten zitiert wird. In diesem Fall entschied 1982 das Turiner Landesgericht über das Eigentum an 12.000 Exponaten von historischer und archäologischer Bedeutung, die von einer italienischen Privatperson (Danusso) zwischen 1972 und 1975 aus Ecuador nach Italien exportiert und 1975 von italienischen Behörden beschlagnahmt wurden.80

           Gemäß der damals in Ecuador geltenden Rechtsordnung81 hatte der Staat ein hoheitliches dingliches Recht („dominio eminente“) über die betreffenden Kulturgüter, die daher unveräußerlich und von Ersitzung ausgeschlossen waren. Auf ein solches hoheitliches dingliches Recht stützte Ecuador seine Wiedererlangungsklage. Dagegen behauptete Danusso, er hätte nach der Regel „possesso vale titolo“ bona fide Eigentum an den Gütern erworben.82 Denn er habe die Güter von einem ecuadorianischen Fachhändler eingekauft; nach italienischem Recht sei der Käufer, wenn ein Gut gutgläubig gekauft werde, rechtmäßiger Eigentümer des betreffenden Gutes. Diese Argumentation wurde vom Gericht zurückgewiesen,83 weil Danusso zuvor eingeräumt hatte, dass er sich sowohl der künstlerischen und ethnographischen Bedeutung der eingekauften Güter als auch des im ecuadorianischen Gesetz vorgesehenen Exportverbots von archäologischen Gütern bewusst gewesen sei.

           Das Turiner Gericht war außerdem davon überzeugt, Ecuador sei nach seiner Rechtsordnung zu einem in rem-Recht über die Güter berechtigt, deren Wiedererlangung erfolgreich sein könnte, wenn die Vorschriften der ecuadorianischen Rechtsordnung in Italien vollstreckt werden könnten. So hat das Turiner Gericht dargestellt, dass, obwohl nach italienischem Zivilrecht jedes Recht über bewegliche sowie unbewegliche Güter von der lex rei siatiae-Regel geregelt sei, diese Regel im vorliegenden Fall einer genaueren Interpretation bedürfe, denn die Güter aus Ecuador, Ursprungsland und Ort des Kaufes, seien nach Italien, Ort der Beschlagnahme, verbracht worden. Hier unterschied das Gericht zwischen dem Titel und dem Rechtsinhalt und wies darauf hin, dass der Titel, der das Recht verursacht, der Rechtsordnung des Ursprungslandes (Ecuador) unterworfen bleibe, während der Rechtsinhalt sich nach der Rechtsordnung des neuen Staates (Italien) richte. Das Gericht entschied, dass in diesem Falle die Rechtsordnung des Staates gelte, in dem der Titel gestaltet wurde, d. h. des Staates, in dem sich die Güter ursprünglich befanden und aus dem sie später entfernt wurden. Außerdem wurde vom Gericht geurteilt, die ecuadorianischen Normen über den Erwerb von historischen bzw. archäologischen Gütern seien kompatibel mit den entsprechenden italienischen Normen und gleichzeitig harmonierend mit den Grundsätzen des internationalen Rechtes, nämlich den in der 1970er UNESCO-Konvention aufgestellten Prinzipien. Dem Verständnis des Gerichtes zufolge bleibt das ecuadorianische hoheitliche dingliche Recht stehen und der ecuadorianische Staat konnte seine Revindikation darauf stützen.84

          c) Kurze Bewertung

           Zusammenfassend lässt sich die Lage der Unveräußerlichkeit von Kulturgütern in den Rechtsordnungen mittel- und südamerikanischer Staaten folgendermaßen darstellen. Geht man von den früheren Erläuterungen aus, dann kann man von einer absoluten und einer relativen Unveräußerlichkeit sprechen. Absolut ist die Unveräußerlichkeit, wenn sie sich als ausdrückliche Qualifizierung aus der Verfassung selbst oder aus einem verfassungsmäßigen Gesetz ergibt. Dies ist der Fall bei den oben genannten Verfassungsbestimmungen von etwa Bolivien, Ecuador und Guatemala. Im Gegensatz dazu kann eine relative Unveräußerlichkeit – d. h. eine begrenzte oder auf irgendwelche Weise beeinträchtigte Veräußerlichkeit – auf unterschiedliche Weise vorliegen, wobei mindestens drei Konstellationen unterschieden werden können. Erstens, die Festlegung besonderer Verbote, wie das Verbot von Schenkungen von im Gesetz erfassten Kulturgütern (Honduras) oder das Verbot der Kommerzialisierung bestimmter Kulturgüter (Guatemala). Zweitens, das Verlangen von Genehmigung, Mitteilung oder Registrierung bei auf Veräußerung gerichteten Rechtsgeschäften. Und drittens, die Bestimmung von Verboten, die darauf basieren, dass bestimmte, auf der Rechtsstellung des Erwerbers bezogene Tatsachen vorliegen, wie etwa die genannte Norm des Kulturgüterschutzgesetzes Paraguays, aufgrund deren nur Veräußerungen an Personen mit dauerhaftem Wohnsitz im Staat erlaubt sind.

           Die Unveräußerlichkeit des zu erwerbenden Kulturobjekts schließt, wie gesagt, in manchen Rechtsordnungen den gutgläubigen Erwerb aus. In manchen Staaten, wie in Deutschland,85 ist jedoch für Kulturgüter keine Unveräußerlichkeitsregel vorgesehen. Diese Güter unterliegen daher keinem Ausschluss des gutgläubigen Erwerbs. Wenn es also um etwa gestohlene Kulturgegenstände geht, können sie unter bestimmten Umständen – öffentliche Versteigerung (§ 935 BGB) – oder durch Zeitablauf – zehnjähriger Eigenbesitz (§ 937 BGB) – erworben werden. Rückgabeforderungen von Kulturgütern haben also nach dem deutschen Rechtsmodell kaum Erfolgsaussichten. Die Frage der Unveräußerlichkeit ergibt sich in diesem Sinne als keine unwichtige Frage. Angesichts der sich aus der beschriebenen Rechtslage ergebenden Folgen hinsichtlich der Rückgabe illegal ausgeführter Kulturgüter bleibt also die Umsetzung der 1970er UNESCO-Konvention in Deutschland fragwürdig.

           Ist die Unveräußerlichkeitsregel im innerstaatlichen Recht des Herkunftslandes vorgeschrieben, stehen dennoch den Rückführungsansprüchen Hindernisse entgegen. Sofern die Unveräußerlichkeit nicht grenzüberschreitend gewährleistet ist, wird jegliche Rückgabe von Kulturgütern in Staaten wie Deutschland bei z. B. gutgläubigem Erwerb konterkariert. Offen bleibt dennoch die Frage, wie eine solche grenzüberschreitende Unveräußerlichkeitsregel aussehen und worauf sie basieren könnte. Denkbar wäre zum einen die Einstufung von Kulturgütern als öffentliches Staatseigentum, damit sie nicht veräußert werden dürfen und somit vom gutgläubigen Erwerb ausgeschlossen wären. Ein solches Szenario würde zwar die Rückführung von Kulturgütern an nationale Staaten vereinfachen, ließe aber die Einbehaltung von Gegenständen mit indigener Bedeutung unberührt. Hierzu wären also andere Vorschläge – wie etwa die Anerkennung der sogenannten Gruppenrechte am Cultural Property – zu berücksichtigen.

           Gruppenrechte solcher Art existieren nach Moustakas86 nur an Gegenständen, die aufgrund ihrer Relevanz zur Erhaltung und Weiterentwicklung der Gruppenidentität in einer engen Beziehung mit der entsprechenden Gruppe stehen. Solche Gegenstände wären als absolut unveräußerlich anzusehen. Das wäre der Fall etwa beim Parthenon-Fries und bei manchen indigenen Kulturgütern. Damit ein Gruppenrecht am Cultural Property – und die absolute Unveräußerlichkeit des jeweiligen Gegenstands – gerechtfertigt werden kann, müssen zwei Voraussetzungen erfüllt werden. Erstens muss der Respekt vor der kulturellen Identität der Gruppe und das Recht auf ihre Weiterentwicklung von der Rechtsordnung gewährleistet werden. Die Gruppe-Objekt-Beziehung darf, zweitens, keine „ungesunde“ bzw. „schlechte“ Beziehung („bad object relation“) darstellen. Auf internationaler Ebene wäre die Existenz dieser ersten Voraussetzung zu bejahen, soweit u. a. die 2007 verabschiedete Erklärung über die Rechte der indigenen Völker in Betracht gezogen wird. Das Vorliegen der zweiten der genannten Voraussetzungen wäre aber schwieriger zu prüfen. Die Frage darüber, wann die Beziehung der Gruppe mit einem Objekt gesund bzw. gut ist, wird von Moustakas – so George –87 nicht genügend erklärt. Denn Moustakas hat den „moralischen Konsens“, gegen den eine ungesunde bzw. schlechte Gruppe-Objekt-Beziehung verstoßen muss, nicht definiert. Aus diesem Grund schlägt George vor, das Gewohnheitsvölkerrecht zu beachten, und zwar im Sinne des Artikels 53 des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge. Der von Moustakas vorgeschlagene „moralische Konsens“ würde also vorliegen, wenn die Gruppe-Objekt-Beziehung gegen eine Norm des ius cogens verstößt. Verstößt die Beziehung Gruppe-Objekt gegen eine Norm des ius cogens, würde es sich um eine ungesunde bzw. schlechte Beziehung handeln. Nur ein Kulturobjekt, das mit einer Gruppe in einer solchen Beziehung steht, könnte daher nicht als absolut unveräußerlich behandelt werden.

           Der obenstehende Vorschlag ist nicht frei von Kritik: U. a. muss die Frage erlaubt sein, wie man beweisen könnte, dass die Beziehung des Kulturguts mit der Gruppe gegen eine Norm des ius cogens nach Artikel 53 des Wiener Übereikommens verstößt, wenn es hier im Grunde genommen um eine negative Tatsache geht. Der Vorschlag würde aber jedenfalls zur Debatte über die Rechtfertigung der Rückgabe von Kulturgütern an die Herkunftsländer oder-gruppen beitragen.

          2. Erhaltungspflicht

           In den meisten nationalen Gesetzen zum Kulturgüterschutz wird der Eigentümer von geschützten Gütern dazu verpflichtet, diese zu schützen und zu erhalten. Somit müssen etwa Erhaltungsarbeiten in der Regel von den zuständigen Behörden genehmigt bzw. überwacht werden.88 Wie bereits erwähnt, berühren diejenigen Bestimmungen, durch die der Eigentümer von Kulturgütern zu ihrer Erhaltung verpflichtet ist, das Recht auf ihre Nutzung bzw. ihre Anwendung. Der Eigentümer kann somit die Sache nicht in der Form nutzen bzw. anwenden, wie sie potenziell genutzt bzw. angewendet werden könnte, wenn sie keine künstlerische, historische oder kulturelle Bedeutung hätte. Artikel 20 des Gesetzes 28296 Perus spricht von besonderen Beschränkungen des Eigentums („limitaciones a la propiedad“) an Gütern des Kulturerbes in Bezug auf die Untersagung der Trennung der Bestandteile eines beweglichen oder unbeweglichen Gutes und allgemein seiner nichtgenehmigten Änderung. Diese im Gesetz vorgezeichnete Beschränkung des Eigentums wird andernorts als Pflichten der Eigentümer wiederholt.89 Änderungen, die nicht die Erhaltung oder Restaurierung des entsprechenden Kulturgutes beinhalten, sind auch in Ecuador verboten. Im Gegensatz zum peruanischen Gesetz wird der Verstoß gegen die Vorschrift hier mit der Beschlagnahme des Gutes geahndet.90

           In manchen Fällen wird die Erhaltungspflicht dadurch ergänzt, dass vorliegende Beschädigungen den zuständigen Behörden mitgeteilt werden müssen.91 Weiterhin dürfen keine Bauarbeiten, die die entsprechenden Kulturgüter beeinträchtigen könnten, ohne Genehmigung der Verwaltungsbehörde ausgeführt werden. Die Mitteilungs- bzw. Genehmigungsvorbehalte zielen darauf ab, dass die zuständige Behörde Arbeiten, die wegen der Gefahr der Beschädigung oder Zerstörung vorgesehen sind, einigermaßen kontrollieren kann. In diesem Fall dürfen die notwendigen Arbeiten auch von der Behörde selbst92 oder mit ihrer Unterstützung93 durchführt werden.

           Das Kulturgüterschutzgesetz von Paraguay spricht nicht nur von der (materiellen bzw. körperlichen) Erhaltung des entsprechenden Gutes, sondern auch von der Erhaltung seiner „kulturellen Nutzung“.94 Dieser hier zum Ausdruck kommenden Idee unterliegt eigentlich jede Erhaltungspflicht. Schreibt das Gesetz die Erhaltung eines Kulturgutes vor, dann ist darin die Erhaltung seiner kulturellen Natur eingeschlossen. Dem entspricht selbstverständlich die Konservierung des Gutes als materielle Entität, aber insbesondere die Erhaltung derjenigen Charakteristika, die seine „Kulturalität“ ausmachen.

          3. Zugänglichmachung

           Durch die Pflicht zur Zugänglichmachung, die die Duldung des Betretens von Grundstücken und Gebäuden einschließt, wird die Exklusivität des Eigentums, d. h. das Recht darauf, alle anderen Personen von der Nutzung bzw. Verwendung des Gutes auszuschließen, limitiert. Denn liegt eine zulässige Anordnung der Verwaltung vor, muss der Eigentümer die Nutzung bzw. Anwendung des entsprechenden Objekts von Dritten dulden. Dieser Pflicht liegt einerseits das Recht der Allgemeinheit zugrunde, das Kulturerbe der Nation zu kennen, denn wenn der Zugang nicht erlaubt wäre, könnte dieses Recht nicht ausgeübt werden. Andererseits bildet diese Pflicht unter Umständen die notwendige Voraussetzung für die Durchführung von Forschungen bzw. Erhaltungsarbeiten.95

           Nach dem Gesetz 28296 von Peru sind Eigentümer dazu verpflichtet, den Zugang von autorisierten Beamten des nationalen Instituts für Kultur oder von Forschern zu den Gütern und den damit verbundenen Dokumenten zu dulden; das gilt auch für Konservierungs- und Restaurierungsarbeiten.96 Der Zugang kann auf unterschiedliche Weise festgelegt werden: Manchmal wird von regelmäßiger Beaufsichtigung durch die zuständigen Behörden gesprochen;97 manchmal ist von der Besichtigung bzw. Untersuchung innerhalb eines von der Behörde bestimmten Zeitraums die Rede.98

           Die Zugangserlaubnis betrifft nicht nur Behörden und Wissenschaftler, sondern auch das allgemeine Publikum, wie etwa in Bolivien. Wer dort ein Kulturdenkmal besitzt, muss es sowohl Forschern als auch dem allgemeinen Publikum zugänglich machen.99 Allerdings ist zu unterstreichen, dass die Intimsphäre des Eigentümers bzw. Besitzers eines Kulturguts im Rahmen der Zugänglichmachung keinesfalls verletzt werden darf.100

          4. Vollständigkeit von Sammlungen

           In manchen nationalen Rechtsordnungen findet man Bestimmungen, die sich auf das Trennungsverbot von Beständen einer Sammlung richten. Sie unterliegen der Idee, dass jedes Objekt einer Sammlung aufgrund bestimmter Elemente mit den übrigen Objekten verbunden ist. In Peru zum Beispiel dürfen Privatpersonen Sammlungen aus unterschiedlichen, untereinander verbundenen Gegenständen bilden und sie registrieren lassen. Eigentümer von solcherart gebildeten Sammlungen sind nicht nur zu deren Bewahrung verpflichtet, sondern auch zu deren Inventarisierung und Katalogisierung. Der beschränkende Charakter dieser Bestimmungen kommt insbesondere dadurch zum Ausdruck, dass nur die geschlossene Sammlung veräußert werden darf, es sei denn, die Veräußerung eines einzelnen Stückes wird von der zuständigen Behörde autorisiert. Bei einer Veräußerung unterliegt das Gut dem Vorkaufsrecht des Staates.101 Ähnlich ist die Regulierung im Kulturgüterschutzgesetz von Ecuador. Sammlungen können hier ebenfalls bei den Behörden deklariert werden, danach wird die Sammlung wie ein einzelnes Gut behandelt, sodass sie nur als Ganzes veräußert werden darf. Anders als in Peru ist in Ecuador jede Veräußerung von Sammlungen – nicht nur von einzelnen Bestandteilen – der Genehmigung des nationalen Instituts für Kulturerbe unterworfen.102

          II. Beschränkungen im weiteren Sinne

           Neben den Regelungen, die wesentliche Befugnisse des Eigentümers beschneiden, bestehen weitere beschränkende Bestimmungen. Dadurch wird zwar die Substanz des Eigentums nicht angetastet, aber es lässt sich doch ein Vorrang des Kulturgüterschutzes ausmachen, sodass die freie bzw. komplette Ausübung des Eigentumsrechts begrenzt ist. Wenn auch solche Regelungen das Eigentum nicht direkt einschränken, können sie dennoch als Eigentumsbeschränkungen bezeichnet werden, wenn der Begriff Beschränkung in einem weiteren Sinne verstanden wird. Darunter fallen diejenigen Bestimmungen, die bestimmte Rechtsgeschäfte oder gewisse Tatsachen genehmigungs-, mitteilungs- oder registrierungspflichtig machen; sowie auch diejenigen, die die Ausübung des Veräußerungsrechts betreffen, wie etwa die Festlegung eines Vorkaufsrechts zugunsten des Staates. Darunter können ebenfalls diejenigen Vorschriften fallen, die den grenzüberschreitenden Verkehr mit Kulturgütern einschränken, nämlich Exportverbotsbestimmungen.

          1. Genehmigungsvorbehalt

           Die Kontrolle des Staates zum Schutz von Kulturgütern kommt durch unterschiedliche Formen des Genehmigungsvorbehaltes zum Ausdruck. Genehmigungspflichtig sind etwa Veräußerungen von im Gesetz erfassten Kulturgütern. Der Genehmigungsvorbehalt bedeutet in diesem Zusammenhang nicht, dass das betreffende Objekt absolut unveräußerlich wäre. Sie stellt vielmehr eine Art von Veräußerungseinschränkung dar, bei der die rechtliche Qualität der Unveräußerlichkeit durch eine hoheitliche Entscheidung (Genehmigung der zuständigen Behörde) lediglich aufgehoben wird.103

           Genehmigungspflichtig sind Veräußerungen eines Gutes des Kulturerbes beispielsweise in Guatemala, Honduras und Ecuador. In Guatemala104 sind kulturelle Staatsgüter als unveräußerlich und von Ersitzung ausgeschlossen erklärt; sie dürfen aber aufgrund einer Genehmigung des Ministeriums für Kultur vermietet oder zur Nutznießung übereignet werden.105 In Honduras unterliegen aber weder der Verkauf noch die Schenkung von solchen Gütern106 einem Genehmigungsvorbehalt, sondern ihr Erwerb, also etwa ihr Ankauf. Diese Vorschrift lässt sich in dem Sinne interpretieren, dass nicht der Eigentümer (z. B. Verkäufer), sondern der Erwerber (z. B. der Käufer) die entsprechende Genehmigung erwirken muss. In Ecuador107 ist demgegenüber allgemein vorgesehen,108 dass bei jedem auf Veräußerung gerichteten Rechtsgeschäft die Genehmigung des Instituts für Kulturerbe vorliegen muss, sowie auch bei jedem Standortswechsel, jeder Sanierungs- bzw. Erhaltungsarbeit oder Änderung. Bei einem Verstoß gegen diese Pflicht folgt aber dem ecuadorianischen Gesetz 3501 zufolge keine Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts.

           Das Vorliegen der Genehmigung ist jedoch eine besondere Voraussetzung nicht nur für die rechtsgeschäftliche Übertragung des Eigentums und andere Rechtsgeschäfte, sondern auch bei weiteren Handlungen. Um den Standort archäologischer Materialien in Argentinien wechseln zu können, muss von der zuständigen Behörde die Genehmigung erteilt werden; widrigenfalls wird es mit Geldstrafe belegt.109 Wenn sie ins Ausland zu Forschungszwecken oder zur Verbreitung von Informationen verbracht werden, muss es ebenfalls autorisiert werden. In diesem Fall würde die Nichterfüllung einen ungenehmigten Export darstellen, der als Schmuggeldelikt nach dem Zollgesetzbuch strafbar ist.110 Wie oben erwähnt, werden in einigen Fällen unautorisierte Ausgrabungen, Entfernungen, Verkäufe und Verheimlichungen bestimmter kultureller Gegenstände sogar strafrechtlich verfolgt.111

           Bewegliche Kulturgüter dürfen in Bolivien nicht repariert, restauriert oder nachgearbeitet werden, es sei denn, es wurde die Genehmigung der zuständigen Verwaltungsbehörde erteilt.112 Dasselbe ist im Gesetz 28296 Perus zu finden, wo die entsprechende Vorschrift nicht nur das Kulturgut selbst betrifft, sondern auch jeden Bau, der auf die eine oder andere Form mit einem Kulturgut in Verbindung steht. Hier ist darüber hinaus vorgesehen, dass der Bau abgerissen werden kann.113

          2. Mitteilungs- bzw. Registrierungspflicht

           Um die im Kulturgüterschutzgesetz vorgesehenen Bestimmungen durchsetzen zu können, muss der betroffene Gegenstand identifiziert werden können, damit insbesondere seine Schutzwürdigkeit festgestellt werden kann (z. B. historische oder archäologische Bedeutung, Alter usw.). In der Regel enthalten nationale Gesetze demzufolge Vorschriften über die Registrierung oder Mitteilung, die die Identifizierung der Güter erlauben. Dabei helfen ebenfalls die Aufstellung und Führung von Verzeichnissen, in denen Einzelheiten des Kulturgutes eingetragen werden. In mehreren Staaten, denen das Prinzip des öffentlichen Eigentums an Kulturgütern zueigen ist, behalten Private ihr Eigentumsrecht an solchen Gütern, sofern sie sie registrieren lassen. In anderen Staaten wird die Registrierung als eine Schutzvoraussetzung formuliert, sodass ein derartiges Gut von der besonderen, im Gesetz vorgesehenen Behandlung nur dann profitieren kann, wenn das Gut registriert ist.114 In diesen Fällen hat die Registrierung konstitutiven Charakter, sofern der rechtliche Schutz des Gutes an seine Registrierung gekoppelt ist.

           Wie bereits besagt, ist das Aufzählungssystem zur Bestimmung des geschützten Gutes in keiner der Rechtsordnungen von mittel- und südamerikanischen Staaten, die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention sind, vorgesehen. Wenn die Eintragung in ein Register vorgesehen wird, stellt sie dementsprechend keine Schutzvoraussetzung dar. Wird also die Registrierung der Objekte vorgeschrieben, die durch die allgemeine Begriffsbestimmung bzw. Auflistung des entsprechenden Gesetzes erfasst sind, dann hat sie keinen konstitutiven, sondern nur deklarativen Charakter. Die Registrierung dient zur Identifizierung der existierenden Güter und zu etwa der Kontrolle ihres Verkehrs. Das ist der Fall beispielsweise im Kulturgüterschutzgesetz von Guatemala, worin bestimmt wird, dass der Eigentümer bzw. Besitzer von Gütern des nationalen Kulturerbes zu ihrer Registrierung verpflichtet ist. Mit der Registrierungsurkunde ist das Eigentum bzw. der Besitz an den Gütern zu beweisen;115 aber weder das Eigentum noch der Schutz wird durch die Eintragung konstituiert.

           Sehr streng war der argentinische Gesetzgeber in diesem Punkt, denn im Gesetz 25743 wird vorgeschrieben, dass archäologische oder paläontologische Gegenstände, die Private vor dem Inkrafttreten des Gesetzes nicht haben registrieren lassen, beschlagnahmt werden.116 In diesem Fall hat die Registrierung zwar keinen konstitutiven Charakter; die Vorschrift macht aber die Fortdauer des Eigentums an dem betreffenden Gut von seiner Eintragung abhängig.

           In einigen Schutzgesetzen, in denen keine Bestimmung über die Registrierung zu finden ist, wird die Inventarisierung bzw. die Führung von Verzeichnissen betont. Dies liegt daran, dass zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit und von Abgrenzungsproblemen etwa die von der Unveräußerlichkeitsregel betroffenen Objekte inventarisiert und durch eine besondere Kennzeichnung als nicht verkehrsfähig individualisiert werden.117 Alle als Bestandteil des Kulturerbes klassifizierten Güter müssen zum Beispiel in Ecuador den Behörden mitgeteilt werden, damit sie inventarisiert werden können.118 Das Gesetz 946 aus Paraguay schreibt auf ähnliche Weise vor, dass Kulturgüter von ihren Eigentümern inventarisiert werden müssen. Solche Verzeichnisse haben im Prinzip zwar einen privaten Charakter, müssen aber der zuständigen Behörde vorgelegt werden.119 Das liegt daran, dass die Aufstellung und Führung von Verzeichnissen als Informationsquelle tatsächlich eine Aufgabe wissenschaftlicher Natur ist. Dadurch unterscheiden sie sich von der Registrierung oder Mitteilung, die einen administrativen Charakter hat und eine hoheitliche Entscheidung beinhaltet. Die Führung von Verzeichnissen von Kulturgegenständen und ihre nachhaltige Aktualisierung stellt tatsächlich ein Mittel zu deren Erhaltung und zum Schutz dar. In Bezug auf bewegliche Güter kann die in den Verzeichnissen enthaltene Information beispielsweise für Untersuchungen bei Verlust, Raub oder illegalem Export von großer Bedeutung sein. Schwierigkeiten können aber nicht nur aus der technischen Herausforderung der Identifizierung einer enormen Anzahl von Objekten, sondern auch aus den Rechten von Privaten an den entsprechenden Gegenständen entstehen. Da Verzeichnisse ohne Aufsicht und Überprüfung nicht aufgestellt werden können, wird das von Privaten als eine Bedrohung ihrer Rechte angesehen.120

           In manchen Fällen zielen Mitteilungs- bzw. Registrierungsvorschriften nicht auf das Objekt an sich, sondern auf Rechtshandlungen. Gewisse Tatsachen bzw. Gegebenheiten oder bestimmte Handlungen werden in manchen Rechtsordnungen zwar nicht von einer hoheitlichen Entscheidung der zuständigen Verwaltungsbehörde aufgehoben, sodass keine vorherige Genehmigung vorliegen muss. Jedoch müssen sie entweder mitgeteilt oder registriert werden, damit sie rechtlich anerkannt werden können. Im Kulturgüterschutzgesetz Nicaraguas ist nicht nur vorgesehen, dass jede Veräußerung von Kulturgütern genehmigungspflichtig ist, sondern es muss auch mitgeteilt werden, dass Eigentümer, Besitzer oder Bestandsort gewechselt haben, damit die neue rechtliche Situation des Gutes im Register für Kulturerbe eingetragen werden kann.121 In Peru sind die Eigentümer dazu verpflichtet, jede Übereignung mitzuteilen, widrigenfalls folgt die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts.122 Auch jede Restaurierungs- bzw. Konservierungsarbeit123 und jeder Ortswechsel124 müssen mitgeteilt werden. In Guatemala müssen Privateigentümer den zuständigen Behörden auch mitteilen, wenn das Kulturgut beschädigt wurde.125 In den letzteren Fällen ist die Mitteilung damit verbunden, dass der Eigentümer zur Erhaltung des Gutes verpflichtet ist.

           Nach dem Dekret 05918 von Bolivien muss der Eigentümer, sobald ihm bekannt geworden ist, dass ein inventarisiertes oder registriertes künstlerisches, historisches oder archäologisches Gut verloren gegangen ist, innerhalb der im Gesetz vorgeschriebenen Frist der zuständigen Behörde Bescheid geben.126 In Bolivien ist – wie auch in den Gesetzen anderer Staaten – darüber hinaus ein von den zuständigen Verwaltungsbehörden geführtes Register von Antiquitätenhändlern vorgeschrieben, sodass die Antiquitätenhändler ihre Bestandsverzeichnisse und Verkaufsbücher halbjährlich den Behörden vorlegen müssen.127 Wie oben erwähnt, sind Vorschriften über die Aufstellung und Führung eines solchen Registers sowohl in der 1970er UNESCO-Konvention (Art. 10 Buchst. a) als auch in der San Salvador-Konvention (Art. 7 Buchst. b) zu finden.

          3. Vorkaufsrecht des Staates

           In den unterschiedlichen innerstaatlichen Rechtsordnungen ist normalerweise vorgesehen, dass die zuständigen Verwaltungsbehörden berechtigt sind, beim Verkauf von geschützten Kulturgütern an Dritte ein Vorkaufrecht auszuüben.128

           So existiert beispielsweise im Kulturgüterschutzgesetz von Peru das Staatsvorkaufsrecht, das sich, wie oben erwähnt, nur auf die Veräußerung von Sammlungen bezieht.129 In Bolivien betrifft dieses Recht nur Privatkulturgüter, die registriert sind; es wird zugunsten bestimmter öffentlicher Einrichtungen festgelegt. Somit haben beim Verkauf registrierter Privatkulturgüter ein Vorkaufsrecht: 1. die nationale Regierung, 2. Universitäten, 3. Länder, 4. Gemeinden und 5. kulturelle Institute, die Museen oder Sammlungen besitzen. Privatpersonen dürfen das Gut daher nur dann kaufen, wenn es von keiner der genannten Einrichtungen gekauft wird und wenn die Genehmigung des Nationalen Büros für Kultur des Ministeriums für Bildung und Kunst130 vorliegt.

           Bei Veräußerungen von archäologischen Objekten ist in Panama das Vorkaufsrecht zugunsten des Staates allgemein vorgesehen;131 ebenso in Paraguay. Im letztgenannten Staat wird das Rechtsgeschäft nichtig, wenn das Kulturgut verkauft wurde, ohne dass das Vorkaufsrecht des Staates beachtet wurde.132

          4. Exportverbot

           Durch die Vorschriften, die den Export von Kulturgütern regeln, wird weder das Eigentum an solchen Gütern noch ihr Verkehr innerhalb des Territoriums des Staates berührt. Jedoch wird ihr grenzüberschreitender Verkehr beeinträchtigt. Genau durch diese Normen kommt die natioanlistische Tendenz zum Ausdruck.133 Exportverbote sind fast von jeder innerstaatlichen Rechtsordnung bekannt.134 Die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention gehören zu den Ländern, die (allerdings aus berechtigter Sorge bzw. wegen ihrer Erfahrungen in der Vergangenheit) eine sehr rigorose Gesetzgebung erlassen haben. Somit wird der legale Handel mit ihren Kulturgütern erschwert.135

           In den nationalen Gesetzen können Exportverbote teilweise absolut gelten, teilweise unterliegen die Exporte einem Genehmigungsvorbehalt.136 Aus diesem Grund werden Kulturgüterschutzgesetze in zwei Kategorien gruppiert, nämlich in diejenigen, die einer gemäßigten restriktiven Gesetzgebung entsprechen, und in diejenigen, die eine ganz restriktive Exportkontrolle vorsehen. Bei gemäßigten restriktiven Exportkontrollen wird der Export bei bestimmten Objekten unter gewissen Voraussetzungen verboten; andere bestimmte Objekte dürfen nur mit Genehmigung exportiert werden; wiederum unterliegen andere Gegenstände keiner Beschränkung. In Staaten mit ganz restriktiven Exportkontrollen gilt im Gegensatz zu den oben erwähnten Formen von Kontrolle ein allgemeines Exportverbot, das sich auf allgemein definierte Kulturgüter bezieht.137 Anders gesagt: bei den gemäßigt restriktiven Exportkontrollen ist Ausfuhrerlaubnis die allgemeine Regel; bei den absolut restriktiven Exportkontrollen ist das Verbot der Ausfuhr der Regelfall.

           Die in den Kulturgüterschutzgesetzen der Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention existierenden Exportverbote würden in die letztgenannte Gruppe fallen.138 Die Ausfuhren werden in diesen Gesetzen vor allem deshalb absolut restriktiv gehandhabt, weil sie die geschützten Güter generell definieren und allgemeine Exportverbote vorsehen. Oben wurde bereits gesagt, dass zur Begriffsbestimmung ihres Schutzgegenstandes diese Gesetze entweder eine allgemein definierende Klausel mit einer nicht abschließenden Kulturgüterkategorien-Liste (Kategorisierungssystem)139 oder eine solche Liste mit der Festlegung einer Erklärung der zuständigen Behörde (Kategorisierungs- und Klassifisierungssystem)140 vorschreiben. Diese Gesetze sehen in der Tat keine spezifischen Bestimmungen für die geschützten Gegenstände vor.

           Außerdem gilt zum Beispiel in Peru,141 Ecuador,142 Bolivien,143 Guatemala144 und El Salvador145 ein absolut restriktives Exportverbot. In allen diesen Staaten betrifft ein solches Verbot jedes zum Kulturerbe gehörende Gut. Dies bedeutet aber nicht, dass nicht unter gewissen Umständen manche Ausnahme erlaubt würde. Normalerweise dürfen Kulturgüter ins Ausland gebracht werden, wenn es sich um Ausstellungen, Forschungen oder Erhaltungs- und Restaurierungsarbeiten146 handelt. Liegt einer der genannten Gründe vor, dann muss die Genehmigung der zuständigen Behörde eingeholt werden. In El Salvador wird demgegenüber keine hoheitliche Entscheidung einer Verwaltungsbehörde verlangt, sondern die Genehmigung der legislativen Versammlung.147

           Die Konsequenzen aus den Verstößen gegen das Exportverbot können in den unterschiedlichen Gesetzen abweichen. In Peru ist, wie bereits erwähnt, vorgesehen, dass illegal exportierte Kulturobjekte bzw. solche, deren Export auf rechtswidrige Weise versucht wurde, automatisch Staatseigentum werden, es sei denn, es handelte sich um gestohlene Güter.148 Bei einem Verstoß gegen das Verbot werden in Ecuador, Bolivien und El Salvador die betroffenen Objekte beschlagnahmt.149 In einigen Fällen werden die Verantwortlichen mit Gefängnis bestraft (Ecuador); in anderen folgt die Nichtigkeit jeder nach der Ausfuhr durchgeführten Handlung (El Salvador). Und im Kulturgüterschutzgesetz von Guatemala findet man eine Vorschrift, die sich spezifisch auf die Ausführung von Dokumenten richtet. Nach dieser Bestimmung dürfen Urkunden und ähnliche Dokumente nur zur Vorlage bei internationalen Gerichten für die Verteidigung nationaler Interessen ins Ausland gebracht werden.150

           In Argentinien und Panama werden die vom Exportverbot betroffenen Kulturgegenstände spezifischer bestimmt. In Argentinien betrifft das Verbot lediglich archäologische und paläontologische Güter; während in Ecuador nur Sammlungen davon betroffen sind.151 In Argentinien wird der nicht genehmigte Export und Import von archäologischen und paläontologischen Gegenständen wie ein Schmuggeldelikt geahndet.152

          5. Enteignungsmöglichkeit

           Die Möglichkeit der Enteignung bildet zwar keine Beschränkung bzw. Eingrenzung des Eigentumsrechts. Sie stellt aber dessen stärkste Beeinträchtigung dar, denn durch die Enteignung wird dem Eigentümer das Eigentum komplett entzogen. Die Enteignung von geschützten Kulturgütern wird unter bestimmten Umständen in den Gesetzen von zahlreichen Staaten vorgeschrieben, nämlich wenn eine Beschädigungsgefahr wegen Versäumnissen bzw. Nachlässigkeit der Eigentümer vorliegt.153 Gemäß Artikel 11 des Gesetzes 28296 Perus können zum Beispiel diejenigen Kulturgüter enteignet werden, bei denen eine Verlust- oder Zerstörungsgefahr vom nationalen Institut für Kultur festgestellt wurde. Weil im Gesetz Kulturgüter dem Gemeingebrauch gewidmet werden, reicht bereits die Feststellung der Verlustoder Zerstörungsgefahr, um das Enteignungsverfahren zu eröffnen. Auf ähnliche Weise können alle beweglichen und unbeweglichen Güter von künstlerischer, historischer oder archäologischer Bedeutung in Bolivien enteignet werden, in Fällen von „allgemeiner Nutzbarkeit oder Notwendigkeit“ und gegen ein Entschädigungsentgelt.154 Ebenfalls legt das Gesetz von Paraguay fest, dass Kulturgüter von großer nationaler Bedeutung durch Leistung einer Entschädigung enteignet werden können. Zu diesem Zweck muss sich die zuständige Behörde an die Exekutive wenden. Hier werden darüber hinaus besondere Situationen erfasst, die Gründe für die Gemeinnützigkeit beinhalten.155

           In El Salvador ist vorgesehen, dass, sobald ein Gut als Kulturgut registriert wird, der Staat berechtigt ist, entweder das Gut nach einem Entschädigungsentgelt zu erwerben oder einen Vertrag mit dem Eigentümer zu schließen, in dem die Erhaltung des betreffenden Gegenstandes ausführlich bestimmt wird.156 Der erstgenannte Fall würde eine Art Enteignung darstellen. Artikel 32 besagt aber, dass Kulturgüter dann enteignet werden können, wenn Erhaltungsmaßnahmen nicht ausgeführt werden; in den restlichen Fällen, also denjenigen, die nicht mit einem Erhaltungsmangel verbunden sind, muss die gerichtliche Deklarierung zur Gemeinnützigkeit vorliegen.

           In Ecuador darf sich das Institut für Kulturerbe an den Staat bzw. die Gemeinde wenden, damit unbewegliche Kulturgüter zum Gemeingebrauch umgewidmet werden und somit enteignet werden dürfen. Diese Vorschrift stellt jedoch, wie bereits erwähnt, nur die Zuständigkeiten für die Deklarierung des Gutes zum Gemeingebrauch fest.157

          f. Beschränkungen des Eigentums an anderen Objekten

           Aufgrund des Schutzes von Kulturgütern können auch Rechte an anderen, nicht auf die Kultur bezogenen Gütern, die aber in einer gewissen Form mit Kulturgütern in Verbindung stehen, betroffen sein. Das könnte etwa bei Grundstücken der Fall sein, in denen sich ein schutzwürdiges Kulturgut befindet, oder bei Gebäuden, die neben einem vom Kulturgüterschutzgesetz erfassten unbeweglichen Kulturgut stehen. Es lässt sich behaupten, dass diese Bestimmungen insbesondere unbewegliche Objekte betreffen. Achtet man auf die Form, in denen diese Art von Beschränkungen festgestellt werden, dann kann man auch zwischen Beschränkungen im engeren und Beschränkungen im weiteren Sinne unterscheiden, und zwar nach den Kriterien, die auch für das Eigentum an Kulturgütern gelten.158

          I. Beschränkungen im engeren Sinne

           Es existieren Bestimmungen in den nationalen Rechtsordnungen, die Kernelemente des Eigentums an gewissen Gütern beeinträchtigen, obwohl diese keine künstlerische, historische oder irgend geartete kulturelle Bedeutung einschließen. Die in den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention in diesem Kontext geltenden Bestimmungen beziehen sich auf diejenigen Eigentumsbefugnisse, die einerseits das Recht auf die Nutzung bzw. Anwendung des Gutes (ius utendi) und andererseits das Recht, Dritte aus solcher Nutzung oder Anwendung auszuschließen, antasten. So findet man auch in diesen Fällen die Verpflichtung, das entsprechende Gut je nach Gesetz zu erhalten oder zugänglich zu machen.

          1. Erhaltungspflicht

           Eine Bestimmung zur Erhaltungspflicht von nicht kulturellen Gegenständen findet man unter den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention im Kulturgüterschutzgesetz von Peru. Wie oben erwähnt, sind prähispanische Güter nach der Rechtsordnung von Peru Eigentum des Staates. Daraus folgt, dass der Eigentümer eines Grundstücks, in dem sich prähispanische Gegenstände befinden, kein Eigentumsrecht an den Gegenständen hat. Jedoch ist der Eigentümer des Grundstücks zu Schutz und Erhaltung solcher Gegenstände verpflichtet.159

          2. Zugänglichmachung

           Die Eigentümer von Grundstücken, in denen sich Kulturgüter befinden, müssen nach dem Gesetz Guatemalas den Zugang im Falle von Erforschungen, Ausgrabungen und weiteren autorisierten Arbeiten dulden, egal, ob das betreffende Grundstück in privaten Händen ist.160 Ähnlich ist die Regelung des argentinischen Gesetzes zum Schutz des archäologischen und paläontologischen Erbes, nach dem die zuständige Behörde sogar das Grundstück besetzen kann, in dem sich einschlägige Objekte befinden. Die Besetzung muss aber durch ein Gesetz deklariert werden und darf lediglich bis zu zwei Jahren dauern. Zum Schutz der Güter kann durch Gesetz und nach Entscheidung der zuständigen Verwaltungsbehörde öffentliche Dienstbarkeit deklariert werden.161

          II. Beschränkungen im weiteren Sinne

           Das Eigentumsrecht an gewissen Gütern wird in anderen Fällen nicht direkt beeinträchtigt, aber doch seine vollkommene Ausübung. Das ist der Fall, wie oben erwähnt, wenn ein Genehmigungsgebot bzw. eine Mitteilungspflicht in Bezug auf bestimmte Rechtsgeschäfte bzw. -handlungen in Gesetzen zum Kulturgüterschutz vorgeschrieben sind.

          1. Genehmigungvorbehalt

           In den Rechtsordnungen mittel- und südamerikanischer Staaten wird in der Regel das Genehmigungsgebot mit Bauarbeiten und Ausgrabungen verbunden. In Bolivien darf auf benachbarten Grundstücken nicht so gebaut werden, dass die Sicht auf die Kulturdenkmäler behindert wird, es sei denn, es wäre eine Genehmigung erteilt worden.162 In El Salvador sind von Privaten ausgeführte Bauarbeiten und Restaurierungen ebenfalls genehmigungspflichtig, wenn sie in irgendeiner Form mit einem Kulturgut in Verbindung stehen.163 Eigentümer von Grundstücken, die einem geschützten Gut benachbart sind, bedürfen nach dem Kulturgüterschutzgesetz von Guatemala der Genehmigung für den Abriss oder für Bauarbeiten, wenn diese Arbeiten das geschützte Gut beeinträchtigen könnten.164

           Zum Schutz von archäologischen Objekten wird im Regelfall nicht erlaubt, dass archäologische Forschungen und Ausgrabungen ohne Genehmigung der zuständigen Verwaltungsbehörde durchgeführt werden. Die 1956er UNESCO-Empfehlung über archäologische Ausgrabungen (Recommendation on International Principles Applicable to Archaeological Excavations) besagt hierzu, dass diese Arbeiten nur von Institutionen mit qualifiziertem Personal durchgeführt werden sollten.165 In den nationalen Gesetzen ist in diesem Zusammenhang bei Ausgrabungen die behördliche Genehmigung vorgeschrieben. Jede auf eine Ausgrabung von paläontologischem, archäologischem oder historischem Interesse gerichtete Forschungskampagne, die auf einem öffentlichen oder privaten Grundstück ausgeführt wird, bedarf in Guatemala eines Gutachtens des Instituts für Anthropologie und Geschichte und der Autorisierung der zuständigen Kulturbehörde.166

           Normalerweise wird jedoch nicht unterschieden, ob es auch den Eigentümer des entsprechenden Grundstücks betrifft, wie beispielsweise in Panama.167 Daraus kann gefolgert werden, dass bei Kulturgütern in öffentlicher Hand, die sich auf einem Privatgrundstück befinden, der Eigentümer des Grundstücks die behördliche Genehmigung benötigt, um diese Güter ausgraben zu können.

          2. Mitteilungs- bzw. Registrierungspflicht

           Einigen nationalen Gesetzen zufolge müssen einerseits bestimmte Objekte, andererseits auch gewisse Gegebenheiten registriert werden. Nach dem Kulturgüterschutzgesetz von Peru sind der Staat und der Privateigentümer eines Grundstücks, in dem sich dem Staat gehörende präkolumbische unbewegliche Güter – d. h. präkolumbische Stätten – befinden, für diese Güter gemeinsam verantwortlich. Der Eigentümer ist daher nicht nur verpflichtet, das betreffende Gut zu erhalten, sondern auch, es registrieren zu lassen. Nach derselben Vorschrift muss der Eigentümer darüber hinaus jedes Vorkommnis, das die Vollständigkeit des Gutes bedroht, dem nationalen Institut für Kultur mitteilen.168

          3. Enteignungsmöglichkeit

           Durch diejenigen gesetzlichen Bestimmungen, die dem Eigentümer eines nicht kulturellen Gutes das Eigentum entziehen, kommt am deutlichsten der Vorrang des Schutzes von Kulturgütern gegenüber der Gewährleistung des Privateigentums zum Ausdruck. In Peru darf jede auf präkolumbischen Stätten gebaute Einrichtung wegen Erhaltung bzw. Restaurierungsbedarf enteignet werden.169 Diese Möglichkeit besteht bei einem Grundstück, auf dem ein unbewegliches Gut des Kulturerbes aufgebaut wurde. Im letztgenannten Fall ist die Widmung zum Gemeingebrauch im Gesetz vorgeschrieben.170 In Ecuador darf sich das Institut für Kulturerbe an den Staat bzw. die Gemeinde wenden, damit unbewegliche Kulturgüter oder benachbarte Gebäude zum Gemeingebrauch umgewidmet werden und somit enteignet werden dürfen.171

          g. Zusammenfassung

           Aus der vergleichenden Darstellung von beschränkenden Bestimmungen unterschiedlicher nationaler Gesetze von mittel- und südamerikanischen Staaten folgt, dass zwar die traditionellen Rechtsgrundlagen des Eigentums in Bezug auf Kulturgüter angewendet werden, aber das Eigentum an diesen Gütern beschränkt wird. Besondere Regelungen haben zum Ziel, dass der Staat entweder die Nutzung und den Verkehr von in Privathand stehenden Gütern kontrolliert oder sie direkt besitzt. Jedenfalls hat ihr Schutz – egal, ob sie dem Staat oder Privaten gehören – Vorrang gegenüber ihrer freien Nutzung bzw. Verfügung.

          h. Die indigenen Kulturgüter und das Eigentum daran

           Es lässt sich feststellen, dass das Verhältnis zwischen dem indigenen Erbe – einschließlich der Kulturgüter materieller Natur – und den indigenen Völkern aus rechtlicher Perspektive nicht als Eigentum betrachtet wird. Das ist der Fall sowohl bei materiellen Kulturgütern als auch bei solchen immaterieller Natur. Die rechtliche Betrachtung beider Typen von Kulturgütern weicht dennoch voneinander ab. Bei den immateriellen indigenen Kulturgütern etwa werden einige Kernelemente des Eigentums in Betracht gezogen, die jedoch in Bezug auf materielle Kulturgüter nicht zu finden sind. Dies kann man sowohl auf internationaler als auch auf nationaler Ebene beobachten.

           Von internationalen Foren im Bereich indigener Rechte, nämlich der UN-Arbeitsgruppe über Indigene Bevölkerungen, werden indigene Kulturgüter im weiteren Sinne als „indigenes Kulturerbe“ betrachtet. Dieser Begriff schließt alle Objekte und Stätten sowie auch das indigene Wissen ein. Das rechtliche Verhältnis zwischen dem indigenen Erbe und seinen Schöpfern wird hier zwar als kein Eigentum im traditionellen Sinne betrachtet, jedoch werden bestimmte Elemente einbezogen, die gewissermaßen einigen Befugnissen des Eigentums entsprechen. Das ist der Fall bei den Principles and Guidelines for the Protection of the Heritage of Indigenous Peoples, die von der Sonderberichterstatterin Erica-Irene Daes ausgearbeitet und 1994 veröffentlicht wurden,172 und bei der dreizehn Jahre später von der UN-Generalversammlung verabschiedeten Erklärung zu den Rechten der indigenen Völker.

           Solche Elemente des Eigentums werden auch in anderen internationalen Instrumenten, nämlich im CBD, berücksichtigt.173 In diesem Kontext werden jedoch insbesondere indigene Kulturgüter berücksichtigt, sofern sie einen immateriellen Charakter haben. Die erfassten Regelungen, die auf nationaler Ebene durchzusetzen sind, beziehen sich daher nicht auf materielle indigene Kulturgüter. Dies spiegelt sich in den nationalen Rechtsordnungen wider.

          I. Eigentumselemente im Schutz des „indigenen Kulturerbes“ im weiteren Sinne

           In diesem Zusammenhang sind die Principles and Guidelines for the Protection of the Heritage of Indigenous Peoples von Bedeutung. Die umfassende Konzeption der Principles and Guidelines ergibt sich zum Teil daraus, dass Daes bei ihrer Bearbeitung den Stimmen indigener Völker zugehört hat; insbesondere hat sie zwei von den Völkern selbst erarbeitete Deklarationen berücksichtigt, nämlich die Kari-Oca-Deklaration der World Conference of Indigenous Peoples on Territory, Environment and Development (Brasilien, 1992) und die Mataatua-Deklaration der First International Conference on the Cultural & Intellectual Property Rights of Indigenous Peoples (Neuseeland, 1993).174 Hinsichtlich der relevanten Gegenstände erfasst das indigene Erbe nach den Principles and Guidelines „all objects, sites and knowledge […] transmited from generation to generation and […] pertaining to a particular people or its territory“ (Abs. 11); also auch materielle Güter, wie etwa „all moveable property as defined by the relevant conventions of UNESCO; […] human remains; immovable cultural property; […] and documentation of indigenous peoples‘ heritage“ (Abs. 12). In Bezug auf die Subjekte, die hier traditionelle Eigentümer („traditional owners“) genannt werden, verweisen die Principles and Guidelines zwar auf das indigene Gewohnheitsrecht, jedoch besagen sie, dass ein ganzes Volk, eine Familie bzw. ein Stamm, ein Verband oder Individuen traditionelle Eigentümer sein können (Abs. 13).175

           Darüber hinaus sprechen die Principles and Guidelines von indigenen Völkern als primäre Beschützer („primary guardians“) ihrer Kultur (Abs. 3). Sie besagen außerdem, dass das Eigentum und die Aufbewahrung ihres Erbes kollektiv, permanent und unveräußerlich sein muss (Abs. 5). Im übrigen Text ist aber die Rede nicht von Eigentum, sondern lediglich von einer Art von Aufbewahrung. Solch eine Aufbewahrung schließt jedoch einige Elemente des Eigentums ein.

           Einerseits besagt Absatz 9, dass die Nutzung des indigenen Erbes der freien und informierten Billigung („free and informed consent“) des betreffenden Volkes unterworfen ist. Dies würde in Hinsicht des allgemeinen Eigentumsregimes, das die Rechtsordnungen von mittel- und südamerikanischen Staaten prägt, bedeuten, dass die traditionellen Eigentümer dazu berechtigt wären, erstens über das Gut zu verfügen (ius abutendi) und, zweitens, andere aus der Nutzung bzw. Anwendung des Gutes auszuschließen (Exklusivität). Andererseits sollte nach Absatz 10 gesichert werden, dass, wenn der kommerziellen Nutzung bzw. Anwendung des Kulturgutes zugestimmt wurde, die betreffenden Völker „primary beneficiaries“ eines solchen kommerziellen Einsatzes sein müssten. Daraus folgt, dass sie dazu berechtigt wären, von den vom entsprechenden Gut abgeleiteten bzw. derivierten Sachen zu profitieren. Obwohl dies dem oben genannten ius fruendi nicht genau entspricht, weil die abgeleitete bzw. derivierte Sache dem betroffenen indigenen Volk bzw. der indigengen Gemeinschaft nicht gehört, stellt das die Teilhabe an den aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteilen dar. Dies bezieht sich im Rahmen dieses Textes, wie oben schon erwähnt, auf das ganze Kulturerbe der indigenen Völker, einschließlich der materiellen Kulturgegenstände.

           Die 2007er UN-Erklärung zu den Rechten der indigenen Völker enthält ebenfalls das prior informed consent in Bezug auf das indigene Kulturerbe, im weiteren Sinne als „cultural, religious and spiritual property“. Das ist tatsächlich von Artikel 11 Abs. 2 in Verbindung mit dem Recht auf Rückforderung derjenigen Gegenstände vorgesehen, die ohne ihre Zustimmung entfernt wurden.176 Ein Ausgleich im Sinne von „just, fair and equitable compensation“ wird hier bezüglich der Rechte auf die von ihnen traditionell besessenen bzw. benutzten „lands, territories and resources […] which have been confiscated, taken, occupied, used or damaged without their free, prior and informed consent gefordert. Bewegliche Objekte mit kultureller Bedeutung sind also in dieser Forderung nicht enthalten.177

           Die Principles and Guidelines sind kein verbindliches Instrument. Sie wurden von der Sonderberichterstatterin der UN-Arbeitsgruppe über Indigene Bevölkerungen Erica-Irene Daes nach Veranlassung des UN-Sub-Commission on Prevention of Discrimitation and Protection of Minorities ausgearbeitet. Sie legen jedoch internationale Standards fest. Die UN-Erklärung ihrerseits geht weiter, obwohl Staaten nicht rechtlich dazu verpflichtet sind, die in der Erklärung vorgesehenen Rechte auf innerstaatlicher Ebene anzuerkennen. Die Erklärung ist trotzdem eine offizielle Aussage der UN-Mitgliedsstaaten darüber, dass sie im internationalen Recht den Schutz der Rechte der indigenen Völker vorsieht. Somit bleibt die Erklärung in rechtlicher Hinsicht zwar unverbindlich, sie hat aber trotzdem eine politische und moralische Kraft.178

          II. Eigentumselemente im Schutz des „indigenen Kulturerbes“ im engeren Sinne

           Im Vergleich zu den Principles and Guidelines und der UN-Erklärung bezieht sich das CBD auf das indigene Kulturerbe in einem engeren Sinne. Betrachtet wird hier die Anwendung von Kenntnissen, Innovationen und Gebräuchen von indigenen und lokalen Gemeinschaften; also keine materiellen kulturellen Schöpfungen. Im Artikel 8(j) des CBD sind dieselben Elemente wie in den Principles and Guidelines und der UN-Erklärung gewissermaßen enthalten. Diesem Artikel gemäß muss die Anwendung dieser Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche mit Billigung und unter Beteiligung der Träger begünstigt und die gerechte Teilung der aus der Nutzung dieser Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche entstehenden Vorteile gefördert werden. Hier werden die oben genannten Elemente einigermaßen weitgehend relativiert. Zum einen findet man also hier die Billigung („approval“) der Gemeinschaften bei der Anwendung der Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche, wenngleich nicht ausdrücklich bestimmt wurde, dass sie „free and prior“ sein müsse. Zum anderen geht aus der gerechten Teilung der von der Nutzung entstehenden Vorteile („benefit sharing“) hervor, dass die Gemeinschaften von jedem aus der Nutzung abgeleiteten kommerziellen Ertrag profitieren müssen.

           Das CBD ist anders als die oben erwähnten Dokumente eine internationale Konvention, d. h. ein internationaler Vertrag, durch den die Staaten bestimmte Pflichten übernommen haben. Hier wurden jedoch diese Eigentumselemente mit vorsichtigem Wortlaut formuliert. Seine Normen schreiben in der Tat keine Rechte der indigenen und lokalen Gemeinschaften vor. Das CBD enthält aber eine durch die Formulierung „soweit möglich und sofern angebracht“ („as far as possible and as appropriate“) relativierte Pflicht eines jeden Staates eingeschlossen, die ebenfalls von den Zielen der Konvention (Art. 1) eingerahmt wird. Die Anwendbarkeit sowie auch die Effektivität solcher auf das Eigentum bezogenen Elemente sind sowohl aus rechtlicher als auch aus wirtschaftlicher Perspektive jedoch keinesfalls unumstritten.179

          III. Nationale Gesetze

           In den nationalen Rechtsordnungen, beispielsweise in Peru, werden das prior and informed consent und das benefit sharing als Voraussetzung für den Zugang zum mit biologischen Ressourcen verbundenen kollektiven Wissen von indigenen Völkern vorgeschrieben. Artikel 6 des Gesetzes 27811 bezieht sich auf die Pflicht jedes Interessierten, die Zustimmung der zuvor informierten zuständigen indigenen Organisationen zu erlangen. Artikel 7 schreibt den Abschluss eines Lizenzvertrags über die ausgewogene Beteiligung an Vorteilen vor, falls der Zugang eine kommerzielle bzw. industrielle Nutzung bezweckt.

           Nationale Regelungen zum Kulturgüterschutz schließen für materielle Kulturgüter das prior and informed consent und das benefit sharing nicht ein. Sofern es keine spezifische Bestimmung gibt und folglich indigene Kulturgüter in der Begriffsbestimmung der schützenwerten Kulturgüter eingeschlossen sind, gelten die im Bereich Kulturgüterschutz anwendbaren Normen über das Eigentum ebenfalls hinsichtlich der in indigenen Völkern entstandenen Gegenstände. Das betrifft diejenigen Vorschriften, die sowohl das Staats- als auch das Privateigentum an Kulturgütern regeln.

           Jedoch existieren auch bestimmte Regelungen, die mit den besonderen Kulturgüterschutzgesetzen nicht immer identisch sind. Sie zielen auf einen besonderen Schutz indigener Kulturgüter ab.180 Obwohl sie kein Eigentumsrecht als solches zugunsten der indigenen Völker deklarieren, erkennen sie die indigenen Völker oder Gemeinschaften teilweise als Träger gewisser Rechte an.

           Unter den nationalen Rechtsordnungen kann man in diesem Sinne drei Konstellationen erkennen. Zwei von ihnen betreffen Kulturgüterschutzgesetze, in denen kulturelle indigene Schöpfungen ausdrücklich berücksichtigt werden. In die dritte Gruppe fallen Gesetze, die eine Art von sui generis-Normen darstellen. In den nationalen Kulturgüterschutzgesetzen lassen sich die zwei folgenden Konstellationen unterscheiden:

           Zur ersten gehören diejenigen Gesetze, die Respekt vor den indigenen Kulturen verlangen und ihren Schutz fördern. Das Dekret 26-97 von Guatemala verbietet zum Beispiel, dass die traditionelle Kultur der indigenen Gemeinschaften beeinträchtigt wird, sodass die Entwicklung ihrer Lebensweise, die Durchführung ihrer traditionellen Rituale und die Nutzung ihrer Sprachen nicht verhindert werden. Verstöße dagegen werden mit Geldbuße bestraft.181 Das ecuadorianische Institut für Kulturerbe muss Maßnahmen zur Erhaltung und zum Schutz der indigenen Kulturen: Gebräuche, Sprache, Handwerk usw., treffen. Um dies zu kontrollieren, ist beispielsweise jede Forschung über diese Kulturen genehmigungspflichtig sowie auch ihre auf kommerzielle Anwendung gerichtete Dokumentation.182

           Zum zweiten findet man darin diejenigen Gesetze, die die Einschließung der indigenen Kulturgüter als Kulturerbe der Nation explizit vorsehen. Hier sind die indigenen Kulturgüter den Bestimmungen zum Kulturgüterschutz direkt unterworfen. So ergänzt beispielsweise das Dekret 21951 von Bolivien, das insbesondere auf indigene Textilien zielt,183 das Kulturgüterschutzgesetz (Dekret 05918), damit „ethnologische, ethnographische und folkloristische Ausdruckformen sowie Kunsthandwerk und Textilien, die vor 1950 hergestellt wurden“, als nationales Kulturerbe erfasst werden.184 Daraus folgt, dass nicht nur ihre Ausfuhr, sondern auch ihre Veräußerung verboten wird. Sie gehören dem Staat und müssen inventarisiert werden.185 Die Vorschriften des Dekrets 21951 wurden für die Wiedererlangung von traditionellen Textilien der indigenen Gemeinschaften aus Coroma durch das 1990er Dekret 22546 ergänzt. Im Dekret wurde die Unterstützung der Regierung für die Wiedererlangung und Rückgabe der illegal entfernten und exportierten Textilien festgelegt. Auffällig ist, dass, obwohl das Eigentum an den Textilien – den Dekreten 21951 und 05918 zufolge – in den Händen des Staates stand und steht, vorgesehen wurde, dass sie wegen ihrer Bedeutung für die soziale, politische und religiöse Organisation der Ayllus nach Coroma, aber in kein Museum, zurückgegeben werden mussten. Es lag kein Eigentum zugunsten der Indigenen aus Coroma vor, aber trotzdem wurden sie als Beschützer bzw. Bewahrer anerkannt.186

           Weitere nationale Kulturgüterschutzgesetze, nach denen die indigenen Kulturgüter zum Kulturerbe der Nationen gehören, sind diejenigen von Honduras und Paraguay. Darin werden aber ausdrücklich nur kulturelle Schöpfungen genannt, die nicht körperlich sind. Das honduranische Gesetz spricht von indigenen Namen von Dörfern und Stätten, etwa heiligen Orten (Toponomie), sowie von kulturellen Ausdrucksformen.187 Nach dem Gesetz von Paraguay können indigene Sprachen, der Volksglauben und darüber durchgeführte Studien zum nationalen Kulturerbe erklärt werden.188

           Die dritte Gruppe von Gesetzen schließt, wie oben gesagt, Regelungen ein, die eine Art von sui generis-Normen darstellen. Diese nationalen Gesetze betrachten die indigenen Kulturgüter nicht aus der Perspektive des Schutzes des Kulturerbes; sie konzentrieren sich vielmehr auf ihren Schutz als unkörperliche, geistige Schöpfungen. Dies gewährleisten sie in einer Form, die zwar mit dem geistigen Eigentum nicht identisch ist, aber sich doch ihren Normen nähert. Von Bedeutung ist aber in diesem Zusammenhang, zwei weitere nationale Gesetze zu nennen, die besondere „Eigentumsformen“ regeln. Diese sind das Gesetz 426 von Guatemala, das das exklusive Eigentum zur Nutzung von Designs, Zeichnungen und Stickereien von indigenen Textilien („propiedad exclusiva para usar diseños, dibujos y bordados de tejidos indígenas“) vorsieht, und das Gesetz 20 von Panama, das „kollektive geistige Eigentumsrechte“ („derechos colectivos de propiedad intelectual) regelt.

          1. Gesetz 426 aus Guatemala

           Dieses Gesetz unterteilt die erfassten Textilien in „autochthone Textilien“, „originale Textilien“ und „Textilien aus Guatemala“.189 Das indigene Komitee jedes Volkes bzw. jeder Gemeinschaft, dessen Zusammensetzung im Gesetz selbst bestimmt ist,190 kann Designs, Zeichnungen und Strickereien von autochthonen und originalen Textilien beim Marken- und Patentamt registrieren lassen. Dadurch erhält das Komitee das exklusive Eigentum der solcherart geschützten Textilien. Damit ist das Komitee berechtigt, die Nutzung der vom Amt erteilten Authentizitäts-Kennzeichnung zu kontrollieren und zu verwalten.191 Nur indigene Gemeinschaften aus Guatemala, die diese Textilien traditionell herstellen, dürfen die entsprechende Authentizitäts-Kennzeichnung auf die von ihnen hergestellten autochthonen bzw. originalen Textilien anwenden. Weitere industriell hergestellte Textilien dürfen nicht als indigen gekennzeichnet werden. Die Textilindustrie darf jedoch ihre Designs registrieren lassen, damit sie als „Textilien aus Guatemala“ vermarktet werden können, vorausgesetzt, dass solche Designs keine autochthonen oder originalen Designs sind, wenngleich sie nicht registriert wurden.192 Überdies ist es verboten, Textilien mit indigenen Designs im Inland zu verkaufen bzw. zu kaufen oder zu exportieren.193

          2. Gesetz 20 aus Panama

           Das Gesetz 20 von Panama wurde 2000 verabschiedet und wird, wie oben erwähnt, in der Literatur als eines der umfassendsten sui generis-Systeme zum Schutz des kulturellen Erbes der indigenen Völker betrachtet.194 Hier werden sogenannte kollektive geistige Eigentumsrechte von indigenen Völkern an ihren Schöpfungen geregelt. Schutzwürdige Schöpfungen sind nach dem Gesetz Verkleidung, Musikinstrumente und Arbeitsmittel, also körperliche Gegenstände, aber auch Musik, Tänze und weitere immaterielle Hervorbringungen.195 Darunter fallen traditionelle Kleidungsstücke von den folgenden indigenen Völkern: Cuna, Ngöbe, Buglé, Emberá, Wounaán, Naso und Bri-bri.196 Laut Gesetz dürfen Dritte mit indigenem Kulturerbe dieser Art nicht exklusiv umgehen, wenn sie dazu nicht autorisiert sind.197 Explizit im Gesetz findet man, dass die Zustimmung der betroffenen Gemeinschaft erforderlich ist, wenn etwa traditionelle Tänze oder weitere Darstellungen, die in Verbindung mit ihrer Kultur stehen, von Dritten aufgeführt werden; das gilt auch, wenn indigene Verkleidungen reproduziert bzw. nachgebildet werden.198

           Die entsprechenden Schöpfungen müssen aber registriert sein, damit sie geschützt und andere aus ihrer Nutzung bzw. Anwendung ausgeschlossen werden können.

           Die Registrierung eines Gutes darf vom Vertreter der Gemeinschaft bei der Behörde auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes beantragt werden.199 Über die Frage, wie die Gemeinschaft vertreten wird und wer als Vertreter anerkannt ist, wird anders als im Gesetz 426 von Guatemala das indigene Gewohnheitsrecht angewendet. Das indigene Gewohnheitsrecht kann außerdem die Nutzung und die Kommerzialisierung jedes registrierten kulturellen Gutes regeln, sofern das in der Nutzungsordnung, die ebenfalls registriert werden muss, steht.200 Jedenfalls ist aber festgelegt, dass der Schutz zeitlich unbegrenzt ist.201 Artikel 18 und Artikel 19 des Gesetzes 20 verbieten außerdem die Einfuhr von Produkten, die die geschützten Gegenstände imitieren. Damit wurde versucht, die Authentizität der Herstellung und den mit traditionellen kulturellen Ausdrucksformen verbundenen Industriesektor zu schützen.

           Neben den Regelungen des Gesetzes 20 stehen in diesem Zusammenhang auch diejenigen panamaischen Gesetze, die sich auf den Import von Handarbeiten ausländischer Herkunft beziehen, nämlich das Importverbot von Artikeln, die traditionelle Güter wie etwa molas202 nachbilden. Diese Normen befinden sich im Gesetz 21 von 1967 und im Gesetz 26 von 1984. Sie betreffen zum großen Teil Gegenstände, die von indigenen Völkern hergestellt werden.

           Um das nationale Handwerk und die Manufakturen zu schützen, gelten nach dem Gesetz 21 für bestimmte Artikel, die auf einer detaillierten geschlossenen Liste eingetragen sind, ebenfalls Importbeschränkungen. Die Liste enthält viele Gegenstände; einige davon können indigener Herkunft sein.203 Das Gesetz 26 richtet sich spezifisch auf den Schutz eines bestimmten Typs von Textilien, nämlich die oben genannten molas. Diese sind für das Cuna-Volk von großer Bedeutung. Einerseits stellen sie eine Ausdrucksform seiner Kultur dar und andererseits spielt ihre Kommerzialisierung eine zentrale Rolle für die Wirtschaft der Gruppe. Der Erlass des Gesetzes stellte eine behelfsmäßige Schutzmaßnahme dar, weil die Herstellung von Fälschungen besonders in Japan und in Taiwan überhand genommen hatte und diese in den USA und in Panama selbst vermarktet wurden.204 Infolgedessen ist im Gesetz 26 vorgeschrieben, dass imitierte oder gefälschte molas oder Textilien, die auf dem Markt mit einer anderen Kunsthandwerkarbeit des Cuna-Volkes konkurrieren könnten, in Panama nicht importiert werden dürfen.

          IV. Zusammenfassung

           In den beiden oben dargelegten Gesetzen – das Gesetz 426 Guatemalas und das Gesetz 20 Panamas – sind unterschiedliche eigentumsähnliche Regelungen vorgesehen. Dies betrifft insbesondere die Exklusivität bei der Nutzung bzw. Anwendung des Schutzgegenstandes. Im Vergleich mit dem geistigen Eigentum liegt jedoch die Besonderheit der dargelegten nationalen Schutzsysteme darin, dass die Voraussetzungen für den Schutz des geistigen Eigentums nicht gefordert werden. Es lässt sich außerdem feststellen, dass, während im Gesetz 426 von Guatemala lediglich immaterielle Elemente des Gegenstandes geschützt werden, im Gesetz 20 von Panama nicht nur solche Elemente, sondern darüber hinaus der Gegenstand selbst geschützt wird. Die Betonung liegt aber auch im letzteren Fall auf den Schöpfungen nichtkörperlicher Art.

           Aus den dargelegten Erörterungen geht hervor, dass in Bezug auf indigene Kulturgüter auch die nationalen Regelungen (sui generis-Gesetze) lediglich immaterielle Schöpfungen mit gewissen eigentumsähnlichen Elementen verknüpfen. Das könnte einerseits daran liegen, dass die nationalen Gesetze von den Normen des geistigen Eigentums und in den letzten Jahren von den Diskussionen in den internationalen Foren, namentlich dem CBD und der WIPO, geprägt wurden, die sich auf den Schutz immaterieller Schöpfungen der indigenen Völker konzentrieren. Weitere internationale Standards, die sich auf dem Sektor indigener Rechte entwickelt haben und das indigene Kulturerbe im weiteren Sinne betrachten, haben insbesondere die auf unkörperliche Hervorbringungen von indigenen Völkern gerichteten Diskussionen beeinflusst. Wenn andererseits indigene Kulturgüter materieller Natur von den nationalen Gesetzen erfasst werden, geschieht das in der Regel nur in den Kulturgüterschutzgesetzen, und zwar als Bestandteil des Kulturerbes der Nation. Daraus folgt, dass auch bei diesen Kulturgegenständen die Vorstellung herrscht, dass das Interesse der Allgemeinheit – und somit des Staates – gegenüber den Interessen jedes anderen Subjekts, wie Individuen oder Gruppen, Vorrang haben sollte. Es ist aber klar vorgeschrieben, dass nicht nur dem Staat, sondern auch Individuen Eigentumsrechte an solchen Gütern zuerkannt werden. Die Zuweisung eines exklusiven Rechts auf diejenigen körperlichen beweglichen Gegenstände, die die indigenen Völker hervorgebracht haben und daher mit ihnen in unmittelbarer Verbindung stehen, ist noch nicht gelungen.205 In Guatemala wird beispielsweise noch immer die Meinung vertreten, dass, obwohl die Maya-Gruppe exklusive Rechte zur Verwaltung ihrer heiligen Orte einschließlich der archäologischen Stätten verlangen, alle Guatemalteken die gleichen Rechte auf den Schutz solcher Orte bzw. Stätten hätten.206

          I. Zwischenergebnis

           Das Eigentum ist im Grunde genommen eine innerstaatliche Angelegenheit. So ist auf innerstaatlicher Ebene das Eigentumsrecht an Kulturgütern regelmäßig dem allgemeinen Eigentumsregime unterworfen. Im Bereich von Kulturgütern unterliegt das Eigentumsrecht jedoch unterschiedlichen Beschränkungen, die auf dem Interesse der Allgemeinheit an der künstlerischen, historischen und im Allgemeinen kulturellen Bedeutung solcher Gegenstände basieren. Solche Beschränkungen können nicht nur die Ausübung des Eigentumsrechts antasten, sondern auch wesentliche Befugnisse der Eigentümer, sodass in manchen Fällen die Absolutheit, in anderen Fällen die Exklusivität des Eigentums beschränkt werden kann. Dass die Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention aufgrund ihrer Erfahrungen in der Vergangenheit einschränkende Regelungen für das Eigentum erlassen, zielt prinzipiell darauf ab, den legalen Handel mit ihren Kulturgütern zu erschweren. Jede Form der Behinderung des Verkehrs mit Kulturgütern dient zwar dazu, dass der Staat mehr Kontrolle über die Güter bekommt. Man muss aber hinterfragen, ob das ein effektives Instrument zur Bekämpfung des internationalen illegalen Handels ist. Dies lässt sich verneinen, sofern die nationalen Restriktionen in anderen Staaten nicht anerkannt werden und somit von den Gerichten nicht anwendbar sind.

           In diesem Kontext wurde andererseits herausgearbeitet, dass die Zuweisung eines exklusiven Rechts der indigenen Völker auf ihre materiellen Schöpfungen, die in enger und unmittelbarer Verbindung mit ihnen – und nicht unbedingt mit nicht indigenen Individuen oder mit dem Staat als Gesamtheit – stehen, in den untersuchten Rechtsordnungen immer noch unvollkommen ist.
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            1 Diese Frage wird in unterschiedlicher Form häufig zum Ausdruck gebracht, zum Beispiel who owns the past? (Fitz Gibbon 2005); who owns antiquity? (Cuno 2008); who owns Native culture? (Brown 2003).
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            3 Dieses Thema ist insbesondere in Bezug auf die Rückgabe bzw. Wiedererlangung von illegal erworbenen Kulturgütern relevant. Siehe Art. 5 Abs. 1 UNIDROIT-Konvention, 1995: „A Contracting State may request the court or other competent authority of another Contracting State to order the return of a cultural object illegally exported from the territory of the requesting State.“
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(e) cultural property received as a gift or purchased legally with the consent of the competent authorities of the country of origin of such property;
(f) cultural property acquired by a State or one of its nationals before this Convention entered into force for the State in question.“ Siehe Anlage 3 des UNESCO-Dokuments UNESCO/SHC/MD/5, 1970.
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            25 Art. 8 Dekret 8, 1966; Art. 5, 30 Dekret 81-84, 1984.
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            28 Moore 1988, S. 467. Moore nennt solche Regelungen „Umbrella Statues“.
          

          
            29 Vgl. Weidner 2001, S. 95 ff.
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           1. Materielle bewegliche Kulturgüter werden zu ihrem Schutz in den internationalen Rechtsinstrumenten zum Kulturgüterschutz im Wesentlichen mit dem Ursprungsland und sonst mit keinem anderen Subjekt verbunden. Es lässt sich auf dieser Ebene eine eher begrenzte Berücksichtigung der Interessen der indigenen Völker finden, und zwar in der 1995er UNIDROIT-Konvention. Darin ist einerseits vorgesehen, dass das Gericht oder die zuständige Behörde des Staates, in dem ein illegal ausgeführtes Kulturgut sich befindet, nach dem Rückführungsverfahren gemäß Artikel 5 Abs. 3 die Rückgabe anordnen muss, falls der ersuchende Staat nachweist, dass die Entfernung des Gutes seinen traditionellen oder rituellen Gebrauch durch eine tribale oder indigene Gemeinschaft wesentlich beeinträchtigt. Andererseits ist beim Rückgabeverfahren gestohlener Kulturgüter nach Artikel 3 vorgesehen, dass indigene Kuturgüter lediglich der Verjährungsfrist von drei Jahren ab dem Zeitpunkt, an welchem die Belegenheit und die Identität des Besitzers bekannt wird, unterworfen sind, und nicht der allgemeine Frist von fünfzig Jahren ab dem Diebstahl.

           Solange jedoch die UNIDROIT-Konvention von denjenigen Staaten, die traditionell Kulturgüter-Konsumenten sind, nicht ratifiziert wird, steht im Allgemeinen nur der diplomatische Weg zur Verfügung, und zwar nur zugunsten der Herkunftsstaaten. In dieser Normenkonstellation stehen Gruppen und Individuen nicht im Mittelpunkt, ihre Interessen werden nachrangig behandelt. Indigenen Völker und Gemeinschaften stehen in diesem Kontext lediglich die in den nationalen Rechtsordnungen zugewiesenen Rechte zu.

           2. Bemühungen zum rechtlichen Schutz von Kulturgütern auf regionaler Ebene gehen im amerikanischen Raum auf die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts zurück. Am Anfang fokussierten sie sich auf den Schutz kultureller Denkmäler in Kriegszeiten, aber später wurde versucht, auch den illegalen internationalen Handel mit Kulturgütern zu bekämpfen. Auch im hierfür geschaffenen normativen Rahmen, der sich auf bewegliche Kulturgüter erstreckt, finden indigene materielle Kulturgegenstände keinen besonderen Schutz, der etwa die Notwendigkeit des Verbleibens in ihrem ursprünglichen Kontext zum Gegenstand hat. Obwohl sich in den letzten Jahren auf internationaler Ebene die Einsicht entwickelt hat, dass indigene Rechte im Bereich der Kulturgüter zu schützen sind, und in früheren regionalen Rechtsinstrumenten (1976er San Salvador-Konvention) auf Güter mit kultureller Bedeutung für existierende indigene Völker in gewissem Maße Rücksicht genommen wurde, werden indigene Kulturgüter und ihre Schöpfer in neueren regionalen Instrumenten im Bereich Kulturgüterschutz (2004er Beschlusses 588 der Andengemeinschaft) nicht explizit berücksichtigt.

           Zum Schließen dieser Lücke könnte bis zu einem gewissen Grad der Abschuss eines regionalen Instruments zu den Rechten der indigenen Völker dienen, das Schutz und Wiedererlangung von indigenen Kulturgütern seitens der Völker selbst erlaubt, wie es im OAS-Entwurf vorgesehen ist. Dies würde aber nur bis zu einem bestimmten Punkt eine Lösung darstellen, insofern als Bewusstsein, Willen und Verantwortung für den Schutz solcher Kulturgüter und der Respekt vor den mit ihnen verbundenen Kulturen innerhalb eines jeden Staates vorwiegen müssten. Dies wäre die Grundvoraussetzung für die Durchsetzung und weitere Entwicklung von operativen Mechanismen im innerstaatlichen Raum. Die Entwicklung von Bewusstsein, Willen und Verantwortung auf nationaler Ebene würde letzten Endes außerdem zur politischen Verständigung und Verbindlichkeit auf völkerrechtlicher Ebene beitragen.

           3. Angesichts der allgemeinen Rechtslage in den untersuchten lateinamerikanischen Ländern lässt sich dennoch feststellen, dass die von den supranationalen Standards im Bereich Kulturgüterschutz vorgegebenen Aufgaben auf der gesetzgeberischen Ebene größtenteils erfüllt sind. Vollkommen durchgeführt sind die erlassenen Regelungen aber noch immer nicht.

           Unbefriedigend ist immer noch die sowohl supranationale als auch innerstaatliche Gesetzgebung im Bereich Kulturgüterschutz aufgrund des Mangels einer ausdrücklichen Erfassung von materiellen indigenen Kulturgütern bei der Bestimmung des Schutzgegenstandes. Dies betrifft besonders das innerstaatliche Recht, weil die Verantwortung für die Bestimmung der Schutzwürdigkeit eines Kulturgutes bzw. einer Kulturgüterkategorie in erste Linie in den Händen der Staaten liegt. Zwar hängen der effektive Schutz und die tatsächliche Anerkennung ihrer Bedeutung für die ursprüngliche Kultur nicht von der ausdrücklichen Eintragung als schützenwertes Objekt ab, aber es würde mehr Rechtssicherheit bringen, mindestens einen Maßstab bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen vorzugeben. Die Gründe für die gegenwärtige Lage liegen allerdings zum Teil darin, dass öffentliche Museen bzw. Organisationen angesichts des Wunsches nach Vollständigkeit ihrer Sammlungen die indigenen Ansprüche für anfechtbar halten. Es scheint andererseits offensichtlich, dass die Beibehaltung indigener Kulturgüter in der ursprünglichen Gruppe auch die gewünschte Vollständigkeit einer nationalen kulturellen Identität herausfordert.

           4. Der Vorrang des Staates im Bereich Kulturgüterschutz lässt sich nicht nur in den supranationalen Rechtsnormen, sondern auch im innerstaatlichen Recht erkennen. Dies kommt besonders durch den Erlass von Regelungen zum Ausdruck, die aufgrund der Bedeutung der Kulturgüter das Privateigentum für die Allgemeinheit auf unterschiedliche Weise einschränken. Aspekte, die etwa in der UNESCO-Konvention ebenfalls zu finden sind, dienen zur Beschränkung des Eigentums an Kulturgütern im innerstaatlichen Recht. Solche Aspekte betreffen diejenigen, die in den meisten nationalen Kulturgüterschutzgesetzen zu finden sind, wie beispielsweise Regelungen zum Export einschließlich seiner Untersagung, die Unveräußerlichkeit von Gegenständen mit kultureller Bedeutung, die Aufstellung und Führung von Registern und der in situ-Schutz.

           Die in diesem Sinne strikte Gesetzgebung der Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention zielt darauf ab, den legalen Handel mit ihren Kulturgütern zu erschweren. Diese Behinderung des Verkehrs von Kulturgütern dient zwar dazu, dass der Staat mehr Kontrolle über die Güter hat, es bedeutet aber nicht unbedingt, dass der internationale illegale Handel dadurch effektiv bekämpft würde. Dies ist dann der Fall, wenn die nationalen Restriktionen in anderen Staaten nicht anerkannt und somit von den nationalen Gerichten nicht angewendet werden müssen.

           5. Im dargelegten Kontext wäre eigentlich kaum Raum, ein exklusives Verfügungsrecht über die materiellen Schöpfungen den indigenen Völkern zuzuweisen, etwa in der Form des traditionellen Eigentumsrechts. Der Bedarf eines solchen Rechts erklärt sich daraus, dass solche Objekte mit diesen Völkern – und nicht unbedingt mit nicht indigenen Individuen oder mit dem Staat – in unmittelbarer Verbindung stehen. Die normative Tendenz, die sich auf nationaler Ebene erkennen lässt – besonders unter Berücksichtigung der immateriellen bzw. unkörperlichen Dimension indigener kultureller Schöpfungen und unter diesen namentlich diejenigen von technischem bzw. naturwissenschaftlichem Charakter – hat dazu geführt, dass sowohl auf der internationalen als auch auf der nationalen Ebene bestimmte Eigentumsansprüche den Vertretern der indigenen Völker lediglich für geistige Schöpfungen und nicht für materielle Gegenstände zuerkannt werden. Eine diesbezügliche Erweiterung des Rechts würde jedenfalls die Frage aufwerfen, ob sie durchsetzbar ist. Weitere intensive Auseinandersetzungen unter den beteiligten Akteuren wären, wie bereits in der Vergangenheit, absehbar.

           6. Die Arbeit macht deutlich, dass in den untersuchten lateinamerikanischen Ländern die Berücksichtigung der indigenen materiellen Objekte in den einschlägigen geltenden Rechtsnormen noch nicht vollständig erreicht wurde. Die Antwort auf die eingangs gestellte Frage, inwiefern solche Gegenstände in die geltenden supranationalen Normen und in das innerstaatliche Recht aufgenommen wurden, sollte zu einer Folgediskussion anregen, wie weitere leistungsfähige Rechtsmechanismen innerhalb oder außerhalb des Rechtsrahmen zum Kulturgüterschutz, etwa durch sui generis-Instrumente, geschaffen werden könnten.
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            Tabelle 1. Anthropologische Gegenstände aus Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention im Department of Anthropology des Smithsonian National Museum of Natural History
          

          
            
              	
                Bolivien

              
              	
                423

              
            

            
              	
                Costa Rica

              
              	
                1629

              
            

            
              	
                Ecuador

              
              	
                1751

              
            

            
              	
                El Salvador

              
              	
                189

              
            

            
              	
                Guatemala

              
              	
                991

              
            

            
              	
                Nicaragua

              
              	
                1324

              
            

            
              	
                Panama

              
              	
                5000

              
            

            
              	
                Peru

              
              	
                4953

              
            

          

          
            
              
                Quelle
              
              : OPAC des Department of Anthropology, Smithsonian National Museum of Natural History, abrufbar unter: 
              
                http://collections.nmnh.si.edu/anth/pages/nmnh/anth/Query.php
              
               (Zugang am 22.10.2009).
            
          

          
            Tabelle 2. Anthropologische Gegenstände aus Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention im Yale Peabody Museum
          

          
            
              	
                Bolivien

              
              	
                53

              
            

            
              	
                Chile

              
              	
                29

              
            

            
              	
                Costa Rica

              
              	
                998

              
            

            
              	
                Guatemala

              
              	
                987

              
            

            
              	
                Panama

              
              	
                3123

              
            

            
              	
                Peru

              
              	
                3841

              
            

          

          
            Quelle: OPAC des Yale Peabody Museum, abrufbar unter: http://research.yale.edu/peabody/COLLECTIONS/ant/ (Zugang am 22.10.2009).
          

          
            Tabelle 3. Bilaterale Verträge zwischen den Vertragsstaaten der San Salvador-Konvention und den USA
          

          
            [image: Image 10000000000003C90000013DC50364B5.jpg]
          

          
            * NIB: Notimportbeschränkung

            
              Quelle
            
            : US-Department of State, Bureau of Educational and Cultural Affairs, Guide to the Cultural Property Import Restrictions imposed by the United States of America, abrufbar unter: http://exchanges.state.gov/heritage/culprop/chart2.pdf (Zugang am 15.01.2010).
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